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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die Lage der Wirtschaft wird derzeit intensiv dis-
kutiert. Dabei stand zuletzt insbesondere die Frage 
unserer internationalen Wettbewerbsfähigkeit im 
Fokus. Im BMF wissen wir, dass wir die Standort-
bedingungen in Deutschland verbessern müssen  – 
und auch verbessern können. Wir haben daher eine 
ganze Reihe von Initiativen auf den Weg gebracht, 
mit denen uns dies gelingen kann. Neben dem Ent-
wurf des Wachstumschancengesetzes, den das Bun-
deskabinett in Kürze beschließen wird, wurde der 
Entwurf für ein Zukunftsfinanzierungsgesetz bereits 
erfolgreich auf den Weg in das parlamentarische 
Verfahren gebracht. Wie wir mithilfe dieses Geset-
zes Start-ups und den Kapitalmarkt stärken, erläu-
tert Ihnen unser Parlamentarischer Staatssekre-
tär Dr. Florian Toncar im Interview. Zugleich stellen 
wir Ihnen in unserem Schlaglichtartikel die vielfälti-
gen Maßnahmen und Mechanismen des Zukunftsfi-
nanzierungsgesetzes näher vor. Unser Ziel ist es, pri-
vates Kapital zu mobilisieren und den Finanzplatz 
Deutschland attraktiver zu machen.

Das Zukunftsfinanzierungsgesetz, ebenso wie das 
Wachstumschancengesetz, sind erste wesentliche 

Schritte, um unsere Wirtschaft für die Zukunft fit zu 
machen. Unsere Ambitionen gehen aber noch wei-
ter  – zum Beispiel beim Bürokratieabbau. Die Ver-
gabe öffentlicher Aufträge ist für viele Unterneh-
men in Deutschland ein zentraler Faktor. Der teils 
immense Verwaltungsaufwand, der mit öffentlichen 
Aufträgen heute leider noch immer oft verbunden 
ist, ist für viele Unternehmen jedoch zugleich ein 
großes Hemmnis. Der Koalitionsvertrag sieht des-
halb eine Überarbeitung des Vergaberechts vor. Das 
BMF hat gegenüber dem federführenden Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) 
bereits frühzeitig konkrete und weitreichende Vor-
schläge unterbreitet, wie wir das bestehende System 
vereinfachen und Vergaben beschleunigen können. 
Das BMWK wird hierzu in den nächsten Monaten 
einen Gesetzentwurf vorlegen.

Um im internationalen Wettbewerb mithalten zu 
können, muss es auch bei der Digitalisierung der öf-
fentlichen Verwaltung schneller und in größeren 
Schritten vorangehen. Ein wichtiger Aspekt dabei 
sind sichere und datenschutzkonforme Cloud-In-
frastrukturen und Cloud-Services. Das Leistungs-
vermögen der Delos Cloud, die wir nun im BMF 
einführen, wird seinen Teil zur Umsetzung der 
Multi-Cloud-Strategie der Bundesregierung beitra-
gen. Was genau dahinter steckt, erläutern wir eben-
falls in diesem Monatsbericht.

Die Lektüre dieser Ausgabe wird Ihr Fachwissen mit 
vielen interessanten Erkenntnissen bereichern. Ich 
wünsche Ihnen viel Freude beim Lesen.

Ihr	  

 
Steffen Saebisch	  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen

Editorial
Editorial
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Das Zukunftsfinanzierungsgesetz im 
parlamentarischen Verfahren

	● Am 16. August 2023 wurde der gemeinsam vom BMF und vom Bundesministerium der Justiz 
vorgelegte Regierungsentwurf für das Zukunftsfinanzierungsgesetz (ZuFinG) vom Kabinett ver-
abschiedet.

	● Das ZuFinG leistet einen wichtigen Beitrag dafür, mehr privates Kapital zu mobilisieren, den 
Finanzplatz Deutschland attraktiver zu machen und den deutschen Kapitalmarkt auf die nächste 
Stufe zu heben. Damit werden Impulse für Wachstum gesetzt. Dies hilft auch dabei, die Aufgaben 
des digitalen Wandels und die Transformation hin zum klimaneutralen Wirtschaften zu bewälti-
gen.

	● Ein besonderer Fokus liegt dabei auch auf Verbesserungen der Rahmenbedingungen für Start-
ups und Wachstumsunternehmen. Hierzu zählen insbesondere viele Maßnahmen zur Förderung 
der Mitarbeiterkapitalbeteiligung sowie die Einführung von Mehrstimmrechtsaktien. Durch das 
ZuFinG wird sichergestellt, dass Start-ups in Deutschland gute Bedingungen dafür vorfinden, die 
nächsten Schritte ihrer Entwicklung zu gehen.

Einleitung

„Es kommt nicht darauf an, die Zukunft vorauszu-
sagen, sondern darauf, auf die Zukunft vorbereitet 
zu sein.“

Dieser Satz wird Perikles zugeschrieben, einem be-
deutenden Staatsmann im alten Athen, den viele 
als einen der Urväter der Demokratie ansehen. Mit 
dem Namen Zukunftsfinanzierungsgesetz (ZuFinG) 
wollen wir deutlich machen, dass die kapitalmarkt-
basierte Finanzierung bei der Transformation un-
serer Wirtschaft und den dafür nötigen massiven 
Investitionsbedarfen eine zentrale Rolle spielt. Ein 
leistungsfähiger Kapitalmarkt ist eine wichtige 
Vorbereitung auf die Zukunft.

Der Wirtschaftsstandort Deutschland war in den 
vergangenen Jahren mit tiefgreifenden Krisen kon-
frontiert. Die Auswirkungen der Corona-Pandemie 
waren noch nicht vollständig überwunden, als der 
russische Angriffskrieg begann. Mit der Aggression 

Russlands gingen stark steigende Energiepreise 
und eine anhaltende Inflation im Euroraum ein-
her. Die Auswirkungen der multiplen Krisen sind 
weiterhin zu spüren. In diesem anspruchsvollen 
Umfeld muss der Wirtschaftsstandort zugleich die 
großen Zukunftsherausforderungen der Dekarbo-
nisierung, Digitalisierung und des demografischen 
Wandels bewältigen und seine Wettbewerbsfähig-
keit behaupten.

Hierfür braucht es eine angebotsorientierte Po-
litik, die das Wachstum stärkt, ohne der Inflation 
zusätzlichen Auftrieb zu geben. Gefragt sind also 
Maßnahmen, welche die Rahmenbedingungen für 
Investitionen und Innovationen verbessern und 
dadurch einen gezielten Wachstumsimpuls setzen. 
Hier spielt die kapitalmarktbasierte Finanzierung 
eine Schlüsselrolle.

In der deutschen Wirtschaft überwiegt traditionell 
die bankbasierte Finanzierung. Das ist kein Nachteil, 
sondern zeigt im Gegenteil die Leistungsfähigkeit 
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unseres Bankensektors. Wenn wir uns dagegen die 
marktbasierte Finanzierung in Deutschland an-
schauen, sehen wir einen leistungsfähigen Kapi-
talmarkt, der aber Potenzial für viel mehr hat. Im 
Verhältnis zu anderen hoch entwickelten Ländern 
können wir noch deutlich aufholen.

Von einem starken, international wettbewerbsfähi-
gen Kapitalmarkt profitiert der gesamte deutsche 
Finanzstandort und damit auch die gesamte euro-
päische Finanzwirtschaft. Der Ausbau des Kapital-
markts ist dabei kein Selbstzweck. Vielmehr geben 
wir der Realwirtschaft einen Schub. Ein starker Ka-
pitalmarkt sorgt für Wachstum in allen Wirtschafts-
bereichen, denn er ist eine wesentliche Quelle für 
Investitionen mit langfristigen Investitionszyklen, 
etwa in Forschung und Entwicklung. Der Kapital-
markt ist auch entscheidend dafür, um Wachstums
unternehmen gute Chancen zu bieten. Gerade für 
junge Unternehmen kann es schwierig sein, sich 
umfassend über Bankdarlehen zu finanzieren.

Vor diesem Hintergrund stehen vor allem die in-
novationsstarken, jungen Unternehmen, die Start-
ups, im Fokus. Aber auch anderen kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU), die in Deutschland 
einen Großteil der Wirtschaft ausmachen, wol-
len wir mit dem ZuFinG helfen, über den Kapital-
markt ihre Eigenkapitalbasis zu stärken. Damit ist 
das ZuFinG ein wichtiger Baustein bei der Umset-
zung der Start-up-Strategie der Bundesregierung.

Der Entwurf des ZuFinG verfolgt einen umfassen-
den Ansatz mit einem Dreiklang an Maßnahmen: 
Erleichterung des Kapitalmarktzugangs und Erhö-
hung der Attraktivität des Kapitalmarkts, gezielte 
Maßnahmen zur Förderung von Start-ups und 
Wachstumsunternehmen sowie eine weitere Mo-
dernisierung des Finanzmarkts, insbesondere des 
Finanzaufsichtsrechts. Maßnahmen zur weiteren 
Digitalisierung, Entbürokratisierung und Interna-
tionalisierung machen den deutschen Finanzmarkt 
und den Standort Deutschland attraktiver – sowohl 
für nationale als auch für internationale Unterneh-
men und Investorinnen und Investoren.

Erleichterung des 
Kapitalmarktzugangs 
und Verbesserung der 
Finanzierungsmöglichkeiten 
am Kapitalmarkt

Der Gesetzesentwurf nutzt nationale Regelungs-
spielräume, um auch im europarechtlich stark har-
monisierten Kapitalmarktrecht Hürden für den 
Kapitalmarktzugang abzubauen: Wir senken die 
für einen Börsengang erforderliche Mindestmarkt-
kapitalisierung. Überdies erhalten Börsen mehr 
Flexibilität, indem sie in Teilen des sogenannten 
regulierten Markts auf den Mitantragsteller beim 
Börsengang  – das ist typischerweise eine emissi-
onsbegleitende Bank  – verzichten können. Hier-
durch versprechen wir uns eine Absenkung der 
Kosten. Ferner sehen wir Regelungen zur Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit von Crowdfunding-An-
bietern vor. Insbesondere werden die Rechtssicher-
heit und Handhabbarkeit durch Anpassungen bei 
der Regelung zur Haftung der Crowdfunding-An-
bieter verbessert, die den Interessen der Unterneh-
men und der Anlegerinnen und Anleger angemes-
sen Rechnung tragen.

Die Regelungen des ZuFinG sind im Zusammen-
hang mit den weit fortgeschrittenen Arbeiten am 
Listing Act auf Ebene der Europäischen Union (EU) 
zu sehen. Auch die Regelungen des Listing Acts zie-
len darauf ab, den Kapitalmarktzugang gerade für 
KMU zu erleichtern. So sollen etwa die Prospektan-
forderungen auf sogenannten KMU-Wachstums-
märkten vereinfacht und stärker standardisiert so-
wie weitere Ausnahmen von der Prospektpflicht 
geschaffen werden.

Das ZuFinG führt mit der Börsenmantelaktienge-
sellschaft ein neues Instrument ein, das Start-ups 
und Wachstumsunternehmen einen alternativen 
Weg an den Kapitalmarkt eröffnet, von dem auch 
Anlegerinnen und Anleger profitieren können.

Das Zukunftsfinanzierungsgesetz im parlamentarischen Verfahren
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Die international unter dem Begriff „SPAC“ 
(Special Purpose Acquisition Company) be-
kannte Börsenmantelaktiengesellschaft ist 
eine Gesellschaft ohne eigenes operatives 
Geschäft, die gegründet wird, um mittels ei-
nes Börsengangs Kapital einzusammeln und 
hiermit ein – vor dem Börsengang unbe-
stimmtes – nicht-börsennotiertes Unterneh-
men zu übernehmen und so mittelbar an die 
Börse zu bringen. SPAC schlagen eine Brü-
cke zwischen Private-Equity- beziehungs-
weise Venture-Capital-Finanzierung und ei-
nem klassischen Börsengang, insbesondere 
für Start-ups und Wachstumsunternehmen. 
Auf diese Weise gelangen derartige Unter-
nehmen an die Börse, ohne selbst das kom-
plexe Verfahren eines Börsengangs durch-
laufen zu müssen. Dieses Instrument hat vor 
allem in den USA, aber auch in anderen Staa-
ten bereits breite Verwendung gefunden.

Dabei folgt das Gesetz der International Organi
zation of Securities Commissions, die eine Regulie-
rung der sogenannten Special Purpose Acquisition 
Companies empfiehlt. Es wird eine ausgewogene 
Regelung geschaffen, die nicht nur die Erleichte-
rung des Kapitalmarktzugangs, sondern auch die 
Belange des Anlegerschutzes und der Gewährleis-
tung der gesetzlich vorgesehenen Mitbestimmung 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im 
Aufsichtsrat im Blick hat.

Der Gang an den Kapitalmarkt soll vor allem 
die Aufnahme von Eigenkapital privater Inves-
torinnen und Investoren erleichtern und da-
durch Wachstumsmöglichkeiten für Start-ups 
und KMU schaffen. Die im Koalitionsvertrag vor-
gesehenen Erleichterungen für Kapitalerhö-
hungen zielen auf die gesellschaftsrechtlichen 
Grundlagen für die Eigenkapitalbeschaffung ab. 
Verbesserungen an dieser Stelle erhöhen damit 
auch die Attraktivität des Gangs an die Börse. Die 
im Regierungsentwurf vorgesehenen Regelungen 
zur Kapitalerhöhung sorgen für mehr Transakti-
onssicherheit und den Abbau von Verzögerungsri-
siken bei der Eigenkapitalbeschaffung.

Die Vorgaben zur Kapitalerhöhung sind vor allem 
im Aktiengesetz geregelt. Im Einzelnen sieht der 
Regierungsentwurf folgende Maßnahmen vor: Für 
die Gewinnung von Investorinnen und Investoren 
oder die Durchführung von Transaktionen kann es 
in bestimmten Konstellationen erforderlich sein, 
das Recht der Altaktionäre auf den ersten Zugriff 
auf neue Aktien (Bezugsrecht) auszuschließen. Die 
Schwelle für einen vereinfachten Ausschluss wird 
von 10 Prozent auf den international verbreiteten 
Wert von 20 Prozent heraufgesetzt.

Das Gesetz stellt klar, dass bei einer ordentlichen 
Kapitalerhöhung mit Bezugsrechtsausschluss der 
Börsenkurs vom Unternehmen als Untergrenze 
für einen angemessenen Ausgabebetrag herange-
zogen werden kann. Darüber hinaus regelt der Re-
gierungsentwurf nähere Einzelheiten zur Bestim-
mung des maßgeblichen Börsenwerts und zu der 
Frage, wann ausnahmsweise der Börsenwert als 
Maßstab ungeeignet ist. Das dient der Erhöhung 
von Rechtssicherheit.

Bisher konnten Beschlüsse der Hauptversamm-
lung der Aktiengesellschaften zu Kapitalerhöhun-
gen von jedem Aktionär allein mit der Begründung 
angefochten werden, dass der Ausgabebetrag unan-
gemessen niedrig sei. Hierdurch wurde die Durch-
führung der Beschlüsse und damit die Durchfüh-
rung der Transaktion/die Zufuhr von Eigenkapital 
insgesamt verzögert. Der Gesetzesentwurf sieht für 
die ordentliche Kapitalerhöhung ohne vereinfach-
ten Bezugsrechtsausschluss vor, dass eine derar-
tige Anfechtung allein wegen der Höhe des Ausga-
bebetrags nicht mehr möglich ist; eine Anfechtung 
aus anderen Gründen bleibt hiervon unberührt. Da-
für kann der Aktionär einen Antrag im sogenannten 
Spruchverfahren auf Überprüfung des Ausgabebe-
trags stellen. Kommt das Gericht hier zu dem Er-
gebnis, dass der Ausgabebetrag unangemessen nied-
rig ist, erhält der Aktionär Ausgleich entweder durch 
bare Zuzahlung oder durch Gewährung zusätzlicher 
Aktien. Auf diese Weise werden die Vermögensinte-
ressen der Aktionäre geschützt, ohne dass für die Ei-
genkapitalfinanzierung wichtige Transaktionen blo-
ckiert werden.
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Attraktivität des Start-up-
Standorts Deutschland durch 
Förderung der Mitarbeiter
kapitalbeteiligungen und 
Einführung von Mehrstimm
rechtsaktien steigern

Im Einklang mit dem Koalitionsvertrag sieht das 
Gesetz die Einführung von Mehrstimmrechtsak-
tien vor. Mehrstimmrechtsaktien geben Gründe-
rinnen und Gründern die Möglichkeit, sich auch 
nach einem Börsengang bei Abstimmungen in der 
Hauptversammlung stark einbringen zu können. 
Wie Erfahrungen aus den USA, insbesondere bei 
innovativen Unternehmen wie Facebook (Meta) 
zeigen, kann dies durchaus im Sinne der Fortent-
wicklung des Unternehmens und damit auch der 
Aktionäre sein. Es wäre auch nicht im Interesse des 
Standorts Deutschland, dass Start-ups, die sich in 
Deutschland erfolgreich entwickelt haben, die Bör-
sennotierung wegen der Möglichkeit von Mehr-
stimmrechten im Ausland realisieren.

Das Gesetz sieht eine flexible Regelung vor, die zu-
gleich den Schutz der Investorinnen und Investo-
ren gewährleistet. So bedarf etwa die Einführung 
der Mehrstimmrechte der Zustimmung aller be-
troffenen Aktionäre. Die Mehrstimmrechte sind 
zudem nach dem Börsengang grundsätzlich auf 
zehn Jahre befristet; mit der Möglichkeit einer Ver-
längerung um maximal weitere zehn Jahre. Bei 
wichtigen Beschlüssen ist darüber hinaus nach gel-
tendem Recht zusätzlich zu der Stimmmehrheit 
eine Kapitalmehrheit erforderlich.

Dabei werden auch die laufenden Arbeiten an ei-
ner Richtlinie zur Einführung von Mehrstimm-
rechtsaktien in den Blick genommen. Das Gesetz 
geht aber über den vergleichsweise engen An-
wendungsbereich der Richtlinie hinaus, indem er 
grundsätzlich allen Aktiengesellschaften die Ein-
führung von Mehrstimmrechtsaktien erlaubt.

Start-ups brauchen engagierte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, um ihre innovativen Ideen auf 

dem Markt durchzusetzen. In Zeiten allgegenwär-
tigen Fachkräftemangels sehen sie sich allerdings 
einem rauen Marktklima ausgesetzt und ziehen 
allzu oft im Wettbewerb um die besten Köpfe den 
Kürzeren, da sie häufig noch nicht mit den finan-
ziellen Angeboten größerer, etablierter Unterneh-
men mithalten können. Hier bieten attraktive Mit-
arbeiterkapitalbeteiligungen Chancen sowohl für 
die Unternehmen als auch für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter: Letztere können an der Wertent-
wicklung des Unternehmens teilhaben, das sie be-
schäftigt, und dadurch auch selbst die Früchte ihrer 
Arbeit ernten – mit durchaus größeren finanziellen 
Chancen als bei einem fixen Gehalt. Zugleich gelan-
gen sie in Kontakt mit dem Konzept der Aktie, was 
auch einen Beitrag zur Stärkung der in Deutsch-
land noch schwächer ausgeprägten Aktienkultur 
leistet. Die Unternehmen erhalten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, die durch weitere Faktoren 
motiviert werden und können hiermit im Wettbe-
werb ihre im Durchschnitt geringere Finanzkraft 
ausgleichen.

Nach geltender Rechtslage führt der den 
Beschäftigten gewährte Vorteil aus der un-
entgeltlichen oder verbilligten Überlas-
sung von Vermögensbeteiligungen (Aktien, 
GmbH-Anteile usw.) zu einem geldwer-
ten Vorteil. Geldwerte Vorteile aus Vermö-
gensbeteiligungen am Unternehmen des 
Arbeitgebers sind steuerfrei, soweit der Vor-
teil insgesamt 1.440 Euro im Kalenderjahr 
nicht übersteigt (§ 3 Nr. 39 Einkommen-
steuergesetz (EStG)).

Ein weiterer Ansatzpunkt des Geset-
zes sind Anpassungen bei der Regelung in 
§ 19a EStG zur aufgeschobenen Besteue-
rung geldwerter Vorteile aus Vermögensbe-
teiligungen. Die Besteuerung wird hier bis 
zum Eintritt eines bestimmten Ereignisses 
(Verkauf, Ablauf einer zeitlichen, Beendi-
gung des Dienstverhältnisses) ausgesetzt.

Das Zukunftsfinanzierungsgesetz im parlamentarischen Verfahren
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Bereits im Koalitionsvertrag haben sich die Koali-
tionsparteien daher auf eine Erhöhung des Steuer-
freibetrags für die Gewährung von Mitarbeiterka-
pitalbeteiligungen geeinigt. Konkret schlagen wir 
vor, den steuerfreien Höchstbetrag von 1.440 Euro 
auf 5.000  Euro pro Jahr anzuheben. Die Möglich-
keit der Entgeltumwandlung bleibt erhalten. Dabei 
wird die Obergrenze mit Augenmaß von 1.440 Euro 
auf 2.000 Euro erhöht.

Zudem soll der Anwendungsbereich der Vorschrift 
zur aufgeschobenen Besteuerung deutlich erwei-
tert werden. Dies dient der Bewältigung der soge-
nannten Dry-Income-Problematik bei der Mitar-
beiterkapitalbeteiligung und verbessert die  – von 
den Start-ups häufig monierte – Praxistauglichkeit 
dieser Regelung. Die Dry-Income-Problematik tritt 
auf, weil die Übertragung einer Beteiligung zu steu-
erpflichtigem Arbeitslohn (Sachbezug) bei den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern führt, ohne dass 
ihnen liquide Mittel zugeflossen sind (sogenanntes 
trockenes Einkommen – „dry income“). Daher ist es 
sinnvoll, hier einen Aufschub der Besteuerung bis 
zur Veräußerung der Anteile vorzusehen. Von der 
bisherigen Regelung, die dies adressiert, konnten 
allerdings nur wenige Unternehmen und damit de-
ren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter profitieren. 
Daher erweitert das ZuFinG den Kreis dieser Un-
ternehmen erheblich. Beispielsweise werden nun 
auch Unternehmen mit bis zu 1000 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern erfasst sowie solche, die vor 
bis zu 20 Jahren gegründet worden sind.

Von wesentlicher Bedeutung für die Verbesserung 
der Praxistauglichkeit der Regelung ist auch, dass 
die Frist für eine finale Besteuerung – unabhängig 
von einer Veräußerung der Anteile und einem Ar-
beitgeberwechsel – von zwölf auf 20 Jahre verlän-
gert wird. Ferner besteht jetzt die Möglichkeit, dass 
der Aufschub der Besteuerung trotz eines Arbeitge-
berwechsels fortbesteht, sofern der Arbeitgeber er-
klärt, für die Steuer zu haften.

Stärkung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit

Verbesserungen bei 
Rechtssicherheit und Transparenz

Der Regierungsentwurf sieht zur Erhöhung der 
Rechtssicherheit im Finanzdienstleistungsbe-
reich eine Bereichsausnahme für Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen (AGB) von der gerichtlichen 
AGB-Kontrolle vor.

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) 
Im deutschen Recht besteht die Besonder-
heit, dass auch bei Verträgen, bei denen auf 
beiden Seiten professionelle Unterneh-
men agieren, eine gerichtliche Kontrol-
le der AGB stattfindet. Dies erschwert stark 
die Möglichkeiten, sich bei der Vertrags-
gestaltung an internationalen Standards 
zu orientieren, und kann unter Umstän-
den Anreize zur „Flucht“ ins ausländische 
Recht setzen. Um Marktteilnehmern in 
der EU (post-Brexit) auch Vertragsmuster 
nach EU-Recht anzubieten, hat die Inter-
national Swaps and Derivatives Associati-
on (ISDA) zwischenzeitlich auch Muster-
verträge nach französischem und irischem 
Recht entwickelt. ISDA-Derivatevertrags-
muster nach deutschem Recht gibt es da-
gegen nicht. Dies hat seine Ursache auch 
in der strengen gerichtlichen Kontrolle der 
Vertragsklauseln auf Basis des AGB-Rechts.

Die Möglichkeit der rechtssicheren Orientierung 
an internationalen Standards ist auch wichtig für 
die Nutzung von Finanzinstrumenten zur Absi-
cherung gegen Risiken, insbesondere Kurs- und 
Preisschwankungsrisiken, sowie für die Refinanzie-
rungsmöglichkeiten von Kreditinstituten und an-
deren Finanzdienstleistern. Sie gewährleistet die 
internationale Anschlussfähigkeit und verbessert 
die Wettbewerbsfähigkeit des Finanzstandorts.

12
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Erfasst von der Bereichsausnahme werden AGB in 
Verträgen über Finanzdienstleistungen, die zwi-
schen Finanzdienstleistern abgeschlossen werden. 
Verträge mit kleineren und mittleren Finanzdienst-
leistern werden von der Bereichsausnahme nur er-
fasst, wenn diese für das Geschäft, das Vertragsge-
genstand ist, eine aufsichtsrechtliche Genehmigung 
haben. Die Unternehmen der Realwirtschaft sowie 
Verbraucherinnen und Verbraucher werden wie 
bisher von der AGB-Kontrolle geschützt.

Flankiert werden die genannten Verbesserungen 
durch Regelungen zur Erhöhung der Transparenz 
am Finanzmarkt: Wir richten die nach der euro-
päischen Zahlungskonten-Richtlinie erforderliche 
Vergleichswebsite für Kontoentgelte bei der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Ba-
Fin) ein. Hierdurch wird es Verbraucherinnen und 
Verbrauchern erleichtert, sich über die Marktkon-
ditionen in diesem Bereich zu informieren.

Offenen Immobilienfonds soll es aufsichtsrechtlich 
möglich sein, auch Grundstücke zu erwerben, auf 
denen sich ausschließlich Anlagen für erneuerbare 
Energien befinden, und diese Anlagen auch selbst 
zu betreiben. Damit können sie einen Beitrag zur 
Transformationsfinanzierung leisten.

Last but not least sollen weitere Umsatzsteuerbe-
freiungen eingeführt werden. Dies umfasst die Er-
weiterung der Umsatzsteuerbefreiung für die Ver-
waltung von Wagniskapitalfonds. Zudem wird die 
bisherige Umsatzsteuerbefreiung auch auf Verwal-
tungsleistungen von Konsortialführern bei offenen 
Konsortialkrediten erstreckt.

Digitalisierung und 
Entbürokratisierung für einen 
zukunftsfähigen Finanzmarkt

Mit dem Gesetz über elektronische Wertpapiere 
hat Deutschland eine Vorreiterrolle eingenommen. 
Diese soll weiter ausgebaut werden, indem das Ge-
setz jetzt auch elektronische Aktien erfasst. Na-
mensaktien können damit zukünftig elektronisch 
über ein zentrales Wertpapierregister oder über 
ein Kryptowertpapierregister, das auf der Distrib-
uted-Ledger-Technologie basieren kann, begeben 
und übertragen werden; bei Inhaberaktien soll dies 
nur über ein zentrales Wertpapierregister möglich 
sein.

Flankiert wird dies durch Maßnahmen, die die Si-
cherheit von Anlagen in intermediärverwahrte 
Kryptowerte erhöhen. Es wird eine Regelung ein-
geführt, die Anlegerinnen und Anlegern in der In-
solvenz des verwahrenden Instituts die Ausson-
derung aus der Insolvenzmasse ermöglicht. Auf 
diese Weise können die Anlegerinnen und Anleger 
ihre Kryptowerte für sich aus der Insolvenzmasse 
herauslösen.

Ein wichtiger Baustein des ZuFinG sind Regelun-
gen zur Digitalisierung der Finanzmarktaufsicht. 
So werden in einer Vielzahl von Finanzmarktauf-
sichtsgesetzen wie dem Zahlungsdiensteaufsichts-
gesetz oder dem Versicherungsaufsichtsgesetz 
noch bestehende Schriftformerfordernisse um die 
Möglichkeit digitaler Kommunikation mit der Auf-
sicht ergänzt. Hierdurch räumen wir bestehende 
Digitalisierungshemmnisse aus dem Weg.

Die Aufsichtskultur ist auch ein wichtiger Stand-
ortfaktor. Daher wollen wir den deutschen Finanz-
markt zudem durch einen verwaltungsverfahrens-
rechtlichen Quantensprung für internationale 
Teilnehmer attraktiver machen und es den Finanz-
marktteilnehmern ermöglichen, bei der BaFin An-
träge ganz oder teilweise auf Englisch einzureichen.

Das Zukunftsfinanzierungsgesetz im parlamentarischen Verfahren
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Aufgrund von Regelungen im Verwaltungs-
verfahrensgesetz und – für sich etwaig an-
schließende verwaltungsgerichtliche Ver-
fahren – im Gerichtsverfassungsgesetz sind 
bisher grundsätzlich alle fremdsprachlichen 
Eingaben, also auch Anträge bei Verwal-
tungsbehörden, zu übersetzen (§ 23 Abs. 1 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes: „Die 
Amtssprache ist deutsch.“). Dies gilt auch in 
den Fällen, in denen die Behördenmitarbei-
terinnen und -mitarbeiter aufgrund ent-
sprechender internationaler Vernetzung, 
wie beispielsweise der Mitarbeit in EU-Gre-
mien, eine Fremdsprache – meist Englisch – 
ausreichend gut beherrschen.

Die sonst bei Verwaltungsbehörden geltende 
Pflicht, für den Beginn des Verwaltungsverfahrens 
eine Übersetzung einer fremdsprachlichen Eingabe 
einzureichen, gilt damit in dieser Form nicht mehr. 
Dies dient der Beschleunigung und trägt auch der 
Tatsache Rechnung, dass die Finanzmärkte inter-
national vernetzt sind und häufig Englisch die Ar-
beitssprache ist.

Ausblick

Der Regierungsentwurf des zustimmungspflich-
tigen Gesetzes wurde dem Bundesrat zugelei-
tet. Das parlamentarische Verfahren im Bundes-
tag beginnt nach der Sommerpause. Es ist geplant, 
das Gesetzgebungsverfahren noch in diesem Jahr 
abzuschließen.

Mit der Begleitgesetzgebung zur Markets in 
Crypto Assets(MiCA)-Verordnung (EU)  2023/1114, 
zur Neufassung der Geldtransferverord-
nung  (EU)  2023/1113 sowie zum Digital Operati-
onal Resilience Act (DORA) (EU)  2022/2254 und 
Richtlinie (EU) 2022/2256 werden weitere Impulse 
zur Stärkung digitaler und resilienter Finanztech-
nologien gesetzt werden.

Die EU-Finanzministerinnen und -Finanzminister 
werden bei ihren Treffen in den nächsten Monaten 
regelmäßig darüber diskutieren, welche Schritte 
zur Vertiefung der Kapitalmarktunion nun priori-
tär angegangen werden sollten. Deutschland setzt 
sich hier für ambitionierte Ziele und Maßnahmen 
ein.

Mit ihrer Agenda zur Kapitalmarktunion verfolgt 
die Bundesregierung in enger Zusammenarbeit 
mit den Partnern auf der europäischen Ebene letzt-
lich zwei Ziele: eine stärkere Integration der euro-
päischen Kapitalmärkte durch den Abbau von Hin-
dernissen bei grenzüberschreitenden Investitionen 
und die Vertiefung des gesamten europäischen Ka-
pitalmarkts. Dies dient letztlich allen Bürgerinnen 
und Bürgern sowie Unternehmen in der EU.

Nationale und europäische Maßnahmen gehen da-
bei Hand in Hand. Indem das ZuFinG Impulse für 
den deutschen Kapitalmarkt setzt, leistet Deutsch-
land auch einen Beitrag zu einer stärkeren, tieferen 
Kapitalmarktunion.
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Im Interview: Parlamentarischer Staatssekretär 
Dr. Florian Toncar

In Deutschland mehren 
sich die Anzeichen für eine 
Wachstumsschwäche. 
Inwieweit kann das geplante 
Zukunftsfinanzierungsgesetz 
neue Impulse für mehr 
Wachstum setzen?

Das gesamte BMF arbeitet daran, dass wir wieder 
neue unternehmerische Ideen auf den Weg brin-
gen. Wir haben uns zu lange auf die Stärke unserer 
traditionellen Branchen verlassen – und deswegen 
brauchen wir jetzt eine neue Dynamik. Wir machen 
das etwa im Haushalt durch Investitionsmittel auf 
Rekordhöhe. Der Kapitalmarkt spielt aber auch 
eine ganz entscheidende Rolle für die Finanzierung 

der neuen unternehmerischen Ideen. Wir haben 
viele tolle Start-ups, großartige Unternehmer-
persönlichkeiten, Gründerinnen und Gründer in 
Deutschland. Aber sie finden hier noch nicht die 
Finanzierungslandschaft vor, die sie brauchen, um 
nicht nur eine Idee zu testen, sondern um sie auch 
wirklich auszurollen, um ihre Unternehmen groß 
und im besten Fall auch europäisch oder global er-
folgreich zu machen. Das hat damit zu tun, dass ins-
besondere unsere Kapitalmärkte in Europa zu stark 
fragmentiert sind. Aber auch Deutschland lässt ih-
nen zu wenig Raum, damit sie ihre Stärken entfal-
ten können. Ich treffe als Parlamentarischer Staats-
sekretär im BMF immer wieder Investoren, auch 
Vertreter großer und global bedeutender Inves-
torengruppen, die signalisieren, dass sie Interesse 
hätten, in Deutschland mehr zu investieren. Das ist 
eine riesige Chance, dieses Kapital gerade auch für 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Florian Toncar  
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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junge Unternehmen, für Start-ups, für Gründun-
gen, zu nutzen. Darum geht es bei dem Zukunftsfi-
nanzierungsgesetz. Daher setzen wir dieses Signal: 
Wir wollen diese Unternehmen, wir wollen die 
Gründungen. Wir wollen, dass sie wachsen, und wir 
wollen, dass das in Deutschland passiert.

Kommen wir einmal genauer 
auf den Start-up-Bereich zu 
sprechen. Was genau ist hier 
geplant, und wie wird das 
Gesetz den Start-up-Standort 
Deutschland stärken?

Das Gesetz wird den Start-up-Standort Deutsch-
land massiv stärken, weil ganz entscheidende Pro-
bleme und Hindernisse für die Start-ups beseitigt 
werden und Probleme gelöst werden. Ein Thema, 
das eine wichtige Rolle spielt, ist die Mitarbeiterka-
pitalbeteiligung. Für viele Start-ups ist es essenzi-
ell, dass sie ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern etwas bieten können, weil damit Talente und 
toll ausgebildete motivierte Leute angezogen wer-
den. Meistens können sie beim Festgehalt nicht mit 
den etablierten Platzhirschen konkurrieren. Also 
bieten sie häufig Kapitalanteile an dem Unterneh-
men an und zeigen den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern die Chance auf, am überdurchschnittlich 
starken und schnellen Wachstum teilzuhaben. Das 
ist enorm wichtig im Wettbewerb um Talente. Des-
wegen werden wir jetzt mit dem Zukunftsfinan-
zierungsgesetz den steuerfreien Höchstbetrag für 
Mitarbeiterkapitalbeteiligungen auf 5.000 Euro an-
heben. Und wir werden dafür sorgen, dass eben, 
wenn solche Kapitalanteile als Teil der Vergütung 
gewährt werden, die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter nicht sofort auf ihre erworbenen Aktien- 
oder Gesellschaftsanteile Steuern zahlen müssen, 
sondern erst dann, wenn sie wirklich einen Gegen-
wert dafür bekommen, also wenn sie beispielsweise 
die Anteile verkaufen. Das ist die sogenannte auf-
geschobene Besteuerung. Sonst müssen die Mitar-
beiter aus eigenen Reserven sehr früh Geld in die 
Hand nehmen, um auf die Anteile Steuern zu zah-
len. Wir adressieren das Thema auch, indem wir die 

Mitarbeiterzahl für die Unternehmen und die an-
deren maßgeblichen Größenschwellen, für die die 
Regelung gilt, deutlich erhöhen.

Der zweite Punkt, der für Start-ups wichtig ist, 
wenn sie zügig wachsen wollen, ist die frühe Nut-
zung des Kapitalmarkts zur Finanzierung. Wir 
müssen einen Weg angeben, dies zu ermöglichen 
und gleichzeitig sicherzustellen, dass weiterhin 
ein starker Einfluss der Gründerinnen und Grün-
der machbar ist. Das sind die sogenannten Mehr-
stimmrechtsaktien, die wir vorschlagen  – oder 
auch englisch „dual class shares“, die beides mit-
einander vereinbaren sollen. Das macht auch den 
Börsenstandort Deutschland attraktiv. Denn wir 
hätten mit Zitronen gehandelt, wenn wir die Un-
ternehmen hier aufbauen würden, diese sich aber 
am Ende andere Standorte suchen, da die Grün-
derinnen und Gründer ihren Einfluss behalten 
wollen.

Also werden für Start-ups mit dem Gesetz enorm 
wichtige Themen in den Bereichen Talentgewin-
nung und Wachstumschancen am Kapitalmarkt 
verbessert.

Damit kommen wir zum 
Kapitalmarkt generell. Für 
die Unternehmen soll mit 
dem Gesetz der Zugang zum 
Kapitalmarkt erleichtert 
werden. Wo ist hier das 
Problem? Wie wird Abhilfe 
geschaffen?

Der Kapitalmarkt ist weitgehend europäisch har-
monisiert. Trotzdem gibt es in den Mitgliedstaa-
ten zum Teil ganz unterschiedliche Ansätze. In 
Deutschland schwächen wir uns zum Teil dadurch, 
dass wir zu restriktiv regulieren. Deswegen schla-
gen wir jetzt mit dem Zukunftsfinanzierungs-
gesetz vor, das Mindestkapital für Börsengänge 
auf die Höhe abzusenken, die das Europarecht 
möglich macht. Wir senken auch die Kosten für 
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Börsengänge  – beispielsweise, indem wir in klei-
neren Fällen davon absehen, dass den Börsengang 
noch eine zweite Institution, in der Regel eine be-
gleitende Bank, mitunterschreiben muss. Damit 
senken wir die Kosten für Börsengänge gerade 
für die Start-ups. Zudem erlauben wir, dass es in 
Deutschland an der Börse sogenannte Special Pur-
pose Acquisition Companies, kurz SPAC, im Ge-
setz als Börsenmantelgesellschaften bezeichnet, 
geben kann. Das sind Unternehmen, die zuerst an 
die Börse gehen, dort Geld einsammeln und dann 
ein nicht an der Börse notiertes Unternehmen kau-
fen und damit indirekt an die Börse bringen. Auch 
das ist eine Chance, um den Kapitalmarktzugang 
für Unternehmen zu erweitern. Mit den Maßnah-
men ist der deutsche Kapitalmarkt dann auf der 
Höhe der Zeit und sehr wettbewerbsfähig gegen-
über den anderen Kapitalmärkten in der Europäi-
schen Union und global. Genau das sollte unser An-
spruch sein.

Wir werden als Bundesregierung aber nicht nur 
den Zugang von Unternehmen zum Kapitalmarkt 
erleichtern. Das tun wir mit dem Zukunftsfinanzie-
rungsgesetz. Sondern wir werden auch den Zugang 
der Bürgerinnen und Bürger zum Kapitalmarkt er-
leichtern und den Kapitalmarkt in Deutschland 
insgesamt verbreitern, indem wir den Sparerfrei-
betrag erhöhen und die private Altersvorsorge re-
formieren. Der Staat selbst wird im Rahmen des 
Generationenkapitals ein Vorsorgevermögen für 
die Rente schaffen  – und auch das wird überwie-
gend global diversifiziert in Aktien investiert wer-
den. Damit werden wir den Kapitalmarkt auch von 
der Nachfrageseite her, von der Investorenseite, 
stärken, damit die Unternehmen die entsprechen-
den Finanzierungsbedingungen und auch das ent-
sprechende Geld vorfinden, das dann in wirtschaft-
liches Wachstum investiert werden kann.

Welche Maßnahmen sieht 
das Gesetz vor, um den 
Finanzstandort Deutschland 
insgesamt im internationalen 
Vergleich zu stärken?

Das ist ein klares Ziel, dass wir den deutschen Finanz-
platz stärken wollen und es unseren Unternehmen 
ermöglichen, ihre Finanzierung und ihr Wachstum 
am deutschen Markt zu realisieren und dafür nicht 
ins Ausland abzuwandern. Deswegen sind wir heute 
schon führend im Bereich der Krypto-Assets. Wir 
haben bisher schon elektronische Anleihen. Jetzt 
werden wir auch rein elektronische Aktien einfüh-
ren – in einem sehr sicheren Rahmen, bei dem mir 
viele, auch internationale, Unternehmen sagen, dass 
hier Deutschland ganz vorne mit einem sehr guten 
rechtlichen Rahmen und einer Aufsicht dabei ist, die 
sich frühzeitig mit dem Thema beschäftigt hat. Wir 
werden auch für Krypto-Assets, die intermediär ver-
wahrt werden, ein Aussonderungsrecht im Insol-
venzfall schaffen und damit Rechtssicherheit für die 
Investoren für den Fall schaffen, dass eine Insolvenz 
eintritt.

Zudem werden wir den Vertragsabschluss unter Fi-
nanzunternehmen erleichtern. Wir werden daher 
das Recht zu den Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen (AGB) anwendergerecht anpassen. Heutzutage 
wissen die beteiligten Finanzinstitute oft erst Jahre 
später, ob eine Klausel in den AGB überhaupt zu-
lässig gewesen ist. Um diese Unsicherheit zu ver-
meiden, werden viele Verträge im Finanzsektor 
nach ausländischem Recht abgeschlossen. Wenn 
wir international wettbewerbsfähig bleiben wollen, 
müssen derartige Vertragsgestaltungen auch nach 
deutschem Recht möglich sein. Daher ist diese Mo-
dernisierung des AGB-Rechts so wichtig.

Wir werden außerdem Schriftformerfordernisse 
abschaffen, also die digitale Kommunikation mit 
der Aufsicht verbreitern und die Verwaltungsspra-
che Englisch bei der Finanzmarktaufsicht  – also 
insbesondere bei der BaFin  – stärken, sodass wir 
gerade auch für internationale Investoren attrak-
tiver sind.

Im Interview: Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Florian Toncar



Das Zukunftsfinanzierungsgesetz BMF-Monatsbericht 
August 2023Im Interview: Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Florian Toncar

Und nicht zuletzt: Wir werden steuerliche Wettbe-
werbsverzerrungen ausgleichen, die es bisher gab. 
Bei vielen Wagniskapitalfonds, sogenannten Ven-
ture Capital Fonds, wurde für die Verwaltung des 
Fonds bisher in Deutschland Umsatzsteuer fällig – 
anderswo in Europa hingegen nicht. Das war ein 
eindeutiger Wettbewerbsnachteil. Wir werden jetzt 
diese Umsatzsteuerpflicht abschaffen, genauso für 
die Verwaltungsleistungen bei offenen Konsorti-
alkrediten. Das ist insgesamt im Paket betrachtet 
eine ganze Menge, um den deutschen Finanzplatz 
europäisch und international wettbewerbsfähiger 
zu machen.

Zum Abschluss würden wir 
noch den Blick auf die euro
päische Ebene lenken. Im 
Bereich des Kapitalmarkts 
besteht eine hohe, dichte 
europäische Regulierung. 
Wie fügt sich das Zukunfts
finanzierungsgesetz hier ein? 
Und welche Maßnahmen 
sind anschließend auf der 
europäischen Ebene geplant?

Wenn ich in den europäischen Nachbarländern un-
terwegs bin, und auch in Brüssel, dann bemerke ich 
immer wieder, dass das Interesse an unserem Zu-
kunftsfinanzierungsgesetz riesig ist, übrigens auch 
im Vereinigten Königreich. Es wird genau beobach-
tet, was die Bundesrepublik Deutschland macht. 

Ich nehme wahr, dass unser Handeln auf große Zu-
stimmung stößt. Mein Eindruck ist, dass wir schon 
mit den Vorbereitungen dieses Gesetzes eine ganze 
Menge an Impulsen für die europäische Regulie-
rung gesetzt haben. Der sogenannte Listing Act 
beispielsweise, der zurzeit in Europa beraten wird, 
zielt ähnlich wie unser Zukunftsfinanzierungsge-
setz auch darauf ab, dass wir den europäischen Ka-
pitalmarkt stärker öffnen, gerade auch für Start-
ups, die an die Börse gehen wollen. Auch dort wird 
in Richtung Erleichterung und kostengünstigere 
Börsengänge diskutiert. Ich glaube, das ist durch-
aus stark durch unsere Aktivitäten in Deutschland 
inspiriert. Deswegen sind wir auch beim Listing Act 
als Bundesregierung sehr engagiert und ermutigen 
die Partner in Europa, den Weg mitzugehen.

Die Kapitalmarktunion insgesamt muss noch sehr 
viel schneller und ambitionierter weiterentwi-
ckelt werden. Wir sind ein Binnenmarkt mit rund 
450  Millionen Verbraucherinnen und Verbrau-
chern und schaffen es bisher nicht gut genug, einen 
gemeinsamen Finanz- und Kapitalbinnenmarkt zu 
gestalten. Dafür zahlt am Ende ganz Europa den 
Preis und die Kosten. Wir werden nach der Europa-
wahl, die jetzt ansteht, ganz sicher darauf drängen, 
dass wir die Kapitalmarktunion weiter vertiefen: 
z. B., indem wir Verbriefungen erleichtern und da-
durch Verbindungen zwischen Bankfinanzierung 
und Kapitalmarktfinanzierung schaffen. Auch im 
Bereich Sustainable Finance wollen wir eine klar 
nachvollziehbare, sichere, aber auch unbürokrati-
sche Form der Regulierung schaffen. Das ist für den 
europäischen Kapitalmarkt sehr wichtig, und da-
ran werden wir nach dem Zukunftsfinanzierungs-
gesetz vehement weiterarbeiten.
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Artikel-IV-Konsultationen des Internationalen 
Währungsfonds mit Deutschland

	● Der Internationale Währungsfonds (IWF) hat am 12. Juli 2023 seine diesjährigen wirtschafts- 
und finanzpolitischen Konsultationen mit Deutschland abgeschlossen.

	● Der IWF würdigt in seinem Abschlussbericht u. a. den entschlossenen Umgang Deutschlands 
mit der Energiekrise. Die ergriffenen Maßnahmen der Bundesregierung zur Abfederung des 
Preisschocks hätten die wirtschaftliche Aktivität wirksam gestützt.

	● Das wirtschaftliche Wachstum in Deutschland bleibe allerdings gedämpft, auch aufgrund des 
Energiepreisschocks, der verschlechterten Finanzierungsbedingungen aufgrund steigender 
Zinsen und der trotzdem hartnäckigen Inflation. Der eingeschlagene Weg einer nachhaltigen 
Haushaltspolitik sei richtig und könne die Geldpolitik bei der Rückkehr zu einer zielkonformen 
Preisentwicklung unterstützen.

Die jährlichen sogenannten Artikel-IV-Konsulta-
tionen des Internationalen Währungsfonds (IWF) 
mit Deutschland fanden im Mai  2023 statt. Die 
IWF-Delegation besuchte neben dem BMF auch 
andere Bundesministerien, die Deutsche Bundes-
bank, Unternehmen des Privatsektors, Verbände 
und Forschungsinstitute. Mit der Diskussion im 
Exekutivdirektorium des IWF im Juli  2023 wur-
den die diesjährigen Artikel-IV-Konsultationen mit 
Deutschland abgeschlossen.

Bei den Gesprächen mit dem IWF standen in die-
sem Jahr die wirtschaftlichen Folgen der Energie-
krise, der damit einhergehende Inflationsschock 
und die daraus resultierenden Herausforderungen 
für die deutsche Finanz- und Wirtschaftspolitik im 
Zentrum. Die Auswirkungen des russischen An-
griffskriegs gegen die Ukraine auf die Energiepreise 
und die deutsche Wirtschaft sind auch Gegenstand 
einer Sonderuntersuchung des IWF („Selected Is-
sues Paper“). Eine weitere Sonderuntersuchung hat 
der IWF zur Finanzstabilität in Deutschland unter-
nommen, in der er verschiedene Instrumente der 
Finanzaufsicht beleuchtet.

Artikel-IV-Konsultationen

Zu den wesentlichen Aufgaben des IWF 
gehört der Dialog mit den Mitgliedslän-
dern über die nationalen und internationa-
len Auswirkungen ihrer Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik (sogenannte Surveillance). Der 
IWF führt mit allen Mitgliedsländern jähr-
liche Konsultationen durch. Die Grundsät-
ze für diese Konsultationen sind in Artikel IV 
des Übereinkommens über den IWF fest-
gelegt. Üblicherweise besucht zunächst ein 
Team des IWF das jeweilige Land, um sich 
über die Wirtschafts- und Finanzlage zu in-
formieren und mit der Regierung die wirt-
schafts- und finanzpolitische Ausrichtung 
zu diskutieren. Auf dieser Grundlage ver-
fasst das IWF-Team einen Bericht, der im 
IWF-Exekutivdirektorium erörtert und an-
schließend veröffentlicht wird.
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Der diesjährige Bericht und die Sonderuntersu-
chungen können auf https://imf.org/en/Countries/
DEU, der Internetseite des IWF, abgerufen werden.

Ergebnisse der diesjährigen 
Artikel-IV-Konsultationen des 
IWF

Aktuelle Entwicklungen und 
Ausblick

Laut IWF hätten sich extreme Negativszenarien als 
Folge des russischen Angriffskriegs gegen die Ukra-
ine und der sich anschließenden Energiekrise in 
Deutschland nicht materialisiert. Die Resilienz der 
deutschen Wirtschaft sei nicht nur dem relativ mil-
den Winter 2022/23 geschuldet, sondern auch Er-
gebnis eines überzeugenden politischen Maßnah-
menpakets, das darauf ausgerichtet gewesen sei, 
Energie zu sparen, die stark gestiegenen Energie-
preise abzufedern und die künftige Energieversor-
gung mit geeigneten Alternativen zu sichern.

Dennoch belasteten die veränderten Finanzie-
rungsbedingungen und der Energiepreisschock so-
wie die damit verbundene weiter erhöhte Inflation 
die wirtschaftliche Aktivität in Deutschland ak-
tuell. Die Finanzierungsbedingungen hätten sich 
verschlechtert, was sowohl auf die Straffung der 
Geldpolitik, die zur Senkung der Inflation unerläss-
lich sei, als auch auf die jüngsten Turbulenzen auf 
den globalen Finanzmärkten zurückzuführen sei. 
Die verschlechterten Finanzierungsbedingungen 
dämpften die Wirtschaftstätigkeit, insbesondere 
in zinssensiblen Sektoren wie dem Wohnungsbau, 
während die Anpassung an höhere Energiepreise 
(im Vergleich zum Vorkriegsniveau) die Produk-
tion in einigen energieintensiven Sektoren belaste. 
Der IWF geht daher davon aus, dass das Bruttoin-
landsprodukt (BIP) im Jahr  2023 leicht zurückge-
hen werde. In den Jahren 2024 bis 2026 dürfte das 
Wachstum dann allmählich wieder ansteigen, da 
die Auswirkungen der geldpolitischen Straffung 
nachließen und sich die Wirtschaft an den Energie-
preisschock anpasse. Längerfristig wird erwartet, 

dass das durchschnittliche BIP-Wachstum auf-
grund der Bevölkerungsalterung unter 1  Prozent 
sinken werde, sofern es nicht zu einer deutlichen 
Erhöhung des Produktivitätswachstums und/oder 
einer Ausweitung des Fach- und Arbeitskräfteange-
bots komme.

Die Inflationsrate werde zwar kontinuierlich wei-
ter zurückgehen; der Rückgang der sogenannten 
Kernrate (ohne Lebensmittel- und Energiepreis
entwicklung) dürfte aber – u. a. aufgrund der zu er-
wartenden steigenden Nominallöhne – langsamer 
erfolgen. Die Unsicherheit, die den gesamtwirt-
schaftlichen Ausblick in Deutschland umgebe, sei 
weiterhin hoch; ein wichtiger Faktor dabei sei die 
künftige Entwicklung der Weltwirtschaft, die ge-
genwärtig so langsam wachse wie seit langem nicht.

Haushaltspolitik und Energiepolitik

Die Ausrichtung der Haushaltspolitik der Bundes-
regierung wird vom IWF positiv gewürdigt. Der 
fiskalische Kurs, gemessen an der Veränderung 
des konjunkturbereinigten Primärsaldos, solle im 
Jahr  2023 moderat restriktiv sein, um die inflati-
onsdämpfende Wirkung der Geldpolitik nicht zu 
konterkarieren. Aufgrund sinkender Energiepreise 
dürften die fiskalischen Ausgaben für die Gas- und 
Strompreisbremse im Jahr 2023 geringer ausfallen 
als veranschlagt.

Die Maßnahmen zur Energiepreisentlastung in 
Deutschland sind nach Ansicht des IWF insge-
samt überzeugend konzipiert, könnten aber zielge-
richteter ausgestaltet werden. Die wichtigsten Ele-
mente – die Gas- und Strompreisbremsen – setzten 
starke Anreize für Haushalte und kleine Unter-
nehmen, Energie zu sparen. Darüber hinaus seien 
viele Entlastungsmaßnahmen für Haushalte ein-
kommensteuerpflichtig und damit progressiv aus-
gerichtet. Allerdings bestehe die Möglichkeit, diese 
Hilfe noch gezielter auf die Bedürftigsten auszu-
richten. Die Gas- und Strompreisbremsen sollten 
wie geplant bis spätestens April 2024 auslaufen und 
neuerliche Energiepreissubventionen unterblei-
ben, auch um die Anpassung an strukturell höhere 
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Preise für fossile Brennstoffe zu erleichtern und so-
mit auch Investitionen in erneuerbare Energien zu 
befördern.

Strukturreformen

Mittelfristig gelte es, so der IWF, den fiskalischen 
Spielraum für höhere öffentliche Investitionen 
und steigende Ausgaben infolge des demografi-
schen Wandels zu schaffen. Der IWF begrüßt in 
dem Zusammenhang Anstrengungen der Bundes-
regierung zur Stärkung des Arbeitskräfteangebots 
in Deutschland, wie der angestrebten Erhöhung 
qualifizierter Zuwanderung und der Unterstützung 
der Arbeitnehmerweiterbildung. Insbesondere sei 
auch eine Steigerung der Arbeitsproduktivität von 
wesentlicher Bedeutung für die Ankurbelung des 
Wirtschaftswachstums und die Stärkung Deutsch-
lands als Innovationsstandort in Europa. Um die 
Produktivität zu steigern, solle Deutschland

1.	 die Anreize für Forschung und Entwicklung 
erhöhen, u. a. durch die Ausweitung entspre-
chender Steuergutschriften;

2.	 die Finanzierungsbasis junger und innovativer 
Unternehmen durch den Abbau von Hin-
dernissen für die Beteiligung institutioneller 
Anleger an den Risikokapitalmärkten verbrei-
tern und

3.	 Markteintrittsbarrieren senken, u. a. durch den 
Abbau von Verwaltungsaufwand und die Stär-
kung des Wettbewerbs.

Klimaschutzmaßnahmen

Für die Erfüllung der Klimaziele sieht der IWF eine 
Beschleunigung der „Green Transition“ (klima
freundlicher Umbau der Wirtschaftstätigkeit) als 
wesentlich an. Deutschland habe sein CO2-Emissi-
onsziel für 2022 dank eines starken Rückgangs der 
Emissionen der Industrie und günstiger Witterung 
erreicht. Künftig seien jedoch weitere Anstren-
gungen erforderlich. Zu diesem Zweck solle die 

Bundesregierung die Erhöhung der inländischen 
CO2-Bepreisung im Jahr 2024 wie geplant wieder-
aufnehmen und eine weitere Verschärfung in Be-
tracht ziehen. In der Zwischenzeit sollten sich alle 
zusätzlichen Subventionen auf die Behebung von 
Marktversagen beschränken. Die Prinzipien des 
Europäischen Binnenmarkts sollten dabei nicht 
verletzt werden.

Finanzsektor

Die Gesamtkapital- und Liquiditätsposition 
des deutschen Banken- und Versicherungssys-
tems bleibt nach Auffassung des IWF solide. Im 
Jahr  2022 hätten Banken aufgrund der Neube-
wertung ihrer Wertpapierportfolios erhebliche 
„Mark-to-Market“-Bewertungsverluste hinneh-
men müssen, was ihre Rentabilität vorübergehend 
verringert habe. Trotz dieser Verluste blieben die 
aggregierten Kapital- und Liquiditätsniveaus des 
deutschen Bankensystems Ende 2022 beträchtlich. 
Die Kapitalausstattung Ende  2022 habe 19,2  Pro-
zent der risikogewichteten Aktiva und die Liqui-
ditätsdeckungsquote bei systemisch bedeutenden 
Instituten 154 Prozent und bei weniger bedeuten-
den Instituten 178 Prozent betragen. Auch die Ein-
lagensicherung in Deutschland unterstütze die 
Finanzstabilität der Banken. Versicherungsunter-
nehmen hätten  2022 ebenfalls „Mark-to-Market“-
Verluste erlitten, ihre Solvenz sei jedoch als gut zu 
bezeichnen.

Gleichwohl sollten die mit den rasch steigenden 
Zinssätzen verbundenen Risiken für die Finanzsta-
bilität nach Auffassung des IWF genau beobach-
tet werden. Die jüngste, lokal begrenzte Banken-
krise in den USA und der Schweiz habe die Risiken 
verdeutlicht, die mit einer stark steigenden Zins-
belastung und instabilen Finanzierungsstruktu-
ren verbunden seien. Es sollten daher weiterhin die 
Banken, die am anfälligsten für Zins- und Liquidi-
tätsstress seien, einer intensiven Aufsicht unterlie-
gen. Angesichts der erhöhten makroökonomischen 
Risiken und Unsicherheiten an den Finanzmärkten 
sollten die Aufsichtsbehörden auch einen konser-
vativen Bewertungsansatz bei Banken fördern. Ein 

22



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
August 2023

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Artikel-IV-Konsultationen des Internationalen Währungsfonds mit Deutschland

umfassenderes makroprudenzielles Instrumenta-
rium und eine weitere Verbesserung der Datener-
hebung würden zudem dazu beitragen, die länger-
fristige Finanzstabilität im Immobiliensektor zu 
fördern.

Die nächsten Artikel-IV-Konsultationen des 
IWF mit Deutschland finden voraussichtlich im 
Mai 2024 statt.
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Startschuss: Netzwerk empirische 
Steuerforschung

	● Am 19. und 20. Juli 2023 fand die Auftaktkonferenz des Netzwerks empirische Steuerforschung 
(NeSt) im BMF mit Bundesfinanzminister Christian Lindner und Staatssekretärin Prof. Dr. Luise 
Hölscher sowie über 200 Teilnehmenden statt.

	● Das Netzwerk ist eine interdisziplinäre offene Plattform. Sie bringt die Disziplinen Wissenschaft, 
Statistik und Verwaltung auf dem Gebiet der empirischen Steuerforschung zusammen.

	● Das Netzwerk soll u. a. eine noch genauere Wissensbasis für politische Prioritätensetzung, die 
Steuerrechtsetzung und den Vollzug bieten und durch die Datenbasierung die stetige Verwal-
tungsmodernisierung unterstützen.

	● Im Jahr 2024 findet die erste Jahreskonferenz des NeSt statt.

Was ist das NeSt?

Das Netzwerk empirische Steuerforschung, kurz 
NeSt, ist eine unter dem Dach des BMF errichtete 
und von ihm betriebene offene und interdiszipli-
när ausgerichtete Plattform. Sie bringt insbeson-
dere die drei Disziplinen Wissenschaft, Statistik 
und Verwaltung auf dem Gebiet der empirischen 
Steuerforschung und amtlichen Statistik zusam-
men, um gemeinsam die Dateninfrastruktur zu 
verbessern und zur Stärkung des Wissenschafts-
standorts und der evidenzbasierten Politikbera-
tung beizutragen.

Das Vorhaben ist facettenreich und adressiert di-
verse für das BMF und die Finanzverwaltung rele-
vante Themen. Grundlegend ist die Intensivierung 
des Wissens- und Erfahrungsaustauschs der in die-
sen Bereichen arbeitenden Expertinnen und Ex-
perten. Mit dem neuen Netzwerk wird ein intelli-
genter Mechanismus etabliert, um die Steuerdaten 
durch entsprechende Auswertung in Erkenntnisse 
und Wissen umzuwandeln und bereitzustellen. 
Sein Wirkungskreis umfasst die Ausgestaltung des 
materiellen Steuerrechts genauso wie die Adminis-
tration und den Vollzug des Rechts und soll damit 
zur Digitalisierung und Entbürokratisierung, und 

somit letztlich zur stetigen Verwaltungsdigitalisie-
rung, beitragen.

Auftaktkonferenz 2023

Zu der Auftaktveranstaltung durfte das BMF über 
200 Teilnehmende begrüßen, die vor allem die Dis-
ziplinen Wissenschaft, Statistik und Verwaltung ver-
traten. Neben Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern zahlreicher Universitäten und Institute 
wirkten u. a. Behörden wie das Statistische Bundes-
amt und deren Forschungsdatenzentrum, das Bun-
deszentralamt für Steuern (BZSt) und die General-
zolldirektion sowie Vertreterinnen und Vertreter aus 
den Landesfinanzverwaltungen mit.

Im Vordergrund stand dem interdisziplinären An-
satz entsprechend der Austausch eben jener Diszipli-
nen auf dem Gebiet der Steuerlehre, der Steuerdaten, 
des Steuerrechts und der Besteuerungsverfahren. 
Staatssekretärin Prof. Dr. Luise Hölscher warb dafür, 
die Veranstaltung als ein agiles Experiment zu ver-
stehen und offen auf die anderen Perspektiven zu-
zugehen. Dies kam auch in dem vielseitigen Pro-
gramm der Veranstaltung zum Ausdruck.
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Abbildung 1: Sitzungsaal der Konferenz 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Am ersten Tag der Konferenz stand das Netzwerk 
als solches im Fokus. Nach Vorstellungen und Im-
pulsbeiträgen wurde der Austausch zu den Nut-
zungsmöglichkeiten von Steuerdaten, relevanten 
Forschungsfragen und zu den Bedarfen der Ver-
waltung im Rahmen einer Postersession mit rund 
30  Beiträgen fortgesetzt. Dies eröffnete den Teil-
nehmenden vielseitige und neue Einblicke in Ko-
operationsmöglichkeiten. Bei guter Laune ent-
standen bereits zahlreiche Ideen und Vorschläge 
für Projekte, Kommunikationsformate und vieles 
mehr. Deutlich wurde dabei, wie viel „Schwarm-
wissen“ schon vorhanden ist, wenn die drei Diszi-
plinen miteinander interagieren. 

Am zweiten Tag der Auftaktveranstaltung wurden 
das NeSt und sein Zweck in den größeren Kontext 
eingeordnet. Nach einem Panel, bei dem die unter-
schiedlichen Perspektiven auf Steuerdaten einge-
nommen wurden, zeigten mehrere inspirierende 
Kurzimpulse im TED-Talk-Stil die Notwendigkeiten 
für ein solches Netzwerk mit seinen Prämissen und 
seiner Herangehensweise.

Konferenzbericht

Staatssekretärin Prof. Dr. Luise Hölscher eröffnete 
am 19. Juli 2023 die Konferenz und führte durch die 
zweitägige Veranstaltung. Dabei formulierte Sie die 
Ziele und Vorstellungen des BMF für das NeSt und 
warb für ein offenes Aufeinanderzugehen: „Wir 
müssen gegenseitig wissen, was wir wissen!“ Denn: 
„Wer nichts weiß, muss alles glauben.“ (Marie von 
Ebner-Eschenbach)

Warum gibt es das NeSt?

Prof. Dr. Thiess Büttner, Friedrich-Alexander-Uni-
versität Erlangen-Nürnberg, und Prof. Dr. Andreas 
Peichl, Ludwig-Maximilians-Universität München 
und Leiter des ifo  Zentrums für Makroökonomik 
und Befragungen, plädierten auf der Grundlage des 
Gutachtens des Wissenschaftlichen Beirats beim 
Bundesministerium der Finanzen dafür, methodi-
schen Fortschritt zu nutzen, um die Wirkung des 
deutschen Steuersystems auf zentrale wirtschaft-
liche und soziale Größen zu analysieren und die 
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sogenannte Credibility der Ergebnisse zu erhöhen. 
Dazu stellten sie Ansatzpunkte für die Verbesse-
rung der Dateninfrastruktur dar.

Was ist das NeSt?

Dr. Nils Weith, Leiter der Abteilung für direkte Steu-
ern im BMF, sprach sich für die Verbesserung der 
Grundlagen für eine evidenzbasierte Steuerge-
setzgebung durch die Etablierung des angedach-
ten Netzwerks in dieser Form aus. Im Vergleich zur 
Schaffung einer weiteren formalisierten Institution 
biete ein Netzwerk einen verwaltungsarmen, agilen 
und flexiblen Rahmen und sei damit die bürokratie-
reduzierte Variante zur Verbesserung der Informati-
onslandschaft, um nachhaltig eine bessere Datenin-
frastruktur, eine bessere Vernetzung der Stakeholder 
sowie einen interdisziplinären Wissenstransfer für 
eine breite Palette verfügbarer Einzeldaten im steu-
erlichen Bereich zu schaffen. Das BMF übernimmt 
hierbei die Rolle desjenigen, der das Netzwerk ver-
knüpft, Strukturen für Kooperationen schafft und 
Wissens- und Kommunikationsformate ausrichtet.

Die Anregungen von Prof.  Dr.  Frank Hechtner, 
Friedrich-Alexander-Universität Nürnberg-Erlan-
gen, der als Vertreter des Gründungsgremiums des 
NeSt gemeinsam mit Dr. Nils Weith vortrug, rich-
teten sich vor allem an die Stakeholder und for-
derte sie dazu auf, sich gegenseitig und ihre Daten 
gemeinsam besser kennenzulernen. Dabei solle der 
Zweck des NeSt und sein bedarfsgerechtes Handeln 
im Blick behalten werden. Die damit korrespondie-
rende Transparenz sei rechtlich und demokratisch 
geboten. Diese Impulse wurden im Verlauf der Ta-
gung in vielfältiger Weise sowohl in den folgenden 
Vorträgen als auch in der Postersession und dem 
Get-together aufgegriffen.

Was kann das NeSt von anderen lernen?

Prof.  Stefan Bender, Leiter Datenservicezentrum, 
Deutsche Bundesbank, plädierte in seinem heite-
ren Impuls „Gibt es die eierlegende Wollmilchsau 
wirklich? Kriterien für erfolgreiches Data-Sharing“ 
dafür, dass sowohl die Kosten der Datennutzung als 
auch der Impact Factor der Forschungsergebnisse 

im Blick behalten werden sollten. Er zeigte, ebenso 
wie Brigitte Loose, Leiterin Forschungsnetzwerk 
Alterssicherung  FNA, auf, wie fruchtbar ein Aus-
tausch mit anderen Netzwerken sei. Forschung 
könne fundierte „Selbstverteidigung“ und „Le-
gitimation“ von Politikentscheidungen sein und 
vor allem zu deren Verständnis beitragen. Brigitte 
Loose gab dem NeSt neben dieser Überlegung ei-
nige wertvolle Erfahrungen aus der Arbeit im For-
schungsnetzwerk Alterssicherung FNA mit auf den 
Weg.

Postersession: Datenangebot trifft 
Datennutzende im NeSt

Im Anschluss an diesen ersten Teil wurden folgende 
Fragen erörtert: Welche Anwendungsmöglichkeiten 
gibt es für Steuerdaten? Welche Daten gibt es für die 
empirische Steuerforschung? Welche Forschungs-
fragen sind relevant für evidenzbasierte Politikbera-
tung und die Verwaltungsdigitalisierung? Wie kann 
evidenzbasierte Politikberatung in diesem Bereich 
gestärkt werden? 

	● Qualitätsgesicherte Daten zur E-Bilanz werden 
nach Aussage von Natalie Zifonun-Kopp, Grup-
penleiterin Finanzen und Steuern im Statis-
tischen Bundesamt, voraussichtlich erstmals 
im Jahr 2026 für das Berichtsjahr 2021 geliefert 
werden. Bernd Langenkämper, Oberfinanzdi-
rektion Nordrhein-Westfalen, stellte dazu vor, 
wie die E-Bilanz-Daten vom Steuerpflichtigen 
zum Statistischen Bundesamt gelangen. Hierbei 
spiele das KONSENS-Verfahren DAME (Data 
Warehouse, Auswertungen und Business-Intel-
ligence-Methoden) eine wichtige Rolle, das in 
jedem Land die Erklärungsdaten und Festset-
zungsdaten übernehme.

	● Das Pilotprojekt Business Tax Panel ist das 
erste durch das NeSt initiierte Produkt. Annette 
Kristiansen, Referentin im Bereich Finanzen 
und Steuern im Statistischen Bundesamt, 
stellte die Datengrundlagen (Gewerbesteu-
erstatistik, Körperschaftsteuerstatistik, Um-
satzsteuerstatistik, Statistik über die Per-
sonengesellschaften und Gemeinschaften, 
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Abbildung 2: Konferenzteilnehmende im Austausch 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Einnahmen-Überschuss-Rechnung, Unterneh-
mensregister) sowie die zeitliche Abdeckung 
(2013 bis 2018) dieses Datensatzes vor. Mög-
lich sei die Analyse sowohl im Längsschnitt, d. h. 
über die Zeit, als auch im Querschnitt, d. h. über 
die einzelnen Unternehmen in einem Jahr (so-
genannter Panel-Datensatz). Es handele sich um 
ein unbalanciertes Panel, d. h. die jeweilige Ein-
heit müsse nicht in jedem Jahr oder in jeder Sta-
tistik erfasst sein. Andreas Peichl, der das Busi-
ness Tax Panel mit initiiert hat, begrüßte diesen 
neuen Datensatz mit seinen vielen neuen For-
schungsmöglichkeiten im Einklang mit anderen 
Konferenzteilnehmenden sehr.

	● Karoline Maier und Maximilian Frank, beide 
Ludwig-Maximilians-Universität München, 
stellten ein kooperatives Forschungsprojekt zur 
Nutzung von Steuerdaten vor. Dabei würden so-
wohl Daten aus dem Steueranalysesystem im 
BMF zur Gesetzesfolgenabschätzung „KISS-Vor-
haben“ (KISS = Künstliche Intelligenz Service 

und Systeme) als auch Daten zur vereinfachten 
Einkommensteuererklärung „Easy-Tax“, d. h. der 
Weiterentwicklung der vorausgefüllten Steuer-
erklärung, genutzt werden.

	● Dr. Elke Baumann, Unterabteilungsleiterin 
Grundsatzfragen des Steuersystems, BMF, warb 
für eine Teilnahme an der laufenden Umfrage 
zu Prioritäten in der Datenbereitstellung und 
-erhebung. Konkret gehe es um Bedarfe an Ver-
knüpfungen oder Panels bestimmter Statistiken, 
Aufnahmen zusätzlicher Steuerstatistiken in die 
amtliche Statistik, Zugang zu weiteren Statis-
tiken sowie weitere Verknüpfungen und Verbes-
serungen. Ein erstes Ergebnis ist die Feststellung 
des Bedarfs der Nutzenden nach erleichtertem 
Remote-Zugang zu den Steuerdaten. 

Die Postersession mit Beiträgen des Statistischen 
Bundesamts, Forschungsdatenzentren und eini-
ger Datennutzenden aus der Wissenschaft, der Ge-
neralzolldirektion, des BZSt und des BMF fand als 
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Abbildung 3: Konferenzteilnehmenden während der Pause im Garten des BMF. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

kommunikatives und agiles Format große Zustim-
mung unter den Teilnehmenden. Die Diskussionen 
waren anregend und haben zu vielfältigen neuen 
Kontakten und bereits zahlreichen Erkenntnissen 
geführt.

Panel: Der Blick auf die Daten – Potentiale 
für die Steuerpolitik?

Mit dem Panel wurden unterschiedliche Perspek-
tiven auf Daten und damit auch unterschiedliche 
Bedarfe, Prämissen und Arbeitsweisen mit solchen 
verdeutlicht:

	● Dr. Ruth Brand, Präsidentin des Statistischen 
Bundesamts, wünschte sich einen verbesserten 
Ordnungsrahmen, um die Datenverknüpfung 
zu Forschungszwecken zu erhöhen. Ihr sei es 
wichtig, die Qualität der Daten zu verbessern. 
Dazu würden das Statistische Bundesamt und 
dessen Forschungsdatenzentren entscheidend 

beitragen, denn gute Politikberatung könne 
nur auf guten Daten gründen.

	● Brigitte Vossebürger, Vizepräsidentin des BZSt, 
stellte die Vielfalt der im BZSt als „Datenplatt-
form“ für die Finanzverwaltungen auf natio-
naler und internationaler Ebene vorhandenen 
Daten dar. Sie hob die Notwendigkeit hervor, ju-
ristische Fragen der Datenverknüpfung im Kon-
text der Abgabenordnung zu klären – auch um 
Daten zweckgebunden unter Beachtung des 
Steuergeheimnisses zur Verfügung zu stellen.

	● Prof. Dr. h. c. Rudolf Mellinghoff, Leiter des 
Zentrums für Digitalisierung des Steuerrechts 
der Ludwig-Maximilians-Universität Mün-
chen und ehemaliger Präsident des Bundes-
finanzhofs, sieht Daten auch für juristische 
Entscheidungen, gerade im Besteuerungsver-
fahren als Massenverfahren, als höchst rele-
vant an. Er regte eine „Föderalismuskommis-
sion für Daten“ an, um Regelungen bezüglich 
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des Datenbestands der Länder und dessen Ver-
einheitlichung weiterzuentwickeln.

	● Prof. Dr. Frank Hechtner betonte, dass wissen-
schaftlicher Diskurs behilflich sein könne, um 
sachgerecht zu systematisieren beziehungs-
weise zu standardisieren und damit z. B. Bü-
rokratie abzubauen. Er sprach sich für einen 
breiten Methodenpluralismus, ein gemein-
sames Lernen von unterschiedlichen Stakehol-
dern sowie die Nutzung des Datenpotenzials 
bei den Ländern aus.

Abschreibungen als Mittel der 
Investitionsförderung:  
Fragebogen trifft auf amtliche Statistik

Prof. Dr. Dr. h. c. Dr. h. c. Caren Sureth-Sloane, Uni-
versität Paderborn, hat Abschreibungen als Mit-
tel der Investitionsförderung untersucht. Eine tem-
porär beschleunigte Absetzung für Abnutzung (AfA) 
sei demnach besonders effizient, Verlustverrech-
nung wirke und müsse mitgedacht werden; aller-
dings könnten viele unterschiedliche Regelungen 
(z. B. empfanden 60 Prozent der Befragten die aktuel-
len AfA-Regelungen als zu komplex) und hohe Kos-
ten die Wirksamkeit so weit beeinträchtigen, dass 
Anreize verpuffen würden. Zudem könnten Sonder-
abschreibungen die Investitionsqualität reduzieren.

Ist die Politik beratungsresistent?

Diese Frage ist grundsätzlich zu verneinen. Zu 
dem Ergebnis kommt Prof.  Dr.  Gert G.  Wagner, 
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung. Zumal 
die politischen Entscheidungen von Werturtei-
len abhängen würden, wofür die empirische Wis-
senschaft nicht zuständig sei. Sie könne aber sehr 
wohl Handlungsoptionen und zur Verfügung ste-
hende (steuerliche oder ökonomische) Instrumente 
aufzeigen. Geht es um Politikberatung, sehe er vor 
allem ein zeitliches Dilemma. So würden sich wis-
senschaftliche Analysen auf mehrere Jahre alte Da-
ten beziehen, die aktuellen Probleme zeigten sich 
aber in Daten am aktuellen Rand. Die politischen 
Entscheidungen seien aber jetzt von den Politikern 
auch für die Zukunft zu treffen.

Blick ins Nachbarland: Verbesserung der 
Forschungsdateninfrastruktur und evidenz
basierte Politikgestaltung in Österreich

Die Verbesserung der Forschungsdateninfrastruk-
tur und evidenzbasierte Politikgestaltung in Ös-
terreich beziehungsweise „bessere Daten für 
mehr Wissen, Wachstum und Wohlstand“ sei laut 
Prof.  Dr.  Tobias Thomas, Generaldirektor Statis-
tik Austria, insbesondere durch die Nutzung diver-
ser zentraler Register und mit dem (für Forschende 
kostenpflichtigen) Austrian Micro Data Center er-
reicht worden, das innerhalb von kurzer Zeit auf-
gebaut worden sei und seit Juli 2022 Forschenden 
einen datenschutzkonformen Zugang zu Mikro-
daten der Statistik Austria sowie zu weiteren Ver-
waltungs- und Registerdaten, soweit diese von 
den entsprechenden Ressorts freigegeben worden 
seien, biete.

Daten verändern die Welt

Wolf Lotter, Journalist, wagte den Blick von außen 
auf das NeSt und ordnete es im gesellschaftlichen 
Kontext der Herausforderungen unserer Zeit ein. 
Dabei verankerte er den Ansatz des NeSt als wichti-
ges Element der Transformation von der Industrie- 
zur Wissensgesellschaft, damit aus Informationen 
Wissen und Innovationen werden. Er plädierte mit 
seinem eindrücklichen Impuls dafür, die Neugier 
zu bewahren.

Politik, Politiker und Daten

Max Mordhorst, Mitglied des Deutschen Bundes-
tags, wünscht sich eine weitere Versachlichung 
von steuerpolitischen Debatten durch eine Dis-
kursverschiebung der Beteiligten: Von auf die Po-
litik einwirkenden Interessengruppen hin zu da-
tenbasierten Aussagen von Steuerexpertinnen 
und -experten, z. B. im Rahmen des NeSt. Dadurch 
könne im Diskurs auch Verständnis für politische 
Entscheidungen entstehen.
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Ein Startschuss für das NeSt

Der Bundesminister der Finanzen Christian 
Lindner gab zum Abschluss der Auftaktkonfe-
renz den offiziellen Startschuss für das NeSt und 
unterschrieb gemeinsam mit Staatssekretärin 
Prof. Dr. Luise Hölscher das Mission Statement. Er 
unterstrich, dass Deutschland hinsichtlich seines 
Datenpotentials ein rohstoffreiches Land sei, und 
bei allem gebotenen Schutz von Daten und Privat-
sphäre aus den genutzten Daten Fortschritt gene-
riert werden sollte. Mit dem NeSt sei eine Organi-
sationsform entwickelt worden, die effektiv für 
die Bewältigung der Herausforderungen und An-
forderungen unserer Zeit und Begleitung lang-
fristiger Entwicklungen im Steuerbereich ausge-
staltet sei. Dies diene dem Standort Deutschland 
sowohl für die Wissenschaft als auch in Bezug auf 
die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Damit 
kommt dem Netzwerk eine verantwortungsvolle 
Rolle zu, wie der Bundesminister der Finanzen 

Christian Lindner in seiner Rede betonte. Das NeSt 
solle eine noch genauere Wissensbasis für die poli-
tische Prioritätensetzung als Führungsaufgabe und 
für die Steuergesetzgebung bieten. Durch den da-
tenbasierten Ansatz werde die stetige Verwaltungs-
modernisierung unterstützt. Das BMF nehme zur 
Ermöglichung dieser Fortschritte eine zentrale 
Funktion im Netzwerk ein.

Mit dem Mission Statement1  
wird der politische Auftrag an das NeSt for-
muliert und dessen Ziele und Herangehens-
weise zur Erfüllung dieses Auftrags werden 
konkretisiert. Es ist das Grundlagendoku-
ment für die im NeSt verbundenen persönli-
chen Mitglieder.

1  Siehe Shortlink https://www.bundesfinanzministerium.de/
mb/20230821

Abbildung 4: Bundesminister der Finanzen Christian Lindner und Staatssekretärin Luise Hölscher 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Ausblick: Wie geht es weiter 
mit dem NeSt?

Nach dem Startschuss geht es mit dem Aufbau des 
NeSt weiter. Das BMF richtet eine Geschäftsstelle 
ein, die diejenigen mit steuerfachlichen, ökono-
mischen, rechtlichen und politischen Fragen mit 
Datenanbietenden und Forschenden zusammen-
bringt. Sie fungiert als Koordinierungsstelle im 
Netzwerk und unterstützt die Umsetzung konkre-
ter Projekte und Kooperationen.

Ein Lenkungsausschuss bestehend aus Wissen-
schaft, amtlicher Statistik und Finanzverwaltung 
wird u. a. zu relevanten Forschungsschwerpunkten 
beraten, Empfehlungen für Projekte aussprechen 
und geförderte Projekte evaluieren. Er wird außer-
dem die Ausgestaltung von Formaten für Wissen-
stransfer begleiten und die Außenrepräsentation 
unterstützen.

Maßnahmen werden vor allem in folgenden 
Handlungsbereichen angestoßen:

	● Vernetzung innerhalb des NeSt: Mehr-
wert und Erkenntnisgewinn (insbeson-
dere durch Forschung) durch Zusam-
menbringen von Kompetenzen und 
Ressourcen: Finanzverwaltung hat Da-
ten und Fragen; Wissenschaft hat For-
schungsideen und Methodenkenntnis; 
Statistik trägt mit Datenaufbereitung, 
-bereitstellung, -zugang bei.

	● Vernetzung mit weiteren Stakehol-
dern (inklusive Forschungsnetzwerke 
und Erfahrungsaustausch mit interna-
tionalen Behörden und Organisationen 
zu Grundsatzthemen des Datenmanage-
ments, der Gesetzesfolgenabschätzung 
und Evaluation)

	● Projekte zur Verbesserung der Daten
infrastruktur und Beantwortung fachli-
cher Fragestellungen im Bereich der em-
pirischen Steuerforschung

	● Formate für Wissenstransfer zwischen 
den unterschiedlichen Disziplinen (z. B. 
Austausch, Arbeitshilfen, Facharbeits-
gruppen, Erarbeitung von Konzepten 
für Maßnahmen oder Empfehlungen zu 
Grundsatzthemen)

	● Veranstaltungs-, Kommunikations- 
und Publikationsformate zur adres-
satengerechten Information der fach-
lichen und allgemeinen Öffentlichkeit 
über erzielte Arbeitsergebnisse und Er-
kenntnisse

Im Jahr 2024 wird das NeSt dann zu seiner ersten 
Jahreskonferenz einladen. Bis dahin gestalten das 
BMF, die Mitglieder und Interessierte das Netzwerk 
weiter – getreu nach dem Motto:

„Wo kämen wir hin, wenn jeder sagte, wo kämen 
wir hin, und keiner ginge mal nachsehen, wo man 
hinkäme, wenn wir hingingen.“ (Kurt Marti)

Kontakt

Mail: NeSt@bmf.bund.de

Weitere Informationen finden Sie auf unse-
rer Homepage.2 Möchten Sie gemeinsam mit 
uns den Ansatz im Netzwerk verfolgen, die 
Dateninfrastruktur verbessern und gute Be-
dingungen für empirische Steuerforschung 
und evidenzbasierte Politik schaffen? Dann 
werden Sie Mitglied3 im NeSt.

2  Siehe Shortlink: https://www.bundesfinanzministerium.de/
mb/20230822

3  Siehe Shortlink: https://www.bundesfinanzministerium.de/
mb/20230823
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	● Die notwendigen Investitionen zur Umsetzung der Ziele des Green Deals der Europäischen 
Union und der deutschen Nachhaltigkeitsziele sind immens. Daher muss zusätzlich zu den öf-
fentlichen Investitionen die Mobilisierung privaten Kapitals vorangetrieben werden.

	● Für die Bundesregierung ist die Wettbewerbs- und Zukunftsfähigkeit der Wirtschaftsstandorte 
Deutschland und Europa ein wichtiges Anliegen. Nachhaltige Investitionen fördern Innovation 
und Wachstum. Deswegen wurde im Koalitionsvertrag das Ziel festgehalten, Deutschland zu 
einem führenden Standort nachhaltiger Finanzierung zu machen.

	● Die Bundesregierung hat den Sustainable Finance-Beirat eingesetzt, um zu allen wichtigen Fra-
gen rund um Sustainable Finance beraten werden zu können.

	● Dazu wurden 34 ehrenamtliche Mitglieder berufen, darunter Expertinnen und Experten aus den 
Bereichen Realwirtschaft, Finanzwirtschaft, Zivilgesellschaft und Wissenschaft. Zudem werden 
die Mitglieder fachlich von 19 beobachtenden Institutionen unterstützt.

Zielsetzung

Nachhaltige Investitionen ermöglichen Innova-
tion und Wachstum und sind zudem elementar 
für die Sicherung der Lebens- und Wirtschafts-
grundlagen. Schon heute wirkt sich der Klima-
wandel immens auf die Wirtschaft in der Eu-
ropäischen Union (EU) aus. Nach Angaben von 
Eurostat beliefen sich die klimabedingten wirt-
schaftlichen Verluste in der  EU in den vergange-
nen zehn Jahren bereits auf 145  Mrd.  Euro.1 Die 
Transformation unserer Wirtschaft hin zu Klima-
neutralität und Nachhaltigkeit ist somit unabding-
bar. Fest steht auch, dass die Transformation eine 
enorme Aufgabe darstellt. Die notwendigen In-
vestitionen zur Umsetzung der Ziele des Green 
Deals der  EU und der deutschen Nachhaltigkeits-
ziele sind beträchtlich und nicht allein über öffent-
liche Mittel leistbar, sondern erfordern die erheb-
liche Mobilisierung privaten Kapitals. Sustainable 
Finance ist somit ein wesentliches Instrument für 

1  Shortlink: www.https://www.bundesfinanzministerium.de/
mb/2023831

die Wettbewerbs- und Zukunftsfähigkeit der Wirt-
schaftsstandorte Deutschland und Europa. In 
Kombination mit digitalen Technologien bietet die 
Finanzierung einer klimaneutralen Wirtschaft die 
Wachstumschance des 21. Jahrhunderts und bildet 
die Grundlage für innovative, neue Geschäftsmo-
delle und Arbeitsplätze.

Im Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode hat 
sich die Bundesregierung das Ziel gesetzt, Deutsch-
land zu einem führenden Standort nachhaltiger Fi-
nanzierung zu machen.2 Zur Unterstützung dieses 
Ziels hat sich die Bundesregierung entschlossen, 
wie bereits in der 19. Legislaturperiode einen Sus-
tainable Finance-Beirat (SFB) einzusetzen. Der SFB 
stellt eine übergreifende Dialogplattform dar, die 
der Bundesregierung bei der Umsetzung und Be-
wertung der vielfältigen Maßnahmen zum Thema 
Sustainable Finance beratend zur Seite steht. 

2  SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP: Mehr Fortschritt 
wagen, 24. November 2021, abrufbar unter dem Shortlink: 
www.https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2023832 
(Abrufdatum 31. Juli 2023)

Begleiter auf dem Pfad zur Transformation: Der 
Sustainable Finance-Beirat der Bundesregierung
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Europa und Deutschland sind im Bereich Sustain-
able Finance bisher als treibende Kräfte in Erschei-
nung getreten. Die Bundesregierung ist bestrebt, 
weiter voranzugehen und baut dabei auch auf die 
vom SFB gesetzten Impulse.

Entscheidend für die Erreichung des Ziels ist es, 
Standards zu schaffen, die die Bereitstellung von 
verlässlichen, international vergleichbaren und ent-
scheidungsrelevanten Nachhaltigkeitsinformatio-
nen gewährleisten. Es gilt, die richtigen regulatori-
schen und institutionellen Rahmenbedingungen 
für die Transformation zu schaffen, ohne die büro-
kratische Last für die betroffenen Unternehmen aus 
Real- und Finanzwirtschaft wesentlich zu erhöhen. 
Machbarkeit und Verhältnismäßigkeit  – insbeson-
dere für kleinere und mittlere Unternehmen – sind 
Kernziele, für deren Berücksichtigung sich die Bun-
desregierung und der SFB stetig einsetzen.

Sustainable Finance 
beziehungsweise Nachhaltigkeit im Finanz-
system bezeichnet den Einbezug von Um-
welt-, sozialen und Unternehmensfüh-
rungsaspekten in die Entscheidungen von 
Finanzakteuren. Vor dem Hintergrund des 
Pariser Klimaabkommens sind insbesonde-
re die Eindämmung des Klimawandels und 
die Anpassung an dessen Folgen in den Fo-
kus gerückt.3

3  Shortlink: www.https://www.bundesfinanzministerium.de/
mb/2023833

Der EU Green Deal 
(zu Deutsch: Europäischer Grüner Deal) ist 
ein Paket politischer Initiativen, mit dem 
die EU plant, den grünen Wandel zu voll-
ziehen und das Ziel der Klimaneutralität 
bis 2050 zu erreichen. Er wurde am 11. De-
zember 2019 von der Europäischen Kom-
mission ins Leben gerufen. Der EU Green 
Deal unterstützt den Wandel hin zu ei-
ner fairen und wohlhabenden Gesellschaft 
mit einer modernen und wettbewerbsfähi-
gen Wirtschaft. Dabei wird betont, dass ein 
ganzheitlicher und sektorenübergreifen-
der Ansatz erforderlich ist, bei dem alle re-
levanten Politikbereiche zum übergeord-
neten Klimaziel beitragen. So umfasst das 
Paket Initiativen, die eine Reihe eng mitei
nander verflochtener Politikbereiche betref-
fen: Klima, Umwelt, Energie, Verkehr, In-
dustrie, Landwirtschaft und nachhaltiges 
Finanzwesen.4

Arbeitsweise und 
Schwerpunkte

Der SFB besteht aus 34  Mitgliedern und 19  beob-
achtenden Institutionen. Die Mitglieder des SFB 
sind hochkarätige Expertinnen und Experten aus 
den Bereichen Realwirtschaft, Finanzwirtschaft, 
Zivilgesellschaft und Wissenschaft. Ihre Mitglied-
schaft im SFB ist ehrenamtlich. Fachliche Unter-
stützung erhalten die Mitglieder durch Vertrete-
rinnen und Vertreter beobachtender Institutionen. 
Zu diesen zählen insbesondere Verbände und Auf-
sichtsbehörden.5 Aus dem Kreis der Mitglieder 
wurden Silke Stremlau (Senior Fellow der Merca-
tor-Stiftung) und Christian Heller (Vorsitzender 
der Value Balancing Alliance) zu den Vorsitzenden 
gewählt.

4  Shortlink: www.https://www.bundesfinanzministerium.de/
mb/2023834

5  Eine Übersicht der Mitglieder und beobachtenden 
Institutionen findet sich unter dem nachfolgenden Shortlink 
auf der Website des SFB: https://sustainable-finance-beirat.
de/mitglieder/
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Organisatorisch wird der SFB auf Regierungsseite 
in einer Co-Federführung des BMF und des Bun-
desministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukle-
are Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) be-
treut. Zudem erfolgt ein enger Austausch mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz und dem Bundesministerium der Justiz. Eine 
Geschäftsstelle unterstützt den SFB sowohl fach-
lich als auch organisatorisch und fungiert als Bin-
deglied zwischen den Ministerien. Der SFB ist ein 
von der Bundesregierung unabhängiges Gremium.

Die diverse Zusammensetzung des SFB bildet ein 
breites Wissensspektrum ab und ermöglicht eine 
ausgewogene und reflektierte Meinungsbildung. 
In regelmäßigen Treffen besprechen die Mitglie-
der des SFB gemeinsam mit den Vertreterinnen 
und Vertretern der beobachtenden Institutionen 
sowie den thematisch beteiligten Ministerien, über 
welche Themen und Kanäle die Arbeit des SFB den 
größtmöglichen Beitrag zur Transformation und 
somit gleichzeitig eine bestmögliche Beratung der 
Bundesregierung leisten können. Regelmäßig fin-
den die Sitzungen des SFB unter Teilnahme der 
politischen Leitung des BMF sowie des Co-Feder-
führers BMUV statt. Daher nahm auch Bundesfi-
nanzminister Christian Lindner an einer Sitzung 
des SFB teil und unterstrich die Bedeutung von 
Sustainable Finance aus strategischer Sicht – insbe-
sondere für die Wettbewerbs- und Zukunftsfähig-
keit des Wirtschaftsstandorts Deutschland. Auch 
der Parlamentarische Staatssekretär Dr.  Florian 
Toncar und Staatssekretär Heiko Thoms stehen im 
regelmäßigen Dialog mit dem SFB.

Die Diskussionen in den Sitzungen des Beirats und 
der Arbeitsgruppen haben verdeutlicht, dass die 
Transformation Deutschlands nur im Zusammen-
spiel von europäischer, Bundes- und Länderebene 
gelingen kann. Deshalb pflegt der SFB auch den Di-
alog mit europäischen und internationalen Ein-
richtungen, die für die Entwicklung von Sutainable 
Finance von Bedeutung sind, z. B. mit der Taskforce 
on Nature-Related Financial Disclosures (TNFD), 
einer internationalen Arbeitsgruppe für naturbe-
zogene Offenlegung von Finanzdaten.

Der SFB der 20.  Legislaturperiode hat nach sei-
ner Konstituierung im Juni  2022, ausgehend vom 
skizzierten Beratungsbedarf der Bundesregie-
rung, eine Reihe konkreter Themen identifiziert, 
um Deutschland zu einem führenden Sustainable 
Finance-Standort zu entwickeln. Aus den identi-
fizierten Themen wurden die folgenden Schwer-
punkte abgeleitet, die in sechs Arbeitsgruppen be-
arbeitet werden:

	● Berichterstattung, Prüfung und Messung

	● Dateninfrastruktur und Digitalisierung

	● ESG-Skala (Nachhaltigkeitsskala für Finanzpro-
dukte)

	● Kollaboratives Engagement

	● Nationale und internationale Rahmensetzung

	● Zukunftsfähige Transformationsfinanzierung

Unter der Leitung der sogenannten Co-Chairs be-
arbeiten die Arbeitsgruppen ihren jeweiligen The-
menschwerpunkt. Die Arbeitsergebnisse dieser 
Gruppen bilden regelmäßige Stellungnahmen und 
Empfehlungen, die dann vom ganzen Beirat in den 
Präsenzsitzungen oder im schriftlichen Verfahren 
diskutiert werden und deren Veröffentlichung die 
Zustimmung von mindestens der Hälfte der Mit-
glieder bedarf.

Die Abkürzung ESG 
steht für Environmental, Social und Gover-
nance (zu Deutsch: Umwelt, Soziales und 
(nachhaltige) Unternehmensführung). Diese 
Begrifflichkeit hat sich als Standard nachhal-
tiger Anlagen etabliert und wird in Literatur 
und Presse häufig mit dem Begriff „nachhal-
tig“ gleichgesetzt. Die drei Buchstaben be-
schreiben drei nachhaltigkeitsbezogene Ver-
antwortungsbereiche von Unternehmen.
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Im Vergleich zur vorangegangenen Legislaturperi-
ode orientiert sich der jetzige SFB insgesamt stär-
ker am konkreten Beratungsbedarf, wie er aus den 
Ministerien an den SFB herangetragen wird, und 
achtet besonders auf die politische und praktische 
Umsetzbarkeit der Empfehlungen. Die Erarbeitung 
gezielter Empfehlungen hat dazu beigetragen, Wir-
kung und öffentliche Wahrnehmung des SFB er-
heblich zu verstärken.6 Andere EU-Mitgliedstaaten 
und selbst Staaten außerhalb der  EU zeigen Inte
resse am Konzept des SFB und seinen Arbeitsergeb-
nissen. So konnte der SFB wirkungsvolle Impulse 
mit seinem veröffentlichten Papier zu Herausfor-
derungen bei der Umsetzung der EU-Taxonomie 
sowie seinem Umsetzungsvorschlag zu einer Nach-
haltigkeitsskala für Finanzprodukte (ESG-Skala) 
setzen. Beide Papiere stießen bei ihrer Vorstellung 
auf EU-Ebene auf großes Interesse und dienen der 
Bundesregierung als inhaltliche Unterstützung für 
weitere Arbeiten. Aber auch die weiteren Produkte 
des SFB, wie z. B. die Positionspapiere zur Wichtig-
keit umfassender Nachhaltigkeitsberichterstattung 
sowie zur EU-weiten Regulierung von ESG-Rating
anbietern, haben sehr positives Feedback erhalten. 

6  Die Arbeitsergebnisse des SFB finden sich unter dem 
nachfolgenden Link auf der Website des SFB: https://
sustainable-finance-beirat.de/publikationen/

Sie bestätigen, dass der SFB an wichtigen Stell-
schrauben bei Sustainable Finance wirkt.7

Über die Fortsetzung der begonnenen Arbeits-
stränge und der potenziellen Aufnahme neuer Ar-
beitsstränge wird der SFB nunmehr bei seiner jähr-
lichen Klausurtagung entscheiden, die für Mitte 
September geplant ist.

Ausblick

Mit tatkräftiger und engagierter Unterstützung des 
SFB arbeitet die Bundesregierung daran, ein Um-
feld zu schaffen, das statt Desinvestitionen das En-
gagement und die Entwicklung in Richtung Nach-
haltigkeit fördert. Die Unternehmen sind es, die 
den Übergang zu einer klimaneutralen und nach-
haltigen Wirtschaft mitgestalten. Der enge Aus-
tausch verschiedener Ideen, Perspektiven und Mei-
nungen zwischen Politik und Praxis im SFB ist für 
eine erfolgreiche Transformation mitentscheidend. 
Denn eines ist sicher: Der Weg zu einer klimaneu
tralen Wirtschaft kann nur gemeinsam gelingen.

7  Eine Übersicht der Publikationen des SFB findet sich unter 
nachfolgendem Link: https://sustainable-finance-beirat.de/
publikationen/

35



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
August 2023

Digitalen Fortschritt vorantreiben:  
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für die IT der öffentlichen Verwaltung

	● Kurzdefinition: Eine Cloud stellt Speicherplatz, Rechenleistung und ausführbare Software als 
Dienstleistung – hier IT-Services genannt – zur Verfügung.

	● Eine Private Cloud ist eine Art des Cloud-Computings, die die Funktionen einer Public Cloud 
bietet, allerdings nur einer exklusiven Nutzergruppe, in diesem Fall der öffentlichen Verwal-
tung, zugänglich gemacht wird. Sie ist auf deren Bedürfnisse und Ziele ausgerichtet. Im Fall 
von Third-Party wird sie von einem externen Anbieter betrieben. Im Gegensatz dazu steht eine 
Public Cloud grundsätzlich allen meist über das Internet zur Verfügung.

	● Die IT-Betriebsplattform Bund des Informationstechnikzentrums Bund ist ein Beispiel für eine 
Private Cloud des Bundes.

	● Aufgrund der aktuellen Rechtslage kann die öffentliche Verwaltung nur sehr eingeschränkt auf 
bereits etablierte Public-Cloud-Angebote zurückgreifen.

	● Seit 2021 arbeitet der Bund unter Federführung des BMF an einem Prüfprojekt mit komplexen 
Fragestellungen zur Umsetzung einer Third-Party Private Cloud, die exklusiv die IT-Services der 
Firma Microsoft der öffentlichen Verwaltung zur Verfügung stellt.

	● Um die Zukunftsfähigkeit der deutschen Verwaltung zu sichern, müssen Cloud-Vorhaben wie 
das aktuelle Projekt des BMF im Rahmen der Multi-Cloud-Strategie schnellstmöglich umgesetzt 
werden.

Einleitung

Ziel der Bundesregierung ist es, die Digitalisie-
rung der Verwaltung und somit die Zukunftsfä-
higkeit von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft in 
Deutschland deutlich voranzubringen. Cloud-Lö-
sungen nehmen hierbei eine immer zentralere 
Rolle ein, da sie eine flexible und skalierbare IT-In-
frastruktur bieten, die den Zugriff auf Daten und 
Dienste erleichtert und die Verwaltung so effizi-
enter und effektiver machen können. Weltweit 
ist zu beobachten, dass verschiedenste IT-Ser-
vices zunehmend auf Cloud-Plattformen verlagert 

werden. Die Bundesregierung hat daher mit der 
Multi-Cloud-Strategie die entscheidende Grund-
lage für die Bereitstellung dieser zukunftsweisen-
den Technologie innerhalb der öffentlichen Ver-
waltung geschaffen.

Für die Bundesregierung ist es von zentraler Bedeu-
tung, dass die öffentliche Verwaltung insbesondere 
bei dem Thema Cloud einheitlich auftritt, damit 
Bund, Länder und Kommunen gleichermaßen von 
Cloud-Lösungen profitieren können. Daher gilt es 
nun, die Umsetzung der Multi-Cloud-Strategie zü-
gig voranzutreiben und ein hohes Ambitionsniveau 
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an den Tag zu legen, damit der Einstieg in die Cloud 
frühestmöglich gelingen kann. Um die Zukunfts-
fähigkeit Deutschlands zu verbessern, muss umge-
hend gehandelt werden: Cloud-Angebote wie die 
Delos Cloud, die aktuell unter Federführung des 
BMF umfassend geprüft wird, sollten bei Erfüllung 
der Anforderungen schnellstmöglich für den Wirk-
betrieb bereitgestellt werden.

Ohne Cloud geht es nicht: 
Innovative Technologien für 
einen modernen Staat

„Innovative Verwaltung“ steht im 21.  Jahrhundert 
u. a. für die Nutzung moderner Cloud-Technologien 

und damit auch für die Nutzung der Hyperscaler1, 
insbesondere nach dem Boom der 2010er-Jahre in 
diesem Technologiefeld. Im heutigen digitalen Zeit-
alter haben sich Clouds zu einer entscheidenden 
Grundlage für die Funktionsweise eines modernen 
Staats entwickelt. Kaum eine andere Technologie ist 
inzwischen so eng mit den Themen Fortschritt und 
Innovation verbunden. Es ist daher wenig überra-
schend, dass Cloud-Lösungen – ob im privaten oder 

1  Ziel von Hyperscale-Technologien ist es, einen enormen 
Umfang im Computing zu erreichen – in der Regel für Big 
Data oder Cloud-Computing. Die Hyperscale-Infrastruktur ist 
auf horizontale Skalierbarkeit ausgelegt und führt zu einem 
hohen Maß an Leistung, Durchsatz und Redundanz, um 
Fehlertoleranz und hohe Verfügbarkeit zu ermöglichen. Die 
bekanntesten Infrastrukturen sind Amazon Web Services, die 
Google Cloud Platform und Microsoft Azure.

© Bundesministerium der Finanzen

Was ist die Cloud?

Wodurch zeichnet sich die Cloud aus?

Bereitstellung von 
Computing-Ressourcen, 
z. B. Server, Datenspeicher 
oder Software-
Applikationen über 
das Internet

durch einfaches 
Hinzubuchen zusätzlicher 

Rechenkapazität

Flexibilität

durch 
ortsunabhängigen 

Zugang via Internet

Erreichbarkeit 

durch Zugriff auf neue 
Technologien und 
Funktionalitäten

Innovation

durch Abrechnung der 
tatsächlich genutzten 

Dienste und Kapazitäten

Kosteneinsparung

€€

Abbildung 1
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öffentlichen Sektor – zurzeit umfangreich diskutiert 
werden.

Weltweit lässt sich eine Verlagerung von gesamten 
IT-Serviceportfolios einiger Softwareanbieter vom 
Eigenbetrieb (On-Premise) hin zum Betrieb in der 
Cloud beobachten. Diese Entwicklung ist auch in 
Deutschland spürbar, führt jedoch in einigen Fällen 
zu einer hybriden Betriebsorganisation, in anderen 
zu doppelter Datenhaltung. Cloud-Technologien 
bieten aber auch zahlreiche Vorteile: Sie ermögli-
chen es z. B. der Verwaltung, ihre Dienstleistungen 
effizienter und flexibler anzubieten. Zudem kön-
nen Ressourcen aufgrund der Skalierbarkeit von 
Clouds effizienter genutzt werden. Letztlich garan-
tiert der hier im Projekt gewählte Ansatz ein hohes 
Maß an Zukunftssicherheit durch Standardisierung 
bei gleichzeitiger Daten- und Betriebssouveränität.

Allerdings ist es der öffentlichen Verwaltung u.  a. 
aufgrund der aktuellen Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Gerichtshofs zum Datentransfer in 
Drittländern („Schrems II“)2 nicht möglich, bereits 
etablierte Public-Cloud-Angebote von Amazon, 
Google oder Microsoft zu nutzen. Denn nach dem 
Cloud Act ist es US-Behörden gestattet, auf Daten 
US-amerikanischer IT-Firmen sowie Cloud-Provi-
dern und somit auch auf personenbezogene Daten 
europäischer Kundinnen und Kunden zuzugreifen. 
Dies ist nicht konform zur Datenschutz-Grund-
verordnung. Private Clouds wie die im Auftrag des 
BMF aufgebaute IT-Betriebsplattform Bund wiede-
rum sind im Vergleich gut geeignet für die Bereit-
stellung einer virtuellen IT-Infrastruktur über die 
Regierungsnetze des Bundes, jedoch kann die Por-
tierung von Standardsoftware auf solche Plattfor-
men sehr aufwendig und damit oftmals teuer sein. 
Für solche Fälle kommt für die öffentliche Verwal-
tung daher eine dritte Option in Betracht: eine von 

2  Schrems II ist ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs, im 
welchem über die Mechanismen entschieden wurde, die den 
Transfer personenbezogener Daten aus der Europäischen 
Union in die USA ermöglichen.

einem externen Betreiber zur Verfügung gestellte 
Hyperscaler-Cloud wie die der Delos Cloud GmbH. 
In Deutschland ist das Projekt des BMF der erste 
Fall dieser Art.

Das Projekt im BMF 
als entscheidendes 
Zukunftsprojekt im Bund

Seit 2021 arbeitet der Bund unter der Federführung 
des BMF zusammen mit den zuständigen Stellen, 
u. a. mit dem Bundesamt für Sicherheit in der In-
formationstechnik und dem Informationstechnik-
zentrum Bund, an den komplexen Fragestellun-
gen zur möglichen Nutzung einer privaten Cloud 
auf Basis der Technologien von Microsoft. Initiiert 
wurde das Projekt durch Beschluss des IT-Rats, als 
er das BMF mit der Durchführung des Prüfprojekts 
beauftragte. Anlass der Beauftragung durch den IT-
Rat war die Entscheidung der Firma Microsoft, ihre 
On-Premise-Dienste abzukündigen und einige ih-
rer Produkte ab 2029 nur noch als Cloud-Lösungen 
anzubieten.

Das Projekt des BMF befindet sich nach Abschluss 
der Vorprojektphase, in der im Rahmen eines Grob-
konzepts in Zusammenarbeit mit weiteren Minis-
terien der Prüfumfang festgelegt sowie die Prüfme-
thodik erstellt wurde, aktuell in der ersten von zwei 
Hauptprojektphasen. Hier werden zunächst Archi-
tektur und Technologie auf Basis der vom Bund ge-
stellten Anforderungen geprüft, bevor der opera-
tive Testbetrieb auf einer dedizierten Infrastruktur 
in der zweiten Phase voraussichtlich ab 2025 star-
tet. Im Rahmen des Projekts wird der Bund erst-
mals seine Anforderungen an Informationssicher-
heit, Geheim- und Datenschutz sowie an IT-Betrieb 
und -Infrastruktur zusammenführen und auf 
Cloud-Tauglichkeit hin validieren. Dies ist ein wich-
tiger Meilenstein für die künftige Nutzbarkeit von 
Cloud-Technologien anderer Cloud-Anbieter und 
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Third-Party Private Clouds wie die Delos Cloud im 
Rahmen der Multi-Cloud-Strategie.

Delos Cloud – eine private Hyperscaler-
Cloud für einen modernen Staat

Die Delos Cloud stellt perspektivisch exklu-
siv das Leistungsvermögen der Microsoft 
Public Cloud dem Bund zur Verfügung, denn 
nach aktueller Kenntnis können diese Diens-
te ab 2029 nicht mehr anderweitig anforde-
rungskonform von der öffentlichen Verwal-
tung genutzt werden.

Aufgabe der Delos Cloud ist es, die Nutzung 
von Microsoft-Diensten auf Software-as-a-
Service-Ebene über das Jahr 2029 hinaus zu 
ermöglichen, z. B. die der Office-Produktfa-
milie und des Windows-Client-Betriebssys-
tems. Die Delos Cloud muss dabei die Anfor-
derungen des Bundes erfüllen.

Im Fokus des Projekts steht zunächst der Bund, 
aber ganz im Sinne von Multi-Cloud und födera-
ler Zusammenarbeit strebt das BMF zudem an, 
Cloud-Lösungen nicht nur für den Bund, sondern 
auch für Länder und Kommunen nachnutzbar zu 
machen. Das Projekt trägt somit mittelbar dazu 
bei, gemeinsame Standards und verwaltungsüber-
greifende Schnittstellen für Cloud-Lösungen zu 
schaffen. Gleichzeitig wird der Markt für sichere 
Hyperscale-Clouds erschlossen und Deutsch-
land wird zum Vorreiter in Bezug auf staatliche 
Hyperscale-Cloud-Lösungen.

Die Multi-Cloud-Strategie 
der Bundesregierung 
als Grundlage für den 
Technologieeinsatz

Mit der Multi-Cloud-Strategie vermeidet es der 
Bund, sich von einem einzigen Cloud-Anbieter ab-
hängig zu machen, unterstützt die angestrebte of-
fene, modulare und interoperable Ausrichtung der 
IT-Architektur des Bundes und stellt gleichzei-
tig den Zugriff auf den neuesten technologischen 
Fortschritt sicher. Dadurch wird die digitale Souve-
ränität der öffentlichen Verwaltung gestärkt, da der 
Bund seine eigenen digitalen Ressourcen, Lösun-
gen und Technologien unabhängig von einzelnen 
Cloud-Anbietern wählen kann. Darüber hinaus 
wird ein „Vendor-Lock-in“ vermieden, also eine Si-
tuation, in der die Verwaltung in Abhängigkeit von 
einem Produkt oder einer Dienstleistung eines An-
bieters gerät. Dies führt gleichzeitig zu mehr Wett-
bewerb unter den Anbietern in diesem Bereich.

Warum Multi-Cloud? 
Mit der Multi-Cloud forciert der Bund sei-
ne Bestrebungen, monolithische IT-Kons-
trukte und inkompatible IT-Anwendungen 
aufzulösen, die an einen einzelnen Anbieter 
und an ein einziges Serviceangebot gebun-
den sind. Die Gewährleistung der Wechsel-
möglichkeit, der Gestaltungsfähigkeit so-
wie des Einflusses auf Anbieter sichert die 
Unabhängigkeit bei der Wahl leistungsfähi-
ger Cloud-Rechenzentren und deren IT-Ser-
vices, die darüber angeboten werden. Dabei 
findet auch der „Best of Breed“-Ansatz An-
wendung, nach dem für jeden Anwendungs-
bereich von Software die bestmögliche Lö-
sung zu finden und zu integrieren ist. Indem 
sich die öffentliche Verwaltung nicht an ei-
nen einzelnen Serviceprovider bindet, kann 
sie sich die jeweils beste Cloud-Lösung der 
verschiedenen Anbieter aussuchen und in 
ihre eigene IT-Architektur integrieren.
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Zugleich fördert die Strategie kooperative Zusam-
menarbeit sowie internationale Kooperationen, 
ohne dabei die Innovationskraft großer Plattfor-
men der Hyperscaler auszuschließen. Diese Form 
der Zusammenarbeit bezieht sich nicht nur auf 
die Zusammenarbeit mit Cloud-Anbietern hin-
sichtlich Third-Party Private Clouds, sondern auch 
auf die gemeinsame Arbeit zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen. Dies stellt ein ganzheitli-
ches und flächendeckendes Digitalisierungsni-
veau innerhalb Deutschlands sicher, wobei der 
Bund Standards für die gesamte öffentliche Ver-
waltung setzt. Es können Synergieeffekte zwi-
schen Bund und Ländern genutzt werden, z. B. hin-
sichtlich einer potenziellen Nutzung gemeinsamer 
Rechenzentrumskapazitäten.

Fazit

Das Cloud-Projekt des BMF ist ein großer Schritt 
nach vorn für die Digitalisierung in Deutschland 
und die Zukunftsfähigkeit der öffentlichen Ver-
waltung. Das aktuelle Ambitionsniveau und Tempo 
sollte für die weitere Umsetzung beibehalten wer-
den. Damit ist ein pragmatisches und offenes Vor-
gehen verbunden, in welchem sich der Bund nicht 
abkoppeln darf, sondern eng mit den Cloud-An-
bietern zusammenarbeiten muss. So werden nicht 
nur die Behörden und deren Beschäftigte von den 
neuen Entwicklungen profitieren, sondern auch 
mittelbar die Bürgerinnen und Bürger.
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Stellungnahme des Wissenschaftlichen 
Beirats beim BMF – „Ein deutscher Industrie
stromtarif?“

	● Die gestiegenen Stromkosten haben kürzlich zu Forderungen nach einem Brückenstrompreis 
für die deutsche Industrie geführt.

	● Einen erheblichen Anteil an den Stromkosten hat inzwischen die CO2-Bepreisung. Hierfür steht 
mit der Strompreiskompensation aber bereits ein europäisch abgestimmtes Instrument zur 
Abfederung für die deutsche Industrie bereit.

	● Darüber hinausgehende Mittel sieht der Beirat kritisch. Bei knappen Finanzen und angesichts 
des notwendigen Kraftakts bei der Ausweitung der erneuerbaren Energien spricht viel für die 
Investition in zusätzliche Kapazitäten – und damit in die Behebung des Mangels statt in die 
Verwaltung des Mangels.

	● Es handelt sich bei dem folgenden Artikel um die Kurzfassung einer Stellungnahme des Wissen-
schaftlichen Beirats. Die Langfassung wurde auf der Website des BMF veröffentlicht.1

	● Gutachten und Stellungnahmen des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium der 
Finanzen sind als Beitrag zum allgemeinen Diskurs zu verstehen und geben nicht notwendiger-
weise die Meinung des BMF wieder.

Der Anlass

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz (BMWK) hat am 5.  Mai  2023 in einem Pa-
pier einen „mittelfristigen Brückenstrompreis“ für 
energieintensive Unternehmen vorgeschlagen. Da-
nach soll bis zum Jahr 2030 ein Brückenstrompreis 
von 6 Cent pro Kilowattstunde (ct/kWh) „für einen 
klar definierten Empfängerkreis“ über öffentliche 
Subventionen installiert werden. In dem Umfang, 
in dem der Großhandelspreis für Strom über dieser 
Marke liegt, würde eine entsprechende Kompensa-
tion an die Unternehmen erfolgen. Um die Strom-
nachfrage dadurch nicht künstlich zu befeuern, 
wird eine Begrenzung der Subvention auf 80 Pro-
zent des Stromverbrauchs vorgeschlagen, basie-
rend auf Stromverbrauchsbenchmarks.

1  Shortlink: https://www.bundesfinanzministerium.de/
mb/20230851

Das Arbeitspapier des BMWK nennt drei Kernargu-
mente für diesen Vorschlag:

1.	 Ein Großhandelspreis, der für die kommenden 
fünf Jahre voraussichtlich auf einem doppelt so 
hohen Niveau liege wie vor dem russischen An-
griff auf die Ukraine, bedrohe die Wettbewerbs-
fähigkeit der energieintensiven Industrien.

2.	 Die energieintensiven Industrien müssten in 
einem verzerrten, aber harten internationalen 
Wettbewerb agieren.

3.	 Durch den Erhalt energieintensiver Wert-
schöpfungsketten würden auch die nichtener-
gieintensiven Branchen profitieren.

Vor dem Hintergrund der bereits bestehenden 
Strompreiskompensation mit ihrem steigenden 
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Volumen und angesichts der Gefahr einer inef-
fizienten und kostspieligen Dauersubvention rät 
der Beirat von einem Brückenstrompreis ab. Bei 
knappen Finanzen und angesichts des notwendi-
gen Kraftakts bei der Ausweitung der erneuerba-
ren Energien spricht viel für die Investition in zu-
sätzliche Kapazitäten statt in die Verwaltung des 
Mangels.

Die Ausgangslage

Im 1.  Halbjahr  2023 schwankten die deutschen 
Großhandelspreise um die Marke von 10  ct/kWh 
mit leicht negativer Tendenz. Die Terminmärkte 
lassen für die Jahre 2024 bis 2026 ein sinkendes Ni-
veau erwarten. Verglichen mit dem Jahr 2020 liegt 

der Preis, wie Abbildung 1 zeigt, bei mehr als dem 
Doppelten. Dazwischen lagen Monate mit noch 
deutlich höheren Elektrizitätspreisen, die sich mit 
hohen Kosten des aus Erdgas erzeugten Stroms er-
klären. Inzwischen ist dieser Grund für hohe Strom-
preise weitgehend entfallen. Wie Abbildung  2 il-
lustriert, befinden sich die Großhandelspreise für 
Erdgas im Sommer 2023 auf einem Niveau, das sich 
den Preisen von Anfang 2021 angenähert hat.

Allerdings hat sich der CO2-Preis im Europäischen 
Emissionshandel als ein wichtiger Kostenfaktor 
der Elektrizitätserzeugung deutlich erhöht. Lag der 
CO2-Preis vor 2021 etwas über 20 Euro pro Tonne 
CO2-Ausstoß, so hat er sich seit 2022 bei Werten um 
85 Euro eingependelt. Der Trend ist seitdem leicht 
positiv.

Großhandelspreis für Elektrizität in Deutschland
Preis pro MWh
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Anmerkung: Abgebildet ist der Day-Ahead-Preis (Euro/MWh) für Basislast („base load“) in Deutschland.

Quelle: Bloomberg

Abbildung 1
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Europäischer Großhandelspreis für Erdgas
Preis pro MWh

Anmerkung: Die Kurve trägt den Day-Ahead-Preis pro MWh am Europäischen Großhandel (Netherlands TTF) ab.

Quelle: Bloomberg
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Abbildung 2

Der Europäische CO2-Preis 
Euro/Tonne

Anmerkung: Die Kurve trägt den Day-Ahead-Preis pro MWh am Europäischen Großhandel (Netherlands TTF) ab. 

Quelle: Börse Frankfurt
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Unterstellt man bei der Preisbildung, dass Gastur-
binenkraftwerke mit einem CO2-Ausstoß von etwa 
500 Gramm an CO2 pro erzeugter kWh Strom die 
Grenzkosten und damit den Großhandelspreis be-
stimmen, dann ergeben sich allein aus einem CO2-
Preis von 85  Euro pro Tonne Grenzkosten von 
circa 4,25 ct/kWh. Dieser spezifische Anteil an den 
Grenzkosten lag bei einem CO2-Preis von 24 Euro 
bei nur 1,2 ct/kWh. In Zeiten, in denen Steinkoh-
lekraftwerke den Strompreis bestimmen, treibt 
der hohe CO2-Preis den Strompreis noch deutli-
cher, da Steinkohle pro kWh Strom einen höheren 
CO2-Ausstoß von etwa 900 Gramm/kWh aufweist. 
Bei einem CO2-Preis von 85 Euro entstehen allein 
dadurch Grenzkosten der Stromproduktion von 
circa 7,7 ct/kWh. Es wird geschätzt, dass CO2-freie 
Energieträger nur in etwa 11 Prozent der Zeit den 
Strompreis determinieren. Daher erklärt der CO2-
Preis am aktuellen Rand der Abbildung 1 bereits ei-
nen signifikanten Anteil des Großhandelspreises 
für Strom.

Der gesamte Stromverbrauch des deutschen Ver-
arbeitenden Gewerbes war nach einer Analyse von 
Graevenitz und Rottner über die Jahre 2003 bis 2017 
hinweg sehr stabil und betrug im Jahr  2017, dem 
letzten dort analysierten Jahr, 220  Terawattstun-
den (TWh). Dabei enthalten ist eine Eigenerzeu-
gung, die im angegebenen Zeitraum von 31  TWh 
auf 54 TWh gestiegen ist. Bei einem Verbrauch von 
220 TWh ergibt sich, dass bereits ein Subventions-
satz von 1 ct/kWh für den im Verarbeitenden Ge-
werbe verbrauchten Strom 2,2  Mrd.  Euro bezie-
hungsweise 1,76  Mrd.  Euro bei einer Begrenzung 
auf 80 Prozent des Stromverbrauchs an Subventi-
onsvolumen bedeuten würde. Bei einer Subvention 
von 4 ct/kWh, was einer Differenz der aktuell circa 
10  ct und dem gewünschten Industriestrompreis 
von 6 ct entspricht, ergäbe das 7,06 Mrd. Euro jähr-
lich. Falls nur Branchen begünstigt werden würden, 
die bereits heute von der „Besonderen Ausgleichs-
regelung“ (BesAR, s.  u.) profitieren, dürfte sich 
eine begünstigte jährliche Strommenge von etwa 
120 TWh ergeben, die mit circa 4 ct/kWh subven-
tioniert werden würde. Man erhielte ein jährliches 
Volumen von überschlägig 4,8 Mrd. Euro.

Die bisherigen Maßnahmen

In der Vergangenheit ergaben sich für energiein-
tensive Betriebe bereits Entlastungen über die Be-
freiungen von der Umlage für Erneuerbare Ener-
gien (EEG-Umlage), die im Jahr  2021 6,5  ct/kWh 
betrug, in der 2. Hälfte des Jahres 2022 aber für alle 
Verbraucher abgeschafft wurde.

Eine weiterhin bestehende Erleichterung ist die 
BesAR, die energieintensiven Unternehmen eine 
weitgehende Reduktion der Umlage zur Finanzie-
rung der Kraft-Wärme-Koppelung und der Anbin-
dungskosten für die Offshore-Windkraftanlagen 
ermöglicht.

Bei der Stromsteuer beträgt der Normalsatz 2,05 ct/
kWh. Ein reduzierter Satz von 1,537 ct/kWh findet 
Anwendung auf zahlreiche Unternehmen des Pro-
duzierenden Gewerbes; 1,142 ct/kWh sind es im Be-
reich Schienenverkehr. Circa 9.000  Unternehmen 
in Deutschland erhalten bislang einen Spitzenaus-
gleich. Die Stromsteuer wird für diese Unterneh-
men auf null beziehungsweise um 1,7  Mrd.  Euro 
reduziert. Allerdings ist im Regierungsentwurf zum 
Bundeshaushalt 2024 bislang kein Spitzenausgleich 
mehr vorgesehen.

Für die Abfederung der erhöhten Stromkosten, die 
aus dem Europäischen Emissionshandel resultie-
ren, gibt es bereits ein Instrument: die Strompreis-
kompensation für besonders betroffene Branchen. 
In der CO2-Handelsperiode 2013 bis 2020 haben be-
reits die meisten Staaten der Europäischen Union 
(EU), darunter Deutschland, von dieser Möglichkeit 
Gebrauch gemacht. Die begünstigten Unterneh-
men müssen in einer Liste von energieintensiven 
Sektoren tätig sein und die Beihilfen dürfen 75 Pro-
zent der indirekten CO2-Kosten nicht übersteigen. 
Alternativ ist aber unter bestimmten Bedingungen 
auch eine Begrenzung der nationalen Beihilfen auf 
1,5 Prozent der Bruttowertschöpfung möglich. Zur 
Verfügung stehen im Jahr  2023 rund 3  Mrd.  Euro 
nach maximal 944 Mio. Euro im Jahr 2022.

Der signifikante Aufwuchs folgt dem stark gestie-
genen CO2-Zertifikatspreis (s.  a. Abbildung  3). Bei 
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den derzeitigen CO2-Preisen ist bereits absehbar, 
dass das benötigte Finanzvolumen für die Strom-
preiskompensation 2024 auf fast 5 Mrd. Euro stei-
gen wird.

Im Jahr  2022 wurden für das Jahr  2021 insge-
samt 341  Unternehmen mit einem Gesamtbetrag 
von 806 Mio. Euro kompensiert. Dies ist eine ver-
gleichsweise kleine Anzahl. Überschlagsmäßig 
wurden jedoch mit den 806 Mio. Euro circa 60 TWh 
begünstigt.

Industriestrom im 
internationalen Vergleich

Als ein Vorbild eines speziellen Stromtarifs schei-
nen manche Beobachter Frankreich zu sehen. 
Dort stieß der Staatskonzern Électricité de France 
(EDF) und der unzureichende Marktzugang für 
ausländische Stromerzeuger in den 2000er-Jahren 
auf Kritik der EU-Kommission. Das französische 

NOME-Gesetz aus dem Jahr  2010, das EDF dazu 
verpflichtet, 15 Jahre lang einen Teil seiner Strom-
produktion zu einem staatlichen Höchstpreis 
(ARENH-Tarif) abzugeben, wird als Reaktion auf 
den Druck der EU-Kommission interpretiert. Wäh-
rend der vorgesehene Preis von 4,2 ct/kWh (zuzüg-
lich Steuern, Abgaben und Umlagen) für ein fest-
gelegtes Kontingent von 100 TWh lange unter dem 
Großhandelspreis lag, änderte sich dies im Krisen-
jahr  2022. Der Preis wurde  2022 auf 4,62  ct/kWh 
und das Kontingent auf jährlich 120 TWh erhöht. 
Zurzeit wird aber aufgrund der hohen finanziellen 
Belastung des ARENH-Tarifs für EDF in Frankreich 
eher über dessen Ende diskutiert. Das Kontingent 
für 2023 wurde wieder auf 100 TWh zurückgeführt. 
Die französischen Industrieverbände warnen vor 
einer gänzlichen Abschaffung des ARENH-Tarifs.

Da Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes 
bei Umlagen und Netzgebühren bevorzugt wer-
den, kommt dem Großhandelspreis aus deren Sicht 
eine besondere Bedeutung zu. Dieser hat sich in 

Durchschnittliche monatliche Großhandelspreise Strom 
Preis in Euro je MWh

Anmerkungen: Berechnet auf der Basis des Day-Ahead-Marktes.

Quelle: Ember, https://ember-climate.org
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Deutschland und Frankreich trotz unterschiedli-
cher Struktur der Stromerzeugung seit Jahren sehr 
ähnlich entwickelt, wie Abbildung  4 verdeutlicht. 
Abbildung 5 bietet den europäischen Vergleich am 
aktuellen Rand.

Großhandelspreise in Europa 
Euro/MWh

Anmerkung: Berechnet auf der Basis des Day-Ahead-Markts.

Quelle: Ember, https://ember-climate.org
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Die deutschen Großhandelspreise, die sich im eu-
ropäischen Durchschnitt bewegen, führen zu ge-
werblichen Strompreisen, die sich ebenfalls im eu-
ropäischen Durchschnitt bewegen, insbesondere 
seit Wegfall der EEG-Umlage (s. a. Abbildung 6).

Gleichwohl ist das Verarbeitende Gewerbe der EU 
im Mittel mit Stromtarifen konfrontiert, die über 
dem Mittelwert in den USA liegen (s. a. Tabelle 1). 
Etwaige Kostennachteile für Europa waren vor der 
2.  Hälfte des Jahres  2021 dabei wohl vornehmlich 
von Steuern und Abgaben getrieben.

Durchschnittliche Strompreise für US-Verbraucher nach Nachfragegruppen (Eurocent/kWh)

Sektor März 23 März 22

Privatnutzer 14,8 13,0

Handel und Dienstleistungen 11,7 10,5

Industrie 7,4 6,7

Transport 11,8 9,7

Insgesamt 11,7 10,4

Quelle: U.S. Energy Information Administration, https://www.eia.gov; EZB Wechselkurse, https://www.ecb.europa.eu

Anmerkungen: Gestrichelte Kurven ohne Mehrwertsteuer und erstattungsfähige Steuern und Abgaben; durchgezogene Kurven 
ohne Mehrwertsteuer und andere Steuern und Abgaben; jeweils für Verbraucher von 500 MWh bis 1.999 MWh.

Quelle: Eurostat, Electricity prices for non-household consumers, bi-annual data
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Einschätzungen und 
Empfehlungen

Der Beirat begrüßt die große Aufmerksamkeit, die 
der Strompreis und dessen Bedeutung für die deut-
sche Industrie aktuell in der Politik genießen. Die 
Dekarbonisierung der Ökonomie ist eine Mam-
mutaufgabe, die es erfordert, dass technologieof-
fen und ohne Scheuklappen kosteneffiziente Wege 
zur Reduktion der CO2-Emissionen gesucht wer-
den. Das Ziel der Politik muss es dabei sein, die 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft nicht unnö-
tig zu schädigen. Der Beirat spricht sich daher da-
für aus, die Rahmenbedingungen für die Auswei-
tung des Energieangebots in Deutschland deutlich 
zu verbessern. Dazu gehören eine radikale Verein-
fachung und Beschleunigung von Genehmigungs-
verfahren bei der Gewinnung regenerativer Ener-
gien sowie die effiziente Unterstützung innovativer 
Ansätze zur Energiegewinnung. Die Politik sollte 
über die Energiekosten hinaus die Standortbedin-
gungen für die Industrie in Deutschland attraktiver 
gestalten, sei es bei der Gewinnung von Fachkräf-
ten, beim Abbau unnötiger Bürokratie, der Digita-
lisierung der Verwaltung oder der Gestaltung des 
Steuersystems.

Der kürzliche Vorschlag des BMWK, die Förderung 
durch den Industriestromtarif auf 80  Prozent ei-
nes normierten Stromverbrauchs zu begrenzen, 
soll den geförderten Unternehmen einen An-
reiz geben, weiterhin in Deutschland zu produzie-
ren, ohne den Anreiz zur Energieeinsparung auf-
zuweichen. Damit verbindet sich die Vorstellung, 
dass höhere Strompreise in Deutschland ein Über-
gangsphänomen darstellen und energieintensive 
Unternehmen in Zukunft, wenn die Energieversor-
gung weitgehend auf erneuerbare Energien umge-
stellt ist, ihre Wettbewerbsfähigkeit zurückgewin-
nen. Die Förderung durch den Industriestromtarif 
soll in dieser Vorstellung eine temporär angelegte 
Brückenfunktion übernehmen.

Der Beirat nimmt insgesamt wie folgt dazu Stellung.

1.	 Es ist fraglich, ob Deutschland langfristig 
komparative Vorteile bei energieintensiven 
Wertschöpfungen aufweisen wird. Gegenwärtig 
ist ungewiss, inwieweit Deutschland seinen 
Stromverbrauch in Zukunft durch eigene 
erneuerbare Energien zu niedrigen Preisen 
decken kann. Die Förderung energieintensiver 
Industrien beinhaltet deshalb die Gefahr, dass 
notwendige strukturelle Anpassungsprozesse 
unterbleiben und Wertschöpfungen, die in-
ternational nicht wettbewerbsfähig sind, mit 
öffentlichen Mitteln aufrechterhalten werden. 
Dass diese Gefahr real ist, zeigt sich auch da
ran, dass mitunter schon jetzt aus der Industrie 
der Ruf laut wird, Industriestrom dauerhaft zu 
subventionieren, obgleich sich beim Industrie-
strom zumindest in Europa kein struktureller 
Wettbewerbsnachteil für Deutschland abzeich-
net.

2.	 Die Vorstellung, dass von einem Erhalt der 
energieintensiven Unternehmen auch die 
nicht-energieintensiven Branchen profitieren, 
ist gewagt. Zum einen stehen beide Arten von 
Unternehmen im Wettbewerb um knappe 
Fachkräfte, zum anderen können Subventionen 
an eine Gruppe von Unternehmen einer brei-
ten Steuerentlastung aller Unternehmen im 
Wege stehen. Wo im Einzelfall Arbeitskräfte im 
Strukturwandel Schwierigkeiten haben, neue 
Betätigungsfelder zu finden, sollten die negativ 
betroffenen Personen gefördert werden. Nicht 
sinnvoll ist es dagegen, dauerhafte Kostennach-
teile an einem Standort durch Subventionen 
auszugleichen. Falls man davon ausgeht, dass 
Strom in Deutschland dauerhaft teurer bleibt 
als an anderen Standorten, sollte man davon 
absehen, diesen Standortnachteil für die Indus-
trie durch Subventionen auszugleichen.

3.	 Der europäische CO2-Handel stellt inzwischen 
eine signifikante Kostenkomponente dar, die zu 
Nachteilen im Vergleich zu anderen Teilen der 
Welt führt. Zur Abfederung dieser Kostenkom-
ponente existiert mit der Stromkompensation 
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bereits ein in Europa abgestimmtes Instru-
mentarium, für das Deutschland im Jahr 2023 
bis zu 3 Mrd. Euro eingestellt hat, um indirekte 
CO2-Kosten der energieintensiven Unterneh-
men abzufedern, die über den Strompreis 
laufen. Insofern der CO2-Preis steigt, wird sich 
auch das entsprechende Volumen erhöhen, das 
dafür eingesetzt wird. Ein darüber hinausge-
hender nationaler Alleingang könnte europa-
politisch kontraproduktiv sein.

4.	 Vom Spitzenausgleich der Stromsteuer haben 
bisher circa 9.000 Unternehmen profitiert. 
Angedacht werden sollte in diesem Zusam-
menhang eine völlige Abschaffung der Strom-
steuer. Als diese 1999 eingeführt wurde, ergab 
sich eine sinnvolle Lenkungswirkung, weil 
der überwiegende Teil der Stromproduktion 
über fossile Energieträger erzeugt wurde. Diese 

Logik gilt mit dem fortschreitenden Ausbau 
der erneuerbaren Energien aber nicht mehr. 
Die Stromsteuer gliedert sich somit ein in ein 
insgesamt überaus komplexes und wider-
sprüchliches Gefüge des Besteuerns und För-
derns in der Energieversorgung. Eine Abschaf-
fung könnte auch als Ersatz eines bislang nicht 
implementierten Klimagelds gesehen werden, 
weil ärmere Haushalte einen überproportiona-
len Teil ihres Budgets für Strom ausgeben.

5.	 Der Beirat sieht eine Stromsubvention zu-
sätzlich zur schon existierenden Stromkom-
pensation kritisch. Mittel, die zum Ausbau der 
Infrastruktur dringend notwendig sind, wür-
den gleichsam in die Verwaltung des Mangels 
gesteckt werden anstatt in die Behebung des 
Mangels.
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Überblick zur aktuellen Lage

Steuereinnahmen und konjunkturelles Umfeld

	● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) stiegen im Juli 2023 um 15,1 Prozent im Ver-
gleich zum Juli 2022.

	● Das kräftige Plus ging allerdings maßgeblich auf Sondereffekte sowie unterjährige Schwankungen bei 
der Lohnsteuer, der Umsatzsteuer und den nicht veranlagten Steuern vom Ertrag zurück.

	● Dagegen dämpften u. a. schwache Importe und private Konsumausgaben die Entwicklung des Steuerauf-
kommens, insbesondere bei den Steuern vom Umsatz.

	● Die konjunkturelle Lage bleibt weiterhin eingetrübt. Die technische Rezession im Winterhalb-
jahr 2022/23 ist nach erster Schätzung im 2. Quartal 2023 in eine Stagnation übergegangen. Frühindika-
toren deuten kurzfristig nicht auf eine spürbare Belebung der Dynamik hin.

Bundeshaushalt

	● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im Zeitraum Januar bis Juli 2023 auf 215,6 Mrd. Euro. 
Damit waren die Einnahmen um 6,0 Prozent (+12,3 Mrd. Euro) höher als im gleichen Zeitraum des Vor-
jahres.

	● Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen von Januar bis Juli 2023 insgesamt 263,1 Mrd. Euro und 
lagen damit um 2,3 Prozent (-6,1 Mrd. Euro) unter dem entsprechenden Vorjahresniveau. Ende Juli 2023 
wies der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 47,4 Mrd. Euro auf.

Europa

	● Am 13. und 14. Juli 2023 fanden in Brüssel Sitzungen der Eurogruppe und des ECOFIN-Rats statt. Im 
Fokus der Diskussion der Eurogruppe stand die fiskalpolitische Ausrichtung im Euroraum für das 
Jahr 2024, während im ECOFIN-Rat die Eigenmittelvorschläge der Europäischen Kommission, die finan-
zielle Unterstützung für die Ukraine, die Reform der Zollunion und die weitere Implementierung der 
Aufbau- und Resilienzfazilität die Schwerpunkte bildeten.

	● Über die Sitzungen der Eurogruppe und des informellen ECOFIN-Rats am 15. und 16. September 2023 
wird in der Oktober-Ausgabe des Monatsberichts berichtet.
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 Entwicklung des 
Steueraufkommens

Steueraufkommen insgesamt

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) lagen im Juli 2023 mit einem Plus von 
15 Prozent deutlich über dem Ergebnis im Vorjah-
resmonat (s. a. Tabelle „Entwicklung der Steuerein-
nahmen“). Der Zuwachs speiste sich im Wesentli-
chen aus den Gemeinschaftsteuern, die um knapp 
18 Prozent über dem Vorjahresniveau lagen. Aller-
dings bestimmen Sondereffekte die Aufkommens
entwicklung im Vorjahresvergleich. So ist der kräf-
tige Zuwachs im Lohnsteueraufkommen auf die 
im vergangenen Juli kassenwirksam geworde-
nen Entlastungsmaßnahmen des Steuerentlas-
tungsgesetzes  2022, insbesondere die rückwir-
kende Erhöhung des Grundfreibetrags und des 
Arbeitnehmerpauschbetrags sowie die Auszahlung 
des Kinderbonus  2022, zurückzuführen. Das Auf-
kommen der Binnenumsatzsteuer wird durch eine 
nachträgliche Verbuchung von Einnahmen aus 
dem sogenannten One-Stop-Shop-Verfahren (OSS) 
deutlich erhöht. Darüber hinaus war bei den nicht 
veranlagten Steuern vom Ertrag nach dem deutli-
chen Rückgang im Juni nun ein sehr kräftiger Zu-
wachs gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen. Diese 
Schwankung dürfte mit der unterschiedlichen Ter-
minierung von Hauptversammlungen großer Kon-
zerne in den beiden Jahren zusammenhängen.

Die Einnahmen aus den Bundessteuern stiegen 
um rund 8 Prozent an. Hierfür sind deutliche Auf-
kommenszuwächse bei der Tabaksteuer, der Versi-
cherungsteuer sowie der Stromsteuer maßgeblich. 
Bei den Ländersteuern war erneut ein Rückgang 
gegenüber dem Vorjahresmonat zu verzeichnen, 
wenngleich das Minus mit rund 8 Prozent geringer 
ausfiel als in den vergangenen Monaten. Während 
die Grunderwerbsteuer sich ungefähr auf dem Ni-
veau der Vormonate bewegte und damit weiterhin 

einen merklichen Rückgang des Aufkommens ge-
genüber dem Vorjahr verzeichnete (aktuell rund 
25 Prozent), ergab sich bei den Einnahmen aus der 
Erbschaftssteuer gegenüber dem Vorjahresmo-
nat ein Anstieg in ähnlicher prozentualer Größen-
ordnung (unterjährige Schwankungen sind hier 
üblich).

Verteilung auf die 
Gebietskörperschaften

Der kräftige Anstieg bei den Einnahmen aus den 
Gemeinschaftsteuern wirkt sich unmittelbar 
auch für Bund und Länder in erheblichen Ein-
nahmezuwächsen gegenüber dem Vorjahr aus. 
Die Steuereinnahmen des Bundes nach Umsatz-
steuerverteilung und Verrechnung von Bundeser-
gänzungszuweisungen erhöhten sich im Juli  2023 
um knapp 22  Prozent gegenüber dem Vorjahres-
zeitraum, während der Anstieg bei den Ländern bei 
12  Prozent lag. Der kräftigere Anstieg beim Bund 
war insbesondere auf das steigende Aufkommen 
der Bundessteuern sowie den Rückgang der Län-
dersteuern (s. o.) zurückzuführen. Die Zahlung von 
Regionalisierungsmitteln (s. a. „Im Fokus“ am Ende 
des Artikels) an die Länder war dagegen im laufen-
den Monat etwas höher als im Juli  2022. Der Ge-
meindeanteil aus den Gemeinschaftsteuern er-
höhte sich im Berichtszeitraum um gut 12 Prozent.

Umsatzsteuerverteilung im 
Juli 2023

Der Anteil von Bund, Ländern und Gemeinden 
am Aufkommen der Steuern vom Umsatz berech-
net sich für den Monat Juli 2023 wie in der Tabelle 
dargestellt.

Steuereinnahmen und konjunkturelles 
Umfeld im Juli 2023
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Bund Länder Gemeinden

USt-Anteil gemäß § 1 Finanzausgleichsgesetz
am Aufkommen (26.792 Mio. Euro)

52,81398351 Prozent
14.150 Mio. Euro

45,19007254 Prozent
12.108 Mio. Euro

1,99594395 Prozent
535 Mio. Euro

Hinzu (+)/ab (-): 
1/12 der Festbeträge gemäß § 1 Abs. 2 
und 2a Finanzausgleichsgesetz (9.659 Mio. Euro)

-805 Mio. Euro +605 Mio. Euro +200 Mio. Euro

Anteil nach Festbeträgen: 49,81 Prozent
13.345 Mio. Euro

47,45 Prozent
12.712 Mio. Euro

2,74 Prozent
735 Mio. Euro

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Umsatzsteuerverteilung im Juli 2023

Konjunkturelles Umfeld

Die aktuelle konjunkturelle Entwicklung in 
Deutschland ist weiterhin verhalten (s.  a. Tabelle 
„Aktuelle Konjunkturindikatoren“). Das Brutto-
inlandsprodukt blieb nach erster Schätzung des 
Statistischen Bundesamts im 2.  Quartal  2023 sai-
son- und kalenderbereinigt unverändert zum Vor-
quartal. Die technische Rezession im Winterhalb-
jahr 2022/23, die nach aktuellen Zahlen immerhin 
milder ausfiel als zunächst ausgewiesen, ging in 
eine Stagnation über.

Die Ausgangsbasis für das 3.  Quartal  2023 bleibt 
nach aktuellen Indikatoren schwach. Nach einem 
nahezu unveränderten Wert im Mai ging im Juni 
die Produktion gegenüber dem Vormonat deut-
lich zurück. Die Exporte konnten im Juni nur leicht 
zulegen, während die Importe deutlich zurückgin-
gen. Das Minus bei den Importen dürfte in realer 
Rechnung etwas geringer ausgefallen sein, da die 
Importpreise wie zuletzt im Vormonatsvergleich 
deutlich sanken. Die Exportpreise stiegen leicht an, 
sodass die realen Exporte im Juni in etwa stagniert 
haben dürften. Nach zwei Anstiegen in Folge san-
ken die Einzelhandelsumsätze im Juni wieder. Der 
Arbeitsmarkt zeigt sich hingegen weiterhin durch-
aus robust gegenüber der konjunkturellen Schwä-
che. Arbeitslosigkeit und Beschäftigung bewegten 
sich zuletzt saisonbereinigt auf einem historisch 
niedrigen Niveau beziehungsweise historisch ho-
hen Niveau seitwärts. Frühindikatoren deuten al-
lerdings auf eine gedämpfte Dynamik auf dem Ar-
beitsmarkt in den nächsten Monaten hin.

Die Inflationsrate ging nach vorläufiger Schätzung 
im Juli auf nach wie vor hohem Niveau leicht zu-
rück. Dass sich der seit März bestehende Abwärts-
trend in den vergangenen zwei Monaten nicht fort-
gesetzt hat, liegt auch an erhöhenden Basiseffekten 
infolge des Wegfalls der EEG-Umlage, der tem-
porären Reduzierung der Energiesteuer auf Kraft-
stoffe sowie des temporären 9-Euro-Tickets im ver-
gangenen Jahr. Die Preiseffekte der Maßnahmen 
sind aktuell in der Vergleichsbasis 2022 enthalten, 
wodurch es für sich genommen zu einem nicht un-
erheblichen erhöhenden Effekt auf die Inflations-
rate kommt.

Frühindikatoren weisen insbesondere für die In-
dustrie derzeit auf eine schwache Dynamik hin. So 
fiel das ifo Geschäftsklima im Juli zum dritten Mal 
in Folge. Vor allem die aktuelle Geschäftslage wurde 
dabei von den Firmen schlechter eingeschätzt als 
im Vormonat – insbesondere von Firmen aus dem 
Verarbeitenden Gewerbe. Die Erwartungen für die 
weitere Entwicklung gaben leicht nach und be-
wegen sich damit weiterhin im spürbar pessimis-
tischen Bereich. Die Auftragseingänge im Verar-
beitenden Gewerbe stiegen im Juni zwar kräftig 
an, dieser Anstieg ist jedoch vor allem auf volatile 
Großaufträge zurückzuführen. Im weniger volati-
len Quartalsvergleich blieben die Auftragseingänge 
von April bis Juni 2023 gegenüber dem Vorquartal 
nahezu unverändert. Ohne Berücksichtigung von 
Großaufträgen sind die Auftragseingänge abwärts-
gerichtet. Das infolge der Lieferengpässe aufge-
baute „Auftragspolster“ dürfte somit weiter abneh-
men, auch wenn es gemäß den aktuellen Zahlen 
des Statistischen Bundesamts noch auf historisch 
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gesehen relativ hohem Niveau liegt. Die Entwick-
lung sowohl des Geschäftsklimas als auch der Auf-
tragseingänge in der Industrie dürfte dabei auch 
die anhaltend schwachen außenwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen reflektieren.

Stützende Impulse sind eher aus der Entwicklung 
des privaten Konsums im Bereich der Dienstleis-
tungen zu erwarten. Angesichts des nachlassen-
den Preisdrucks auf vorgelagerten Wirtschafts-
stufen und Umfragen unter Firmen ist von zwar 
weiterhin erhöhten, aber rückläufigen Inflationsra-
ten auszugehen, was zusammen mit der zu erwar-
tenden Lohnentwicklung zu Reallohnsteigerungen 
führen dürfte. Die Umfragen zeigen aber auch, dass 
Preiserhöhungen überwiegend in den konsumna-
hen Dienstleistungen geplant sind und weniger in 
der Industrie. Insgesamt bleibt der konjunkturelle 
Ausblick zunächst weiterhin mit Unsicherheiten 
und Abwärtsrisiken behaftet. Allerdings gibt es we-
nig Anzeichen für eine tiefgreifende Verschlechte-
rung der Lage (s. a. beispielsweise Kasten zu der ak-
tuellen Entwicklung der Regelinsolvenzen).

Aktuelle Entwicklung des 
Insolvenzgeschehens

Infolge der staatlichen Stützungsmaßnah-
men während der Pandemie und der aus-
gesetzten Insolvenzantragspflicht lagen die 
gemeldeten Unternehmensinsolvenzen in 
Deutschland im Jahresverlauf 2020 deut-
lich unterhalb des Vorkrisenniveaus, insbe-
sondere in der 2. Jahreshälfte. Mit Wieder-
einsetzen der Antragspflicht (ab 1. Mai 2021 
wieder voll in Kraft) wurde in Progno-
sen zumindest mit einer Rückkehr des In-
solvenzgeschehens auf das alte Niveau ge-
rechnet, aber auch mit der Möglichkeit von 
Nachholeffekten angesichts der ausgeblie-
benen Insolvenzen. Dies realisierte sich al-
lerdings bis Mitte des Jahres 2022 nicht und 
die Zahl der Insolvenzen verblieb auf – ge-
messen am Vorpandemieniveau – niedrigen 
Niveau (s. a. Abbildung).

Seit Mitte des vergangenen Jahres stieg die 
Anzahl der beantragten Insolvenzverfahren 
von Unternehmen wieder deutlich, lag aber 
im Mai 2023 (aktuellster Datenpunkt gemäß 
amtlicher Statistik) noch unterhalb des Ni-
veaus der Jahre vor der Corona-Pandemie.

Basierend auf Daten der Insolvenzbekannt-
machungen der deutschen Registergerichte 
schätzt das Leibniz-Institut für Wirtschafts-
forschung Halle (IWH) monatlich einen In-
solvenztrend, der ein Vorlaufindikator für 
die amtliche Statistik ist. Für Juni und Juli 
zeichnet sich demnach gegenüber Mai ein 
nochmaliger Anstieg von Unternehmens
insolvenzen ab; diese überschreiten nun 
erstmals das durchschnittliche Niveau der 
Vor-Corona-Jahre leicht. Gleichzeitig mar-
kiere dieser Anstieg laut IWH wohl das vor-
läufige Ende des Anstiegs bei den Insolven-
zen. Für die Monate August und September 
werden keine wesentlichen Anstiege erwar-
tet. Auf eine Insolvenzwelle in der Breite der 
Realwirtschaft deuten Vorlaufindikatoren 
damit nicht hin.

Anmerkungen zu einzelnen 
Steuerarten

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im 
Juli  2023 gut 5  ½  Prozent über dem Aufkommen 
im Vorjahresmonat. Hierin spiegelten sich einer-
seits die Auswirkungen des Steuerentlastungsge-
setzes 2022 im Vorjahresmonat wider. Im Juli 2022 
waren die rückwirkenden Erhöhungen von Grund-
freibetrag und Arbeitnehmerpauschbetrag kas-
senwirksam geworden und hatten das Aufkom-
men deutlich gemindert. Andererseits minderten 
unverändert die umfangreichen steuerlichen Ent-
lastungsmaßnahmen in diesem Jahr  – insbe-
sondere das Inflationsausgleichsgesetz und das 
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Jahressteuergesetz  2022  – das aktuelle Aufkom-
men. Schätzungsweise bereinigt um diese beiden 
gegenläufigen Effekte läge der Anstieg im Brut-
toaufkommen im Juli bei rund 5  Prozent. Darü-
ber hinaus wurde aus dem Bruttoaufkommen im 
Juli des Vorjahres neben dem Kindergeld der Kin-
derbonus  2022 gezahlt, was das Aufkommen der 
Lohnsteuer reduziert hatte. Durch den im Vor-
jahr gezahlten Kinderbonus  2022 ergibt sich im 
Juli  2023 für das Kindergeld ein deutlicher Rück-
gang gegenüber dem Vorjahresmonat um 20  Pro-
zent, trotz Erhöhung des Kindergelds im laufen-
den Jahr. Schätzungsweise bereinigt um beide 
Effekte beim Kindergeld (Kinderbonus  2022 und 
Erhöhung 2023) sowie die Entlastungsmaßnahmen 
(s.  o.) ergäbe sich auch für das Kassenaufkommen 
der Lohnsteuer ein Zuwachs von rund 5  Prozent 
anstatt der ausgewiesenen knapp 14 Prozent.

Gestützt wurde die Einnahmesituation bei der 
Lohnsteuer davon, dass die Erwerbstätigkeit trotz 
der Seitwärtsbewegung gegenüber dem Vormo-
nat weiterhin um rund ¾  Prozent höher lag als 
im Vorjahresmonat. Daneben dürften bei den No-
minallöhnen merkliche Zuwächse zu verzeichnen 
sein, wobei der Effekt auf das Steueraufkommen 
durch die Nutzung der steuer- und abgabenfreien 
Inflationsausgleichsprämie gedämpft wird. Bei 
der Kurzarbeit hat sich dagegen  – durch die star-
ken Rückgänge im Frühjahr 2022 – der Unterschied 
zum Vorjahresniveau mittlerweile wohl aufgelöst, 
sodass sich hieraus aktuell keine merklichen Aus-
wirkungen auf das Lohnsteueraufkommen mehr 
ergeben dürften.

Beantragte Insolvenzverfahren von Unternehmen 
nach amtlicher Statistik und IWH-Insolvenztrend

Der IWH-Insolvenztrend umfasst nur neue Insolvenzverfahren für Kapital- und Personengesellschaften. Dies deckt laut IWH in 
der Regel mehr als 90 Prozent der von Unternehmensinsolvenz betroffenen Arbeitsplätze und 95 Prozent der Forderungen ab.
Quelle: Statistisches Bundesamt
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Aktuelle Konjunkturindikatoren

Letzter Beob-
achtungszeit-

punkt

Letzter 
Datenstand, 

saisonbereinigt

 Gegenüber 
Vorperiode, 

saisonbereinigt
Gegenüber 

Vorjahr¹

Gesamtwirtschaft Veränderung in Prozent

Reales BIP (Index: 2015=100) 2. Quartal 23 107,8 → +0,0 ↓ -0,6

Nominales BIP in Mrd. Euro 2. Quartal 23 1027,5 ↑ +1,9 ↑ +6,5

Industrie/Verarbeitendes Gewerbe Veränderung in Prozent

Produktion (Index: 2015=100)2,3 Juni 23 96,4 ↓ -1,5 ↓ -1,7

Industrieproduktion (Index: 2015=100)2,3 Juni 23 96,2 ↓ -1,3 ↓ -0,3

Umsätze (Index: 2015=100)2,3 Juni 23 101,6 ↓ -1,6 ↑ +0,9

Auftragseingänge (Index: 2015=100)2,3 Juni 23 108,4 ↑ +7,0 ↑ +3,0

Handel und Dienstleistungen Veränderung in Prozent

Umsätze im Einzelhandel (Index: 2015=100)2,3 Juni 23 113,7 ↓ -0,6 ↓ -1,3

Umsätze im Gastgewerbe (Index: 2015=100)2,3 Mai 23 91,4 ↓ -1,8 ↓ -7,2

Außenhandel Veränderung in Prozent

Warenexporte in Mrd. Euro Juni 23 131 → +0,1 ↑ +1,5

Warenimporte in Mrd. Euro Juni 23 113 ↓ -3,4 ↓ -9,5

Preisentwicklung, nicht saisonbereinigt Veränderung in Prozent

Verbraucherpreisindex (2020=100) Juli 23 117,1 ↑ +0,3 ↑ +6,2

darunter Energie Juli 23 150,4 → -0,1 ↑ +5,7

darunter Nahrungsmittel Juli 23 131,1 ↓ -0,3 ↑ +11,0

darunter Dienstleistungen Juli 23 110,8 ↑ +0,9 ↑ +5,2

Erzeugerpreisindex (2015=100) Juni 23 148,6 → +0,0 → +0,1

Arbeitsmarkt Veränderung in 1.000 Personen, 
Personen oder Prozentpunkte

Arbeitslosigkeit (1.000 Personen)4 Juli 23 2.604,4 ↓ -3,9 ↑ +146,9

Erwerbstätige (1.000 Personen)4 Juni 23 45.925,0 → +0,0 ↑ +313,0

Kurzarbeit (Personen in neuen Anzeigen)5,6 Juli 23 35.735 ↓ -18,9 ↓ -11,1

Arbeitslosenquote BA (in Prozent)7 Juli 23 5,6 → -0,1 ↑ +0,3

Umfragen Veränderung in Salden- 
beziehungsweise Indexpunkten

ifo Geschäftsklima (Salden)8 Juli 23 -9,1 ↓ -3,9 ↓ -2,9

darunter Lage8 Juli 23 8,1 ↓ -5,4 ↓ -15,0

darunter Erwartungen8 Juli 23 -25,0 ↓ -0,7 ↑ +6,8

GfK-Konsumklima (Index) Juli 23 -25,2 ↓ -0,8 ↑ +2,5

1  Produktion arbeitstäglich; Umsatz und Auftragseingang Industrie jeweils kalenderbereinigt; ifo Geschäftsklima und GfK-
Konsumklima jeweils saisonbereinigt.

2  Kalenderbereinigt.
3  Preisbereinigt.
4  Veränderungen in 1.000 Personen.
5  Veränderung in Personen.
6  Nicht saisonbereinigt.
7  Veränderung in Prozentpunkten.
8  Veränderung in Saldenpunkten.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Ertragsteuern

Im Juli 2023 war das Aufkommen der veranlagten 
Einkommensteuer sowie der Körperschaftsteuer 
von der Veranlagungstätigkeit der Finanzverwal-
tung für die Jahre bis 2022 bestimmt. Hieraus ergab 
sich für die Körperschaftsteuer ein Bruttoaufkom-
men von rund -250  Mio.  Euro. Unter Berücksich-
tigung von Forschungszulage und Investitionszu-
lage ergab sich netto ein Kassenaufkommen von 
-280 Mio. Euro.

Bei der veranlagten Einkommensteuer lag das 
Bruttoaufkommen bei rund 1,2  Mrd.  Euro. Nach 
Abzug der Erstattungen an veranlagte Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sowie von verhältnis-
mäßig geringen Beträgen an Forschungszulage, In-
vestitionszulage und Eigenheimzulage ergab sich 
ein Kassenaufkommen von rund -180 Mio. Euro.

Der im Vormonat bei den nicht veranlagten Steu-
ern vom Ertrag beobachtete Rückgang von mehr 
als 27 Prozent gegenüber Juni 2022 wurde im Juli 
mit einem Plus von knapp 55  Prozent mehr als 
ausgeglichen. Die starken Schwankungen gegen-
über dem Vorjahr in den beiden aufkommens-
stärksten Monaten Juni und Juli dürften sich ins-
besondere aufgrund wechselnder Zeitpunkte der 
Hauptversammlungen von Kapitalgesellschaf-
ten ergeben haben. Insgesamt liegt das Aufkom-
men im Jahr 2023 bislang gut 14 Prozent oberhalb 
des Vorjahresniveaus. Dies stützt die Erwartun-
gen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“, der 
bei dieser Steuer mit einem Zuwachs des Steuer-
aufkommens in diesem Jahr insgesamt von knapp 
13 Prozent gerechnet hat – auch angesichts der an-
gekündigten Dividendenausschüttungen der gro-
ßen Kapitalgesellschaften.

Bei der Abgeltungssteuer auf Zins- und Veräuße-
rungserträge war im laufenden Monat sogar ein 
noch kräftigerer Anstieg um 90 Prozent gegenüber 
dem Vorjahresmonat zu verzeichnen, wobei das 
Niveau im Vorjahr auch relativ niedrig ausgefallen 
war. Stärkere Schwankungen im Vorjahresvergleich 

können sich vor allem mit Blick auf die Besteue-
rung von Veräußerungserträgen ergeben.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz lag im 
Juli 2023 sehr kräftig um über 13 Prozent über dem 
Niveau des Vorjahresmonats. Dabei verbuchte die 
Einfuhrumsatzsteuer im Einklang mit der zum Teil 
preisbedingt rückläufigen Entwicklung der nomi-
nalen Warenimporte ein Minus von rund 14  Pro-
zent. Die Warenimporte lagen zuletzt im Juni fast 
12  Prozent unterhalb des Niveaus im Vorjahres-
monat, bei einem saison- und kalenderbereinig-
ten Rückgang um gut 3  Prozent gegenüber dem 
Vormonat.

Dagegen zeigte sich bei der (Binnen-)Umsatzsteuer 
ein kräftiges Plus von über 23  Prozent. Dies war 
zu einem großen Teil auf die nachträgliche Ver-
buchung von Steueraufkommen in Höhe von gut 
2,8  Mrd.  Euro aus dem OSS-Verfahren zurückzu-
führen. Bereinigt um diesen Effekt läge der Anstieg 
der (Binnen-)Umsatzsteuer bei rund 9 Prozent und 
bei den Steuern vom Umsatz insgesamt bei rund 
2 Prozent.

Kumuliert für den Zeitraum Januar bis Juli  2023 
lagen die Einnahmen aus den Steuern vom Um-
satz  – trotz der stark erhöhten Inflationsraten  – 
nur um 1 ½ Prozent über dem Niveau im Vorjah-
reszeitraum. Neben der Aufkommensminderung 
durch die temporäre Steuersatzsenkung bei Gas 
und Fernwärme trug auch die schwache Entwick-
lung des realen Konsums im bisherigen Jahresver-
lauf zur gedämpften Entwicklung bei. So lagen die 
realen Einzelhandelsumsätze im 1.  Halbjahr  2023 
in der für das Steueraufkommen maßgeblichen no-
minalen Rechnung nur knapp 3 ½ Prozent höher 
als im Vorjahr – real war dabei ein spürbares Minus 
von 4 ½ Prozent zu verzeichnen.
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One-Stop-Shop-Verfahren

Das Verfahren One-Stop-Shop (OSS) ist 
die Weiterentwicklung des Verfahrens 
Mini-One-Stop-Shop. Die Regelungen zum 
OSS traten am 1. Juli 2021 in Kraft. Es ist ei-
ne Sonderregelung auf dem Gebiet der Um-
satzsteuer und richtet sich an Unterneh-
men, die im Inland ansässig sind, sowie an 
berechtigte ausländische Unternehmen. 
Die Verwaltung obliegt in Deutschland dem 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt).

Nach den allgemeinen Regelungen müss-
ten deutsche Unternehmen, die Umsätze an 
nichtunternehmerische Leistungsempfän-
ger in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union (EU) erbringen, sich in jedem einzel-
nen dieser Mitgliedstaaten umsatzsteuerlich 
erfassen lassen und die Umsatzsteuer dort 
abführen.

Für die Sonderregelung registrierten Un-
ternehmen wird es ermöglicht, derartige ab 
dem 1. Juli 2021 ausgeführte Umsätze in ei-
ner Steuererklärung zentral an das BZSt zu 
übermitteln. Die sich ergebende Steuer wird 
insgesamt entrichtet.

Mit der Registrierung für das OSS-Verfah-
ren verpflichten sich die Unternehmerinnen 
und Unternehmen, die Steuererklärungen 
und die Zahlungen der angemeldeten Steu-
ern fristgerecht zu erledigen.

Im Rahmen dieses Verfahrens wird auch 
umgekehrt Deutschland zustehendes Steu-
eraufkommen von anderen Mitgliedstaa-
ten der EU an Deutschland als Mitgliedstaat 
des Verbrauchs an das BZSt weitergeleitet. 
Die Bearbeitung der entsprechenden Steu-
ererklärungen erfolgt bei den zuständigen 
Zentralfinanzämtern der Länder. Mit der 
Umsetzung der IT-Infrastruktur in den Fi-
nanzverwaltungen der Länder für Registrie-
rungen, Steuererklärungen und Zahlungs-
informationen der anderen Mitgliedstaaten 
wurden nun die seit Mitte 2021 aufgelaufe-
nen und vom BZSt verwahrten Beträge an 
die Länder ausgekehrt und damit als Steuer-
einnahmen verbucht.

Weitere Informationen finden sich unter 
http://www.bzst.de.

http://www.bzst.de
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Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 

2023

Juli

Veränderung  
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Juli

Veränderung  
gegenüber 

Vorjahr  
Schätzungen  

für 20234

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 20.130 +13,7 135.336 +0,8 241.000 +6,1

Veranlagte Einkommensteuer -185 35.010  -8,6 78.000 +0,8

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 10.462 +54,1 26.852 +14,2 36.800 +12,9

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

816 +91,0 4.289  -8,0 6.250  -4,7

Körperschaftsteuer -282 22.824 +0,4 46.500 +0,4

Steuern vom Umsatz 26.792 +13,5 167.575 +1,6 289.400 +1,6

Gemeinschaftsteuern insgesamt 57.733 +17,7 391.886 +0,9 697.950 +3,4

Gewerbesteuerumlagen

Gewerbesteuerumlage 1.245 +2,7 3.113  -7,0 6.252  -1,5

Erhöhte Gewerbesteuerumlage -0 0  -98,3 0

Gewerbesteuerumlagen insgesamt 1.245 +2,7 3.113  -7,0 6.252  -1,5

Bundessteuern

Energiesteuer 3.038 +7,3 16.196  -1,1 36.050 +7,1

Tabaksteuer 1.403 +18,7 7.902 +9,7 15.020 +5,6

Alkoholsteuer 188 +2,6 1.236 +1,3 2.200 +0,4

Versicherungsteuer 911 +11,8 11.639 +7,2 16.600 +5,9

Stromsteuer 579 +15,9 3.997  -0,2 6.770  -0,9

Kraftfahrzeugsteuer  783  -6,4 5.890 +0,4 9.470  -0,3

Luftverkehrsteuer 129 +9,1 768 +41,7 1.500 +31,6

Solidaritätszuschlag 550 +2,8 7.087 +2,8 12.300 +2,7

Übrige Bundessteuern 108  -3,4 825  -2,0 1.469 +1,6

Bundessteuern insgesamt 7.689 +8,1 55.539 +3,2 101.379 +4,9

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 841 +24,7 5.533  -3,6 9.000  -2,5

Grunderwerbsteuer 988  -25,0 7.287  -32,4 13.000  -24,1

Rennwett- und Lotteriesteuer 183  -10,5 1.464  -6,6 2.560  -0,4

Biersteuer 58  -2,6 330  -1,6 615 +2,5

Übrige Ländersteuern 33 +9,9 448 +12,1 630 +8,7

Ländersteuern insgesamt 2.104  -8,0 15.061  -20,0 25.805  -14,3

EU-Eigenmittel

Zölle 498  -4,2 3.427  -5,1 6.800  -0,4

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 425 +7,6 2.975 +7,6 5.100 +5,4

BNE-Eigenmittel 2.118  -6,7 14.365  -9,7 27.470 +7,4

Kunststoff-Eigenmittel 115  -0,8 805  -0,8 1.380 +0,2

EU-Eigenmittel insgesamt 3.157  -4,4 21.572  -6,6 40.750 +5,5
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Im Fokus: 
Regionalisierungsmittel

Die Regionalisierungsmittel in 
der Statistik der kassenmäßigen 
Steuereinnahmen

Am 27.  Dezember 1993 trat das Regionalisierungs-
gesetz (RegG) als Art.  4 des Gesetzes zur Neuord-
nung des Eisenbahnwesens in Kraft. Das Gesetz be-
zeichnete die Sicherstellung von ausreichenden 
Verkehrsleistungen im öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) als eine Aufgabe der Daseinsvor-
sorge (§  1  RegG). Den Ländern, die diese Aufgabe 
wahrnehmen sollten, wurde hierfür eine Finanzie-
rungsbeteiligung des Bundes zugesichert. Zu diesem 
Zweck legte § 5 Abs. 1 RegG fest, dass den Ländern ab 
dem Jahr 1996 aus dem Mineralölsteueraufkommen 
des Bundes entsprechende Mittel zugewiesen wer-
den sollten. Dass den Ländern ab dem 1. Januar 1996 
für den öffentlichen Personennahverkehr ein Be-
trag aus dem Steueraufkommen des Bundes zusteht, 
wurde verfassungsrechtlich in Art.  106a  Grundge-
setz festgelegt.

Gemäß dieser Vorgabe wurde die Verausgabung 
der Regionalisierungsmittel im Bundeshaus-
halt in der Hauptgruppe  0 (Einnahmen aus Steu-
ern und steuerähnlichen Abgaben), Gruppe  031 

(Mineralölsteuer – heute: Energiesteuer) als Ausgabe 
(sogenannte Rotbuchung) im Einzelplan  60 (Allge-
meine Finanzverwaltung) eingeführt.

In der Neufassung des §  5 durch das Dritte Gesetz 
zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes vom 
15.  Dezember  2015 wurde der Passus „Mineralöl-
steueraufkommen des Bundes“ durch „Steuerauf-
kommen des Bundes“ ersetzt. Die bisherige Verfah-
rensweise der Etatisierung in der Gruppe 031 wurde 
beibehalten.

Die Statistik der kassenmäßigen Steuereinnahmen 
folgt in ihrer Systematik dem Haushalt und stellt 
die Regionalisierungsmittel im Rahmen der Vertei-
lung der Steuereinnahmen auf Bund und Länder 
dar (s. a. Fokus-Thema im Artikel „Steuereinnahmen 
und konjunkturelles Umfeld im April 2023“ im Mo-
natsbericht des BMF vom Mai 2023). Die Zahlung der 
Regionalisierungsmittel verringert somit die Steuer-
einnahmen des Bundes und erhöht die Einnahmen 
der Länder.

Die Länder etatisieren die Regionalisierungsmit-
tel dagegen als Zuweisungen des Bundes und da-
mit nicht als Steuereinnahmen. Aus dieser Herange-
hensweise, bei der – im Gegensatz zur Behandlung 
in der Statistik der kassenmäßigen Steuereinnah-
men – der Zufluss der Regionalisierungsmittel nicht 

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹

2023

Juli

Veränderung  
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Juli

Veränderung  
gegenüber 

Vorjahr  
Schätzungen  

für 20234

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Bund³ 29.412 +21,9 200.645 +4,7 359.929 +6,7

Länder³ 32.876 +12,1 215.998  -2,8 380.731  -1,0

EU 3.157  -4,4 21.572  -6,6 40.750 +5,5

Gemeindeanteil an der Einkommen- 
und Umsatzsteuer

3.824 +12,2 30.811  -1,1 56.776 +4,1

Steueraufkommen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern)

69.269 +15,1 469.027 +0,2 838.186 +2,9

1  Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2  Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3   Nach Ergänzungszuweisungen, Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4  Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom Mai 2023.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Regionalisierungsmittel 1996 bis 2022
in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Regionalisierungsmittel

als Gegenstand der Steuereinnahmeverteilung be-
trachtet wird, resultieren Differenzen hinsichtlich 
der Höhe der Anteile von Bund und Ländern am ge-
samtstaatlichen Steueraufkommen. In dieser Be-
trachtung fällt der statistische Anteil der Länder an 
den Steuereinnahmen beträchtlich geringer aus, als 
es sich aus der Statistik der kassenmäßigen Steuer-
einnahmen ergibt, während der Anteil des Bundes 
entsprechend höher liegt.

Die Entwicklung der 
Regionalisierungsmittel 1996 
bis 2023

Die Regionalisierungsmittel betrugen in den 
Jahren  1997 bis  2008 im Durchschnitt rund 
6,7  Mrd.  Euro jährlich. Mit einer Anpassung des 
RegG wurde ab dem Jahr  2009 ein jährlicher Auf-
wuchs (Dynamisierung) um 1,5 Prozent vereinbart. 
Im Jahr  2016 erfolgte eine Aufstockung der Mittel 
auf 8,2 Mrd. Euro und die jährliche Dynamisierungs-
rate wurde ab 2017 auf 1,8 Prozent erhöht.

Im Rahmen des Klimaschutzprogramms 2030 wur-
den die Regionalisierungsmittel vom Jahr  2020 

bis zum Jahr  2031 nochmals um insgesamt knapp 
5,3 Mrd. Euro erhöht. Im Jahr 2020 wurden die Regi-
onalisierungsmittel zudem um 2,5 Mrd. Euro aufge-
stockt, um die finanziellen Nachteile im ÖPNV wäh-
rend der COVID-19-Pandemie zu kompensieren. 
Im Folgejahr stand für diesen Zweck noch einmal 
1  Mrd.  Euro zur Verfügung. Für das Jahr  2022 war 
neben einem weiteren Ausgleich pandemiebeding-
ter finanzieller Nachteile eine Erhöhung der Regio-
nalisierungsmittel zur Finanzierung des 9-Euro-Ti-
ckets erfolgt (zusammen 3,7 Mrd. Euro). Im Zuge der 
Novellierung des RegG im Jahr 2022 wurden die Re-
gionalisierungsmittel erneut um 1 Mrd. Euro erhöht 
und die jährliche Dynamisierungsrate für die Folge-
jahre wurde von 1,8  Prozent auf 3,0  Prozent ange-
hoben. Unter Berücksichtigung der Dynamisierung 
und der zusätzlichen Erhöhung belaufen sich die zu-
sätzlichen Mittel im Zeitraum 2022 bis 2031 auf ins-
gesamt rund 17,3 Mrd. Euro. 2022 wurden insgesamt 
14,4  Mrd.  Euro vom Bund an die Länder überwie-
sen. Weiterhin werden zum Ausgleich der durch die 
Einführung und Umsetzung des Deutschlandtickets 
entstehenden finanziellen Nachteile 1,5  Mrd.  Euro 
jährlich für die Jahre  2023 bis  2025 zur Verfügung 
gestellt.
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich Juli 2023

Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts belie-
fen sich im Zeitraum Januar bis Juli  2023 auf 
215,6 Mrd. Euro. Damit waren die Einnahmen um 
6,0  Prozent (+12,3  Mrd.  Euro) höher als im glei-
chen Zeitraum des Vorjahres. Die Steuereinnah-
men betrugen 199,6  Mrd.  Euro und überschritten 
das entsprechende Vorjahresniveau um 5,4  Pro-
zent (+10,2  Mrd.  Euro). Weitere Informationen zu 
den Steuereinnahmen finden sich auch im Artikel 
„Steuereinnahmen und konjunkturelles Umfeld im 
Juli 2023“ in dieser Ausgabe des Monatsberichts.

Die sonstigen Einnahmen lagen im Berichts-
zeitraum um 14,4  Prozent beziehungsweise 
2,0 Mrd. Euro über dem entsprechenden Vorjahres-
ergebnis. Dabei stiegen neben den Einnahmen aus 
Entgelten und sonstigen Einnahmen aus Gewähr-
leistungsmaßnahmen (+0,8  Mrd.  Euro) auch die 
Zinseinnahmen aus dem Kassenmanagement des 
Bundes (+0,6 Mrd. Euro) an. Darüber hinaus erhielt 
Deutschland aus dem Solidaritätsfonds der Euro-
päischen Union 0,6  Mrd.  Euro als Katastrophen-
hilfe für die Behebung von Schäden, die durch die 
schweren Überschwemmungen im Sommer  2021 
verursacht worden waren.

Ausgaben

Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen von 
Januar bis Juli 2023 insgesamt 263,1 Mrd. Euro und 
lagen damit um 2,3 Prozent (-6,1 Mrd. Euro) unter 
dem entsprechenden Vorjahresniveau. Nach öko-
nomischen Arten gegliedert stiegen die investi-
ven Ausgaben um 33,3  Prozent beziehungsweise 
6,1  Mrd.  Euro, während die konsumtiven Ausga-
ben im betrachteten Zeitraum um 4,9 Prozent be-
ziehungsweise 12,3 Mrd. Euro gegenüber dem Vor-
jahresniveau zurückgingen.

Der signifikante Anstieg der investiven Ausgaben ist 
weiterhin auf einen Sondereffekt zu Jahresbeginn 
zurückzuführen. Das im Januar 2023 gewährte Dar-
lehen an den „Resilience and Sustainability Trust“ 
des Internationalen Währungsfonds in Höhe von 
6,3  Mrd.  Euro ist haushaltsrechtlich als investive 
Ausgabe zu buchen. Bereinigt um dieses Darlehen 
lagen die investiven Ausgaben nahezu auf dem Ni-
veau des Vorjahreszeitraums (-0,8  Prozent bezie-
hungsweise -0,2  Mrd.  Euro). Dabei gab es gegen-
läufige Effekte: Für unterjährige Liquiditätshilfen 
an die Bundesagentur für Arbeit wurden im Zeit-
raum Januar bis Juli 2023 2,7 Mrd. Euro weniger als 
im Vorjahr aufgewendet und das Darlehen an den 
„Poverty Reduction and Growth Trust“ ist in die-
sem Jahr um 0,5 Mrd. Euro geringer als im Vorjahr. 
Des Weiteren unterschritten die Sachinvestitionen 
das Niveau des Vorjahres leicht um 0,1  Mrd.  Euro. 
Gleichzeitig erhöhten sich die Ausgaben an Zu-
schüssen für Investitionen an sonstige Bereiche 
um 2,8  Mrd.  Euro, die sich auf viele verschiedene 
Titel des Bundeshaushalts verteilen, insbeson-
dere Finanzierungen für den Betrieb von schwim-
menden Speicher- und Regasifizierungseinheiten 
(+0,5 Mrd. Euro), Zuschüsse für Investitionen an die 
Autobahn GmbH des Bundes (+0,3 Mrd. Euro) sowie 
Baukostenzuschüsse für einen Infrastrukturbeitrag 
zur Erhaltung der Schienenwege der Eisenbahnen 
des Bundes (+0,3 Mrd. Euro). Zudem waren die Zu-
weisungen an Länder für den Sozialen Wohnungs-
bau um 0,2 Mrd. Euro höher als vor einem Jahr.

Bei den konsumtiven Ausgaben gab es ebenfalls ge-
genläufige Effekte: Während infolge des allgemei-
nen Anstiegs des Zinsniveaus die Zinsausgaben um 
14,0  Mrd.  Euro stark anstiegen, gingen die laufen-
den Zuweisungen und Zuschüsse um 14,6 Prozent 
beziehungsweise 28,2 Mrd. Euro zurück. Ausschlag-
gebend für die Verringerung der Ausgaben war 
es, dass in deutlich geringerem Maße als im Vor-
jahr Mittel für die Bekämpfung und Abmilderung 
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2022 Soll 2023
Ist-Entwicklung 

Juli 2023¹

Ausgaben (Mrd. Euro)² 480,7 476,3 263,1

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent -2,3

Einnahmen (Mrd. Euro)³ 364,7 389,9 215,6

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent +6,0

Steuereinnahmen (Mrd. Euro) 337,2 358,1 199,6

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent +5,4

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. Euro) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. Euro) - 116,0 - 86,4 - 47,4

Deckung/Verwendung: 116,0 86,4 47,4

Kassenmittel (Mrd. Euro) - - 171,1

Münzeinnahmen (Mrd. Euro) 0,1 0,2 0,1

Saldo der Rücklagenbewegungen4 0,5 40,5 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo5 (Mrd. Euro) 115,4 45,6 - 123,8

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Buchungsergebnisse.
2  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
3  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4  Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
5  (-) Tilgung, (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

negativer Folgen der COVID-19-Pandemie be-
reitgestellt werden mussten. So gingen die Leis-
tungen des Bundes an den Gesundheitsfonds für 
SARS-CoV-2-Pandemie bedingte Belastungen um 
21,1 Mrd. Euro auf 1,3 Mrd. Euro zurück. Für Coro-
na-Unternehmenshilfen wurden 0,4 Mrd. Euro ver-
ausgabt und damit 7,5 Mrd. Euro weniger als vor ei-
nem Jahr. Für Ausgleichszahlungen nach §  21 des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes wurden kumu-
liert bis Juli 2023 lediglich 2,5 Mio. Euro abgerufen. 
Das waren 4,1  Mrd.  Euro weniger als im entspre-
chenden Vorjahreszeitraum. Die Zuschüsse zur zen-
tralen Beschaffung von Impfstoffen gegen SARS-
CoV-2 gingen um 3,2 Mrd. Euro auf 0,9 Mrd. Euro 
zurück. Der Rückgang der laufenden Zuweisungen 
und Zuschüsse wurde durch den Anstieg der Aus-
gaben für das Bürgergeld um 2,5 Mrd. Euro, den Zu-
schuss des Bundes an die allgemeine Rentenversi-
cherung und den ergänzenden Bundeszuschuss an 
den Gesundheitsfonds (jeweils +1,2  Mrd.  Euro) et-
was gedämpft. Darüber hinaus erhöhten sich die 
Ausgaben für die Ertüchtigung von Partnerstaaten 

im Bereich Sicherheit, Verteidigung und Stabilisie-
rung um 2,2 Mrd. Euro.

Finanzierungssaldo

Ende Juli 2023 wies der Bundeshaushalt ein Finan-
zierungsdefizit von 47,4 Mrd. Euro auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen.
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. VorjahrJuli 2022 Juli 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Allgemeine Dienste 108.785 22,6 108.723 22,8 52.905 57.835 +9,3

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 13.615 2,8 12.005 2,5 5.026 5.270 +4,9

Verteidigung 51.608 10,7 52.027 10,9 25.214 29.583 +17,3

Politische Führung, zentrale Verwaltung 22.069 4,6 22.471 4,7 12.356 12.436 +0,6

Finanzverwaltung 6.150 1,3 6.766 1,4 3.411 3.507 +2,8

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle 
Angelegenheiten

28.009 5,8 33.483 7,0 12.100 13.839 +14,4

Förderung für Schülerinnen und Schüler, 
Studierende, Weiterbildungsteilnehmende

4.127 0,9 5.646 1,2 2.281 3.282 +43,9

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb 
der Hochschulen

16.638 3,5 20.273 4,3 6.293 6.773 +7,6

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, 
Arbeitsmarktpolitik

253.717 52,8 214.183 45,0 157.334 133.555 -15,1

Sozialversicherung einschließlich 
Arbeitslosenversicherung

136.757 28,5 136.461 28,7 85.469 86.479 +1,2

darunter:

 Allgemeine Rentenversicherung 99.373 20,7 103.082 21,6 64.827 67.161 +3,6

Krankenversicherung 15.867 3,3 18.975 4,0 9.133 10.502 +15,0

Arbeitsmarktpolitik 42.625 8,9 44.351 9,3 23.892 27.577 +15,4

darunter:

Bürgergeld nach dem SGB II 22.276 4,6 23.760 5,0 12.833 15.310 +19,3

Leistungen des Bundes für Unterkunft und 
Heizung nach dem SGB II

9.729 2,0 10.400 2,2 5.405 6.526 +20,7

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 11.711 2,4 14.984 3,1 6.614 7.756 +17,3

Soziale Leistungen nach dem SGB XII und dem 
Asylbewerberleistungsgesetz

8.690 1,8 9.075 1,9 5.865 6.913 +17,9

Sonstige soziale Angelegenheiten 48.857 10,2 4.116 0,9 32.719 1.445 -95,6

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 18.489 3,8 9.437 2,0 11.321 3.223 -71,5

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste

2.664 0,6 3.909 0,8 784 1.056 +34,7

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 1.589 0,3 2.540 0,5 601 860 +43,1
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Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. VorjahrJuli 2022 Juli 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.701 0,4 2.134 0,4 465 482 +3,6

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen

8.795 1,8 20.979 4,4 5.597 9.378 +67,6

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.970 0,4 3.364 0,7 644 579 -10,1

Geld- und Versicherungswesen 2.227 0,5 6.899 1,4 2.019 6.828 +238,2

Sonstiges im Bereich Gewerbe und 
Dienstleistungen

514 0,1 5.954 1,3 326 341 +4,8

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 28.125 5,9 28.008 5,9 11.226 12.226 +8,9

Straßen 9.243 1,9 9.459 2,0 3.739 3.876 +3,7

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 11.852 2,5 10.875 2,3 3.907 4.240 +8,5

Allgemeine Finanzwirtschaft 30.403 6,3 55.435 11,6 17.443 31.475 +80,4

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen 
und Finanzzuweisungen

13.948 2,9 16.925 3,6 2.952 2.975 +0,8

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang 
mit der Schuldenaufnahme

15.293 3,2 39.864 8,4 13.710 27.737 +102,3

Ausgaben insgesamt¹ 480.688 100,0 476.291 100,0 269.175 263.069 -2,3

1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen
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Die Ausgaben des Bundes nach ökonomischen Arten

Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr Juli 2022 Juli 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Konsumtive Ausgaben 434.477 90,4 411.688 86,4 250.721 238.471  -4,9

Personalausgaben 37.843 7,9 41.669 8,7 22.722 23.450 +3,2

Aktivbezüge 28.193 5,9 31.775 6,7 16.774 17.235 +2,7

Versorgung 9.650 2,0 9.894 2,1 5.948 6.214 +4,5

Laufender Sachaufwand 45.075 9,4 49.147 10,3 20.388 21.038 +3,2

Unterhaltung des unbeweglichen 
Vermögens

1.154 0,2 1.082 0,2 557 630 +13,1

Militärische Beschaffungen 18.981 3,9 18.477 3,9 6.729 7.576 +12,6

Sonstiger laufender Sachaufwand 24.939 5,2 29.588 6,2 13.102 12.833  -2,1

Zinsausgaben 15.264 3,2 39.841 8,4 13.693 27.712 +102,4

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 335.039 69,7 279.324 58,6 193.018 164.847  -14,6

an Verwaltungen 47.360 9,9 36.875 7,7 24.119 22.950  -4,8

an andere Bereiche 287.679 59,8 242.448 50,9 168.899 141.898  -16,0

darunter:

Unternehmen 48.308 10,0 37.812 7,9 24.800 15.707  -36,7

Renten, Unterstützungen u. a. 34.538 7,2 38.950 8,2 19.443 22.814 +17,3

Sozialversicherungen 176.328 36,7 143.728 30,2 110.810 92.336  -16,7

Sonstige Vermögensübertragungen 1.256 0,3 1.707 0,4 900 1.423 +58,1

Investive Ausgaben 46.211 9,6 71.475 15,0 18.454 24.598 +33,3

Finanzierungshilfen 39.664 8,3 63.378 13,3 15.773 22.066 +39,9

Zuweisungen und Zuschüsse 34.001 7,1 41.360 8,7 11.496 14.653 +27,5

Darlehensgewährungen, 
Gewährleistungen

3.560 0,7 20.641 4,3 4.188 7.326 +74,9

Erwerb von Beteiligungen, 
Kapitaleinlagen

2.103 0,4 1.377 0,3 88 87  -1,1

Sachinvestitionen 6.546 1,4 8.097 1,7 2.681 2.532  -5,6

Baumaßnahmen 4.053 0,8 5.311 1,1 1.628 1.507  -7,4

Erwerb von beweglichen Sachen 2.303 0,5 2.631 0,6 998 970  -2,8

Grunderwerb 190 0,0 154 0,0 55 55 +0,0

Globalansätze 0 0,0 -6.872 -1,4 0 0 X

Ausgaben insgesamt1 480.688 100,0 476.291 100,0 269.175 263.069  -2,3

1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. VorjahrJuli 2022 Juli 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Steuern¹ 337.168 92,5 358.126 91,8 189.386 199.624 +5,4

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 307.216 84,2 319.508 81,9 175.489 180.562 +2,9

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge)

171.830 47,1 175.337 45,0 94.909 96.394 +1,6

davon:

Lohnsteuer 96.564 26,5 109.799 28,2 53.901 54.904 +1,9

Veranlagte Einkommensteuer 32.900 9,0 24.170 6,2 16.281 14.877  -8,6

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 16.313 4,5 16.175 4,1 11.310 13.314 +17,7

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge 

2.886 0,8 3.168 0,8 2.050 1.887  -8,0

Körperschaftsteuer 23.167 6,4 22.025 5,6 11.366 11.412 +0,4

Steuern vom Umsatz 132.813 36,4 141.668 36,3 79.337 82.848 +4,4

Gewerbesteuerumlage 2.573 0,7 2.503 0,6 1.243 1.319 +6,1

Energiesteuer 33.667 9,2 36.965 9,5 16.375 16.196  -1,1

Tabaksteuer 14.229 3,9 15.630 4,0 7.202 7.902 +9,7

Solidaritätszuschlag 11.978 3,3 12.500 3,2 6.893 7.087 +2,8

Versicherungsteuer 15.672 4,3 16.270 4,2 10.861 11.639 +7,2

Stromsteuer 6.830 1,9 6.800 1,7 4.006 3.997  -0,2

Kraftfahrzeugsteuer 9.499 2,6 9.470 2,4 5.864 5.890 +0,4

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.194 0,6 2.172 0,6 1.221 1.237 +1,3

Kaffeesteuer 1.063 0,3 1.060 0,3 622 590  -5,1

Luftverkehrsteuer 1.140 0,3 1.535 0,4 542 768 +41,7

Schaumweinsteuer und 
Zwischenerzeugnissteuer

379 0,1 390 0,1 216 232 +7,4

Sonstige Bundessteuern 2 0,0 2 0,0 2 2 +0,0

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 800 X 800 X 800 800 +0,0

Ergänzungszuweisungen an Länder 10.675 X 11.080 X 5.649 5.180  -8,3

BNE-Eigenmittel der EU 25.574 X 27.070 X 16.712 14.365  -14,0

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 4.838 X 5.100 X 2.764 2.975 +7,6

Kunststoff-Eigenmittel der EU 1.377 X 1.380 X 0 805 X

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 14.444 X 9.754 X 9.489 7.857  -17,2

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 4.496 4.496 +0,0
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Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. VorjahrJuli 2022 Juli 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Sonstige Einnahmen 27.485 7,5 31.795 8,2 13.995 16.016 +14,4

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 5.562 1,5 4.453 1,1 2.290 2.298 +0,3

Zinseinnahmen 578 0,2 1.258 0,3 304 887 +191,8

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, 
Kapitalrückzahlungen, Gewährleistungen

1.413 0,4 2.135 0,5 777 663  -14,7

Einnahmen insgesamt² 364.653 100,0 389.921 100,0 203.381 215.640 +6,0

1  Abweichungen zur Tabelle „Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr“ sind methodisch 
bedingt.

2  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Einnahmen des Bundes
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Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich Juni 2023

Der Finanzierungssaldo der Ländergesamtheit 
verschlechterte sich im Vergleich zum Vorjahres-
wert um rund 24,2  Mrd.  Euro und betrug Ende 
Juni -3,7  Mrd.  Euro. Die Einnahmen der Län-
der sanken um 6,3  Prozent, während die Ausga-
ben im Vergleich zum Vorjahr um 3,6 Prozent stie-
gen. Die Verschlechterung des Finanzierungssaldos 
war im Wesentlichen auf die gegenüber dem Vor-
jahr gesunkenen Steuereinnahmen1 (4,2  Prozent) 
und die Rückgänge von Zahlungen von 

1  Zur Entwicklung der Steuereinnahmen wird auf den Artikel 
Steuereinnahmen und konjunkturelles Umfeld im Juni im 
Monatsbericht Juli des BMF verwiesen.

Verwaltungen (laufende Rechnung) um 19,3  Pro-
zent zurückzuführen. Der Rückgang der Einnah-
men ergab sich insbesondere aus der Reduzierung 
von coronabedingten Hilfen des Bundes. Da die 
Einnahmen und Ausgaben im Laufe eines Haus-
haltsjahres für gewöhnlich starken Schwankungen 
unterliegen, lässt sich daher noch kein Schluss für 
den Jahresabschluss ziehen.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein-
schließlich Juni  2023 sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Länderhaushalte bis Juni 2023 – Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-4-Wirtschafts-und-Finanzlage/4-2-steuereinnahmen-und-konjunkturelles-umfeld-juni-2023-pdf.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-4-Wirtschafts-und-Finanzlage/4-2-steuereinnahmen-und-konjunkturelles-umfeld-juni-2023-pdf.pdf?__blob=publicationFile&v=5
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Juni 2023 – Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Juni 2023 – Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen

Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Finan-
zierung des Bundeshaushalts und der Sonderver-
mögen des Bundes. Sondervermögen werden un-
terschieden in solche Sondervermögen, die über 
den Bundeshaushalt oder andere Einnahmen mit-
finanziert werden, und Sondervermögen mit eige-
ner Kreditermächtigung: Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds (FMS), Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF), Investitions- und Tilgungsfonds (ITF), Re
strukturierungsfonds (RSF) und das Sondervermö-
gen Bundeswehr (SV BW).

Die gesetzlichen Vorgaben zur Kreditaufnahme für 
die Sondervermögen FMS und WSF werden durch 
das Stabilisierungsfondsgesetz (StFG) geregelt. Kre-
ditaufnahmen für FMS und WSF dienen zum ei-
nen der Finanzierung von Aufwendungen für Sta-
bilisierungsmaßnahmen gemäß §  9  Abs.  1  StFG, 
der Rekapitalisierung von Unternehmen gemäß 
§ 22 StFG oder zur Abfederung der Folgen der Ener-
giekrise gemäß §  26a  StFG. Zum anderen nimmt
der Bund für FMS und WSF auch Kredite auf, die
gemäß §§ 9 Abs. 5, 23 und 26a Abs. 1 Nr. 5 StFG als
konditionsgleiche Darlehen an Anstalten des öf-
fentlichen Rechts durchgeleitet werden.

Die Aufnahme von Krediten durch den Bund zur 
Weiterleitung von Darlehen über FMS und WSF an 
Anstalten des öffentlichen Rechts (im Folgenden 
„Darlehensfinanzierung“) dient der Kostenerspar-
nis. Der RSF und Kredite des Bundes für die Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) zur Refinanzie-
rung von Programmen und Stützungsmaßnahmen 
im Energiebereich nach § 26a Abs. 1 Nr. 5 StFG wer-
den nachfolgend nicht mit aufgeführt, da zu den 
betrachteten Stichtagen keine Kreditaufnahmen 
beziehungsweise Verschuldung vorgelegen hat.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich

● erst auf die gesamte Kreditaufnahme des
Bundes,

● dann auf die Kreditaufnahme beziehungsweise
Verschuldung des Bundeshaushalts und der
mitfinanzierten Sondervermögen sowie der
Kreditaufnahme von FMS, WSF und ITF ohne
Darlehensfinanzierung und

● schließlich auf die Kreditaufnahme für FMS
und WSF zur Darlehensfinanzierung.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte bis zum 31.  Dezember  2022 Kre-
dite in Höhe von 1.551,7  Mrd.  Euro aufgenom-
men. Dieser Bestand erhöhte sich zum 31. Juli 2023 
auf  1.626,4  Mrd.  Euro. Die Erhöhung gegenüber 
dem 31.  Dezember  2022 um 74,6  Mrd.  Euro re-
sultierte aus neuen Aufnahmen im Volumen von 
344,4  Mrd.  Euro, denen Fälligkeiten im Volumen 
von 269,7  Mrd.  Euro gegenüberstanden. Von An-
fang Januar bis Juli  2023 wurden für die Verzin
sung aller auch in früheren Jahren aufgenomme-
nen bestehenden Kredite saldiert 28,8  Mrd.  Euro 
aufgewendet.

Im Juli  2023 wurden 43,5  Mrd.  Euro an kon-
ventionellen Bundeswertpapieren emittiert. 
Sie verteilten sich auf 2,5  Mrd.  Euro 30-jährige 
Bundesanleihen, 6,0 Mrd. Euro 10-jährige Bundes-
anleihen, 4,0 Mrd. Euro 7-jährige Bundesanleihen, 
5,0  Mrd.  Euro Bundesobligationen, 6,0  Mrd.  Euro 
Bundesschatzanweisungen und 20,0 Mrd. Euro Un-
verzinsliche Schatzanweisungen des Bundes. Im 
Juli 2023 wurden 0,5 Mrd. Euro inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere emittiert und 1,0  Mrd.  Euro 
Grüne Bundeswertpapiere begeben.

Durch eine Teillöschung der Zusatzemission des 
Bundes, die nicht am Markt verkauft wurde, son-
dern direkt in den Bestand des WSF überging, re-
duzierte sich deren ausstehendes Volumen um 
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7,5  Mrd.  Euro. Aus technischen Gründen wird die 
Löschung in der Tabelle als negative Aufnahme 
dargestellt. Parallel und in gleicher Höhe reduzierte 
sich die Anlage des WSF in Forderungen an den 
Bund nach § 26b Abs. 5 StFG.

Die Eigenbestände des Bundes an Bundes-
wertpapieren erhöhten sich im Juli  2023 um 
3,4  Mrd.  Euro auf 191,6  Mrd.  Euro. Die Verände-
rung resultierte aus Sekundärmarktverkäufen in 
Höhe von 8,3 Mrd. Euro, denen Käufe in Höhe von 
4,6 Mrd. Euro und die Erhöhung von Eigenbestän-
den um 7,1 Mrd. Euro gegenüberstanden.

Am 31. Juli 2023 entfielen 93,8 Prozent der Kredit-
aufnahmen auf die Kreditaufnahme des Bundes für 
Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfi-
nanzierung, 6,2 Prozent der Kreditaufnahmen ent-
fielen auf die Darlehensfinanzierung.

Entwicklung der Kreditauf
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung)

Im Juli 2023 wurden für den Bund (Haushalt und 
Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
39,5 Mrd. Euro an Krediten aufgenommen. Gleich-
zeitig wurden 15,6 Mrd. Euro fällige Kredite getilgt. 
Für die Verzinsung der Kredite des Bundes (Haus-
halt und Sondervermögen ohne Darlehensfinan-
zierung) wurden im Juli 2023 saldiert 6,0 Mrd. Euro 
aufgewendet.

Am 31.  Juli  2023 betrug der Bestand der Kredit-
aufnahme des Bundes (Haushalt und Sonderver-
mögen ohne Darlehensfinanzierung) insgesamt 
1.524,8  Mrd.  Euro. Damit erhöhte sich dieser ge-
genüber dem 30. Juni 2023 um 23,9 Mrd. Euro. Die 
Kreditaufnahme für den Bundeshaushalt erhöhte 
sich um 22,2 Mrd. Euro auf 1.421,4 Mrd. Euro. Per 
31. Juli  2023 betrug die Kreditaufnahme für den
WSF für Maßnahmen zur Abfederung der Folgen
der Energiekrise gemäß § 26a StFG 60,8 Mrd. Euro.
Der Bestand erhöhte sich somit im Juli um

1,0 Mrd. Euro. Die Kreditaufnahme für das SV BW 
erhöhte sich um 0,2  Mrd.  Euro auf 1,5  Mrd.  Euro. 
Die Bestände der Kreditaufnahme für den FMS für 
Kredite für Aufwendungen gemäß § 9 Abs. 1 StFG 
(23,2 Mrd. Euro), für den ITF (16,5 Mrd. Euro) und 
für den WSF für Kredite für Rekapitalisierungs-
maßnahmen gemäß § 22 StFG (1,3 Mrd. Euro) ha-
ben sich gegenüber dem Bestand Ende Juni  2023 
nicht oder nur sehr geringfügig verändert.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

Im Juli  2023 wurden für den FMS zur Refinan-
zierung von Darlehen gemäß §  9 Abs.  5  StFG 
1,5  Mrd.  Euro an neuen Krediten aufgenommen. 
Da es im Juli 2023 keine Fälligkeiten gab, lag der Be-
stand per 31. Juli 2023 bei 56,9 Mrd. Euro. Für den 
WSF wurden im Juli  2023 zur Darlehensfinanzie-
rung gemäß § 23 StFG keine neuen Kredite aufge-
nommen und keine Kredite getilgt. Der Bestand 
an Krediten zur Darlehensfinanzierung betrug per 
31. Juli 2023 insgesamt 101,6 Mrd. Euro.

Weitere Einzelheiten können folgenden Tabellen 
entnommen werden:

● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes
im Juli 2023,

● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanzierung) im Juli 2023 und

● Entwicklung von Umlaufvolumen, Eigenbe-
stände und Anlagen des Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds (WSF) im Juli 2023.

Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die beiden erst-
genannten Tabellen mit Daten für den bisheri-
gen Jahresverlauf, die nach Restlaufzeitklassen 
gruppierte Kreditaufnahme des Bundes sowie die 
nach Instrumentenart aufgegliederten Daten zur 
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Kreditaufnahme des Bundes – Bedarf und Bestand
in Mio. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Bestand der Kreditaufnahme des Bundes per 31. Juli 2023

Kreditaufnahme des Bundes, zum Bedarf der Kre-
ditaufnahme des Bundes, zu den Tilgungen des 
Bundes und zu den Zinsen für die Kredite des Bun-
des enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be-
darf und Bestand“ zeigt die Verteilung der Kredit-
aufnahme auf die Finanzierungsinstrumente, so-
wohl für die Aufnahme von Januar bis Juli 2023 als 
auch für den gesamten Bestand per 31.  Juli  2023. 
Den größten Anteil an der Kreditaufnahme im 
laufenden Jahr machten mit 131,3  Mrd.  Euro be-
ziehungsweise 38,1  Prozent die (teils unterjäh-
rig fälligen) Unverzinslichen Schatzanweisungen 
des Bundes aus, gefolgt von den konventionellen 
10-jährigen Bundesanleihen mit 60,2 Mrd. Euro be-
ziehungsweise 17,5 Prozent.

Von der Kreditaufnahme des Bundes über Verbrie-
fungen lagen per 31.  Juli  2023 über 99  Prozent in 
Form von Inhaberschuldverschreibungen vor, bei 
denen die konkreten Gläubiger dem Bund nicht 
bekannt sind.

Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 
den Pressemitteilungen zum Emissionskalen-
der nachgelesen werden.1 Auf der Internetseite 
der Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen-
tur  GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.2

1  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211162

2  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211163
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im Juli 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Aufnahme Tilgungen Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. Juni 2023 Juli Juli 31. Juli 2023 Juli Juli

Insgesamt 1.600.989 40.959 -15.587 1.626.360 25.371 -6.038

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.399.172 37.824 -15.587 1.421.408 22.236 -6.035

Sondervermögen mit eigener Krediter-
mächtigung (ohne Darlehensfinanzierung)

101.745 1.634 - 103.380 1.634 -

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Aufwendungen 
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.988 234 - 23.222 234 -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.322 180 - 16.502 180 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

1.338 -1 - 1.337 -1 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite zur Abfederung der Folgen der 
Energiekrise gemäß § 26a StFG)

59.848 979 - 60.828 979 -

Sondervermögen Bundeswehr 1.249 242 - 1.491 242 -

Darlehensfinanzierung 100.072 1.500 - 101.572 1.500 -2

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Abwicklungsanstalten  
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

55.400 1.500 - 56.900 1.500 -2

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für die KfW gemäß § 23 StFG)

44.672 - - 44.672 - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
im Juli 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Aufnahme Tilgungen Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. Juni 2023 Juli Juli 31. Juli 2023 Juli Juli

Insgesamt 1.500.917 39.459 -15.587 1.524.788 23.871 -6.035

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.399.172 37.824 -15.587 1.421.408 22.236 -6.035

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.988 234 - 23.222 234 -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.322 180 - 16.502 180 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

1.338 -1 - 1.337 -1 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite zur Abfederung der Folgen der 
Energiekrise gemäß § 26a StFG)

59.848 979 - 60.828 979 -

Sondervermögen Bundeswehr 1.249 242 - 1.491 242 -

Gliederung nach Instrumentenarten 

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.381.846 38.195 -14.922 1.405.118 23.273 -5.949

30-jährige Bundesanleihen 332.260 2.204 - 334.464 2.204 -5.882

15-jährige Bundesanleihen 60.697 2 - 60.699 2 -1

10-jährige Bundesanleihen 521.753 3.718 - 525.470 3.718 -20

7-jährige Bundesanleihen 60.794 3.368 - 64.162 3.368 -13

Bundesobligationen 173.442 4.131 - 177.573 4.131 -51

Bundesschatzanweisungen 104.660 5.109 - 109.769 5.109 -9

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes

128.240 19.663 -14.922 132.981 4.741 28

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 59.227 275 - 59.502 275 -30

Grüne Bundeswertpapiere 50.243 988 - 51.231 988 2

Zusatzemissionen des Bundes - - - - - -

Schuldscheindarlehen 5.128 - -665 4.463 -665 -61

Kredite durch 
Wertpapierpensionsgeschäfte

- - - - - -

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

nachrichtlich

Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung  
inflationsindexierter Bundeswertpapiere

13.604 X X 13.677 73 X

Vorsorge für inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere gemäß Schlusszahlungs
finanzierungsgesetz (SchlussFinG) 

13.283 X X 13.359 76 X

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 
Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
Der Bestand zur Vorsorge für inflationsindexierte Bundeswertpapiere nach dem SchlussFinG enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträ-
ge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres (§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines 
inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung von Umlaufvolumen, Eigenbestände und Anlagen des Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF)  
im Juli 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme 
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo)

30. Juni 2023 Juli Juli 31. Juli 2023 Juli

Umlaufvolumen insgesamt 1.930.166 37.535 -15.000 1.952.702 22.535

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.665.750 43.500 -15.000 1.694.250 28.500

30-jährige Bundesanleihen 382.000 2.500 - 384.500 2.500

15-jährige Bundesanleihen 65.500 - - 65.500 -

10-jährige Bundesanleihen 613.750 6.000 - 619.750 6.000

7-jährige Bundesanleihen 75.000 4.000 - 79.000 4.000

Bundesobligationen 247.500 5.000 - 252.500 5.000

Bundesschatzanweisungen 138.500 6.000 - 144.500 6.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

143.500 20.000 -15.000 148.500 5.000

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 64.550 500 - 65.050 500

30-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

13.850 - - 13.850 -

10-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

50.700 500 - 51.200 500

Grüne Bundeswertpapiere 52.250 1.000 - 53.250 1.000

30-jährige Grüne Bundesanleihen 14.500 - - 14.500 -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 23.750 1.000 - 24.750 1.000

Grüne Bundesobligationen 14.000 - - 14.000 -

Zusatzemissionen des Bundes 147.616 -7.465 - 140.152 -7.465

Eigenbestände -188.153 X X -191.592 -3.439

Anlage des WSF in Forderungen an den Bund 
nach § 26b Abs. 5 StFG

-147.616 X X -140.152 7.465

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Löschungen der Zusatzemissionen werden hier aus technischen Gründen als negative Aufnahme dargestellt.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Rückblick auf die Sitzungen der 
Eurogruppe am 13. Juli 2023 
und des ECOFIN-Rats am 
14. Juli 2023

Eurogruppe

Zu Beginn der Eurogruppe am 13. Juli 2023 befass-
ten sich die Ministerinnen und Minister mit der fis-
kalpolitischen Ausrichtung im Euroraum im Ag-
gregat für das Jahr  2024. Einleitend präsentierte 
der Vorsitzende des Europäischen Fiskalausschus-
ses (EFB) Prof.  Niels Thygesen die Bewertung des 
EFB zur angemessenen finanzpolitischen Ausrich-
tung für den Euroraum im Jahr  2024. Er stimmte 
der Europäischen Kommission zu, dass eine res-
triktive Fiskalpolitik im Aggregat des Euroraums 
im Jahr 2024 angemessen sei, sprach sich aber für 
eine schnellere Rückführung der fiskalischen Un-
terstützungsmaßnahmen aus. Zudem solle das der-
zeitige Umfeld genutzt werden, um fiskalische Puf-
fer aufzubauen.

Der deutsche Sitzungsvertreter betonte, dass vor 
dem Hintergrund hoher Schuldenstände und er-
heblicher Defizite in vielen Mitgliedstaaten eine 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte erfor-
derlich sei, um die Tragfähigkeit der öffentlichen Fi-
nanzen nicht zu gefährden. Zum jetzigen Zeitpunkt 
sollte sich die Finanzpolitik eindeutig in Richtung 
Normalisierung bewegen. Es müsse zudem ver-
mieden werden, den Inflationsdruck in einem Um-
feld hoher Inflation zu verstärken. Eine klare Pri-
orisierung der öffentlichen Ausgaben sei zentral, 
um Defizite und Schuldenstandsquoten zeitnah zu 
reduzieren, fiskalische Puffer aufzubauen und pa-
rallel notwendige klimafreundliche Investitionen 
zu sichern.

Die Eurogruppe hielt im Rahmen einer gemeinsa-
men Erklärung fest, dass eine restriktive fiskalische 

Ausrichtung im Euroraum im Aggregat für das 
Jahr 2024 angezeigt sei. Nach mehreren Jahren der 
expansiven Finanzpolitik sei nun eine entschlos-
sene, schrittweise und realistische Haushaltskon-
solidierung notwendig, um die Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen zu stärken, fiskalische Puf-
fer wiederaufzubauen, ein höheres nachhaltiges 
Wachstum zu erzielen und die Widerstandsfähig-
keit des Euroraums gegenüber künftigen Heraus-
forderungen zu stärken. Im Einklang mit früheren 
Erklärungen gelte es, dauerhaft defiziterhöhende 
Maßnahmen zu vermeiden, um nachhaltig Defizite 
und Schuldenstandsquoten abzubauen.

Anschließend befasste sich die Eurogruppe auf 
Grundlage eines von der Europäischen Zentral-
bank (EZB) veröffentlichten Jahresberichts mit der 
internationalen Rolle des Euros. Die Präsidentin 
der EZB Christine Lagarde berichtete, dass die Ver-
wendung des Euros im internationalen Zahlungs-
verkehr trotz der zahlreichen Herausforderungen 
der vergangenen Jahre stabil sei. Der Euro erweise 
sich als resilient und sei nach dem Dollar weiter-
hin die zweitwichtigste internationale Währung. 
Die wirtschaftliche Integration des Euroraums sei 
wichtig, um die Resilienz der internationalen Rolle 
des Euros in einer stärker fragmentierten Weltwirt-
schaft zu stärken.

Eurogruppe im inklusiven Format

Bei der Eurogruppe im inklusiven Format betraf 
der erste Tagesordnungspunkt die Zukunft der eu-
ropäischen Kapital- und Finanzmärkte. Nahezu alle 
Ministerinnen und Minister äußerten sich zu die-
ser Thematik. Sie berichteten zum einen von der 
Arbeit auf Ebene der Mitgliedstaaten, zum ande-
ren von den Ansätzen, die sie zur Vertiefung der 
Kapitalmärkte auf europäischer Ebene für ange-
bracht hielten. Dabei betonten die Mitgliedstaaten 
die Wichtigkeit, private Mittel für die anstehenden 
Transformationsaufgaben zu mobilisieren.
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Der deutsche Sitzungsvertreter regte folgende The-
menbereiche für eine vertiefte Diskussion an: Die 
Verbesserung der Scale-up-Finanzierung und des 
Exit-Markts; Verbesserung der Finanzierungs-
möglichkeiten von kleinen Unternehmen am Ka-
pitalmarkt (Unternehmensanleihen und Verbrie-
fungsmarkt); Konsolidierung und Streamlining der 
Vorschriften im Bereich Sustainable Finance sowie 
einen spezifischen Fokus auf den Rechtsrahmen 
für Finanzinstrumente im Insolvenzrecht.

Der Eurogruppen-Präsident Paschal Donohoe 
schlussfolgerte, dass alle Mitgliedstaaten die Ver-
tiefung der Kapitalmärkte unterstützten. Insbeson-
dere die Rolle der privaten Haushalte sei von den 
Mitgliedstaaten betont worden wie auch die Be-
deutung von kleinen und mittleren Unternehmen 
und der Themenbereich Nachhaltigkeit/Transfor-
mation. Grundsätzlich müsse insbesondere die Fi-
nanzkompetenz gestärkt und der Zugang zu den 
Kapitalmärkten für kleine und mittlere Unter-
nehmen sowie Sparerinnen und Sparer erleichtert 
werden.

Anschließend stand der digitale Euro auf der Tages-
ordnung. Die spanische Ratspräsidentschaft infor-
mierte, dass der am 28. Juni 2023 von der Europä-
ischen Kommission vorgelegte Legislativvorschlag 
am 19. Juli 2023 erstmalig in der zuständigen Rats-
arbeitsgruppe Finanzdienstleistungen und Ban-
kenunion vorgestellt werden sollte. Im Okto-
ber 2023 solle der Eurogruppe über den aktuellen 
Stand berichtet werden. Für den Dezember-ECO-
FIN sei ein Fortschrittsbericht geplant.

Der deutsche Sitzungsvertreter führte aus, dass mit 
der Vorlage des Legislativvorschlags die CoGesetz-
geber das Projekt „Digitaler Euro“ nun innerhalb 
eines regulären Verfahrens diskutieren könnten. Er 
begrüßte den Vorschlag einer dem Bargeld angenä-
herten Offline-Fassung. Auch merkte er vertieften 
Diskussionsbedarf zu den Grundzügen eines mög-
lichen technologischen Designs an. Zudem sei die 
richtige Balance im Verhältnis zwischen öffentli-
chem Sektor und Privatsektor wichtig.

Die EZB legte überdies ihren vierten Fortschrittsbe-
richt zur Untersuchungsphase für einen digitalen 
Euro vor. In diesem erläutert sie ihre Ideen für ein 
mögliches Vergütungsmodell und wie der digitale 
Euro die finanzielle Inklusion verbessern könnte.

ECOFIN

Das Treffen der ECOFIN-Ministerinnen und -Mi-
nister am 14.  Juli  2023 begann mit den Tages-
ordnungspunkten „Angepasste Eigenmittelvor-
schläge“ und „Finanzielle Unterstützung für die 
Ukraine im Zusammenhang mit der Halbzeitre-
vision des Mehrjährigen Finanzrahmens“, die ge-
meinsam behandelt wurden.

Die Europäische Kommission betonte, dass mit 
den angepassten Eigenmittelvorschlägen vom 
20. Juni 2023 nun alles auf dem Tisch liege, um mit 
den neuen Eigenmitteln voranzukommen  – auch 
im Hinblick auf die Rückzahlung der Anleihen im 
Rahmen von NextGenerationEU.

Die Finanzministerinnen und -minister äußerten 
sich erstmals zu den angepassten Eigenmittelvor-
schlägen und fokussierten sich auf erste Bemer-
kungen sowie den weiteren Prozess. Bundesfi-
nanzminister Christian Lindner unterstrich die 
Notwendigkeit einer sorgfältigen Prüfung der Vor-
schläge, machte aber auch klar, dass man zu der im 
Jahr 2020 getroffenen Vereinbarung stehe, neue Ei-
genmittel zur Rückzahlung der Anleihen im Rah-
men von NextGenerationEU einzuführen. Auch 
stellte er klar, dass ab  2028 mit der Rückzahlung 
auch dann begonnen werden müsse, wenn es keine 
Einigung auf neue Eigenmittel gäbe.

In der Aussprache zeigte sich die Mehrheit der 
Mitgliedstaaten in unterschiedlicher Tonali-
tät skeptisch gegenüber den vorgeschlagenen 
neuen Eigenmitteln, war aber grundsätzlich of-
fen für konstruktive Diskussionen. Zahlreiche 
Mitgliedstaaten sprachen sich dafür aus, die Ar-
beiten zunächst auf technischer Ebene fortzuset-
zen, da noch viele Fragen offen seien. Nur wenige 
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Mitgliedstaaten begrüßten das nun vorliegende ge-
änderte Eigenmittelpaket.

Neben Deutschland verknüpften auch andere Mit-
gliedstaaten die Einführung neuer Eigenmittel mit 
der Generierung von Einnahmen zur Rückzahlung 
der Anleihen im Rahmen von NextGenerationEU. 
Einige Mitgliedstaaten betonten explizit, die Ein-
führung neuer Eigenmittel zu unterstützen, erach-
teten das vorliegende Paket aber nicht als ausge-
wogen. Eine Gruppe von Mitgliedstaaten kritisierte 
ganz allgemein die fehlende Balance der Vor-
schläge. Mehrere Mitgliedstaaten betonten gleich-
wohl, sich konstruktiv an der weiteren Diskussion 
beteiligen zu wollen. Die Einführung von Eigen-
mitteln auf Grundlage des Emissionshandelssys-
tems der Europäischen Union (EU) sahen zahlrei-
che Mitgliedstaaten sehr kritisch. Dem Vorschlag 
für neue Eigenmittel auf Grundlage von Statisti-
ken zu Unternehmensgewinnen standen zahlrei-
che Mitgliedstaaten skeptisch gegenüber.

Zahlreiche Mitgliedstaaten forderten zudem die 
Trennung der Beratungen zu den neuen Eigenmit-
teln von den Diskussionen zur Revision des Mehr-
jährigen Finanzrahmens (MFR) und insbesondere 
zum Vorschlag der Schaffung einer Ukraine-Fazili-
tät. Die spanische Präsidentschaft hielt in Bezug auf 
neue Eigenmittel fest, dass die Aussprache weiteren 
Bedarf für technische Diskussionen gezeigt habe.

Die Europäische Kommission warb für ihren Le-
gislativvorschlag für eine Ukraine-Fazilität vom 
20.  Juni 2023. Die vorgeschlagene Gewährung von 
Zuschüssen und Darlehen an die Ukraine und de-
ren Verteilung im jährlichen Haushaltsverfah-
ren schaffe die richtige Balance von Planbarkeit 
und Flexibilität. Insbesondere animiere eine klare 
Selbstverpflichtung der  EU auch internationale 
Partner dazu, sich anzuschließen. Zudem trat die 
Europäische Kommission Forderungen nach einer 
Lösung zur Unterstützung der Ukraine außerhalb 
des EU-Haushalts entgegen. Die Prozesse hierfür 
seien zu langwierig und kompliziert und würden 
letztlich nur im Haushalt existierende Mechanis-
men duplizieren.

In der Aussprache betonte neben Deutschland eine 
breite Mehrheit der Mitgliedstaaten ausdrück-
lich ihre Bereitschaft, die Ukraine zu unterstützen. 
Bundesfinanzminister Christian Lindner führte 
ebenso wie eine Reihe anderer Mitgliedstaaten aus, 
dass es eine stabile, vorhersehbare und tragfähige 
Lösung mit internationaler Lastenteilung brauche. 
Bundesfinanzminister Christian Lindner hielt die 
Unterstützung der Ukraine für eine drängende He-
rausforderung, die politisch von den übrigen Vor-
schlägen zur Revision des MFR zu trennen sei. In 
Bezug auf die Revision des MFR habe Deutschland 
seine Erwartung an die Europäische Kommission 
nicht geändert, neue Prioritäten durch Umschich-
tungen zu finanzieren. Eine Gruppe von Mitglied-
staaten hielt eine Befassung des Europäischen Rats 
im Oktober  2023 für verfrüht. Mit Bezug auf die 
Auswirkungen des russischen Angriffskriegs auf 
die  EU forderten auch einige Mitgliedstaaten im 
Rahmen der MFR-Revision Aufstockungen im Be-
reich „Militärische Mobilität“. Die spanische Prä-
sidentschaft fasste abschließend zusammen, es 
bestehe Einigkeit darüber, die Ukraine weiterhin fi-
nanziell zu unterstützen und das Dossier prioritär 
zu behandeln.

Der ECOFIN führte auf Grundlage einer Issues 
Note der spanischen Präsidentschaft eine Orien-
tierungsaussprache zu dem von der Europäischen 
Kommission am 17. Mai 2023 unterbreiteten Vor-
schlag für eine Reform der Zollunion.

Die Europäische Kommission unterstrich die Rolle 
des Zolls als Einnahmeverwaltung sowie als Hü-
ter des Binnenmarkts. Die Zollverwaltungen wür-
den aufgrund des zunehmenden elektronischen 
Handels, der wachsenden Zahl der EU-Rechtsvor-
schriften über Verbote und Beschränkungen sowie 
der geopolitischen Lage derzeit massiv unter Druck 
stehen. Die Zollreform habe hohe Priorität. Die 
Hauptbestandteile der Reform seien u. a. eine sig-
nifikante Vereinfachung der Zollformalitäten so-
wie die Einrichtung einer neuen EU-Zollbehörde.

In der Aussprache begrüßte das Gros der Mitglied-
staaten die Reformziele im Allgemeinen und dankte 
der Kommission für die geleistete Arbeit sowie die 
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ambitionierten Vorschläge. In Bezug auf die von 
der Europäischen Kommission vorgesehene neu 
zu errichtende EU-Zollbehörde zeigte sich ein dif-
ferenziertes Meinungsbild. Bundesfinanzminister 
Christian Lindner führte aus, man teile die Zielrich-
tung des Vorhabens. Bei allen Reformbemühun-
gen dürfe jedoch die große Mehrheit der redlichen 
Wirtschaftsbeteiligten nicht vergessen werden. Ein 
Gleichgewicht zwischen Kontrollen und Handels
erleichterungen sei wesentlich. Im Allgemeinen 
müsse die neue Behörde einen praktischen Mehr-
wert bringen und nicht nur ein Mehr an Büro-
kratie. Nur eine kleine Gruppe von Mitgliedstaa-
ten unterstützte den Vorschlag der Europäischen 
Kommission zur Einrichtung der EU-Zollbehörde 
uneingeschränkt.

Wie zu Beginn einer neuen Ratspräsidentschaft 
üblich erläuterte die spanische Ratspräsidentschaft 
ihr ECOFIN-Arbeitsprogramm, das sich auf

1.	 die Vertiefung der Wirtschafts- und Währungs-
union,

2.	 die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit, des 
Zusammenhalts und der strategischen Autono-
mie der EU sowie

3.	 auf die Stärkung der EU als globaler Player 
konzentriere.

Neben den regulären ECOFIN-Sitzungen verwies 
die spanische Vorsitzende insbesondere auf das Gip-
feltreffen EU-CELAC der Staats- und Regierungs-
chefs der  EU und der Gemeinschaft der Latein-
amerikanischen und Karibischen Staaten (CELAC) 
am 17. und 18. Juli 2023 sowie auf den informellen 
ECOFIN am 15.  und 16.  September  2023, zu dem 
auch 33  lateinamerikanische und karibische Län-
der eingeladen worden seien und der sich mit den 
Themen „Global Gateway Investment Agenda“ so-
wie mit der Koordinierung der Währungs- und Fis-
kalpolitik, Wirtschaftssicherheit und europäischen 
öffentlichen Gütern beschäftigen werde.

Unter dem Tagesordnungspunkt „Europäisches Se-
mester  2023“ wurden die Schlussfolgerungen des 

Rats zu den vertieften Überprüfungen  2023 im 
Rahmen des Verfahrens bei einem makroökono-
mischen Ungleichgewicht vom ECOFIN gebilligt.

Die Europäische Kommission merkte an, dass es 
weiterhin Herausforderungen in einigen Ländern 
bezüglich makroökonomischer Ungleichgewichte 
gebe. Die Aufbau- und Resilienzfazilität (Recovery 
and Resilience Facility, RRF) helfe dabei, diese ab-
zubauen. Die wesentlichen Merkmale der vertief-
ten Analysen seien in den Schlussfolgerungen ent-
halten, daher unterstütze man diese.

Unter dem Tagesordnungspunkt „Wirtschaftliche 
Erholung“ informierte die Europäische Kommis-
sion zum Stand der Implementierung der RRF. Im 
Zentrum würden derzeit die Anpassungen der Re-
form- und Investitionsprogramme sowie die Er-
gänzung der REPowerEU-Kapitel stehen. Estland 
sei vorbildlich als erster Mitgliedstaat mit einem 
bereits aktualisierten Durchführungsbeschluss für 
ein REPowerEU-Kapitel.

Die Ministerinnen und Minister billigten zudem 
die von Frankreich, Malta, Irland und der Slowakei 
vorgelegten Änderungen der nationalen Aufbau- 
und Resilienzpläne (ARP). Die Europäische Kom-
mission gratulierte Frankreich, Malta, Irland und 
der Slowakei und bewertete die Planrevisionen 
aufgrund von Neuberechnungen der maximalen 
Zuschusshöhe, Änderungen aufgrund objektiver 
Umstände und den bei Frankreich, Malta und der 
Slowakei ergänzten REPowerEU-Kapiteln positiv. 
Die neuen REPowerEU-Kapitel bauten die Maß-
nahmen für grünen Wandel aus und blieben ambi-
tioniert mit Blick auf den digitalen Wandel.

Im irischen Plan seien zwei Maßnahmen aufgrund 
objektiver Umstände geändert worden, ohne dass 
die Ziele beeinträchtigt worden seien. Die Europä-
ische Kommission erwarte von Irland als Nächs-
tes eine REPowerEU-Ergänzung und zeitnah auch 
noch Änderungen am italienischen ARP. Die Euro-
päische Kommission bewerte außerdem aktuell die 
Revisionen sechs weiterer Pläne der Mitgliedstaa-
ten Tschechien, Dänemark, Spanien, Litauen, Por-
tugal und der Niederlande. Einige Mitgliedstaaten 
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dankten der Europäischen Kommission für die Zu-
sammenarbeit und erläuterten einzelne Aspekte 
der eigenen Pläne.

Die spanische Präsidentschaft betonte anlässlich 
der Vorbereitungen für das G20-Treffen der Fi-
nanzministerinnen und -minister und Notenbank-
gouverneurinnen und -gouverneure sowie der Jah-
restagung des Internationalen Währungsfonds und 
der Weltbank vom 9. bis 15. Oktober 2023 in Mar-
rakesch, Marokko, dass angesichts der schwierigen 
geopolitischen Lage die Erwartungen an die Bret-
ton-Woods-Institutionen hoch seien. Es sei not-
wendig, den Diskussionen zu der Reform des inter-
nationalen Finanzsystems sowie der Struktur der 
multilateralen Institutionen intensiv zu folgen. Die 
Europäische Kommission ergänzte, dass es wich-
tig sei, dass die EU sich in den internationalen Gre-
mien zur Reform des Finanzsystems einbringe.

Unter „Sonstiges“ informierte die spanische Präsi-
dentschaft darüber, dass das „Inclusive Framework 
on BEPS“ bei der OECD am 10.  und 11.  Juli  2023 
eine Einigung über die Ausgestaltung der soge-
nannten Subject-to-tax-Rule, die Bestandteil der 
Säule  2 ist (unter Säule  2 fällt auch die globale 

effektive Mindestbesteuerung) und über das wei-
tere Vorgehen beim sogenannten Amount  B, der 
als Teil von Säule 1 die Vereinfachung von Verrech-
nungspreisen betrifft, erzielt habe. Darüber hinaus 
seien Fortschritte zum sogenannten Amount  A, 
der als Teil von Säule 1 die partielle Umverteilung 
von Besteuerungsrechten betrifft, erreicht wor-
den. Der multilaterale völkerrechtliche Vertrag zu 
Amount  A sei auf OECD-Ebene weitgehend aus-
gearbeitet worden und solle im Laufe der nächs-
ten Wochen abschließend verhandelt werden. Ziel 
sei es, den multilateralen völkerrechtlichen Vertrag 
zur Zeichnung Ende des Jahres vorlegen zu kön-
nen. Ferner habe man sich über die Unterstützung 
von Entwicklungsländern bei der Implementie-
rung der Zwei-Säulen-Lösung verständigt. Die spa-
nische Präsidentschaft wertete die von den rund 
140 Ländern des „Inclusive Frameworks“ erzielten 
Fortschritte mit Blick auf die bis zum Jahresende 
angestrebte Zeichnung des multilateralen völker-
rechtlichen Vertrags als wesentlich und sprach sich 
ausdrücklich dafür aus, dass die  EU und die Mit-
gliedstaaten voranschreiten sollten. Die Europä-
ische Kommission sah die erzielten Fortschritte 
ebenfalls sehr positiv.
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Datum Veranstaltung

24. August 2023 Zukunftstag für finanzielle Bildung

24. August 2023 Bundesfinanzminister Christian Lindner auf Tour, JETZT | Im Dialog in Burg, Sachsen-Anhalt

9./10. September 2023 Tag des offenen Denkmals, Öffnung des DRH-Innenhofs: „Verantwortung begegnen“

30. September 2023 Bundesfinanzminister Christian Lindner auf Tour, JETZT | Im Dialog in Oldenburg

Weitere Informationen zu bisherigen und kommenden Veranstaltungen finden Sie auf der Webseite: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/veranstaltungen 
 
 
 
 
 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltung

8./10. September 2023 G20-Gipfeltreffen der Staats-und Regierungschefinnen und -chefs unter Teilnahme der 
Finanzministerinnen und -minister in Neu-Delhi, Indien

15./16. September 2023 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat in Santiago de Compostela, Spanien

11./14. Oktober 2023 Jahrestagung von IWF und Weltbank mit Treffen der G20-Finanzministerinnen und -minister und 
-Notenbankgouverneurinnen und -gouverneure in Marrakesch, Marokko

16./17. Oktober 2023 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Luxemburg

9. November 2023 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

22. November 2023 Deutsch-Italienische Regierungskonsultationen, Deutschland

7./8. Dezember 2023 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Veranstaltungen des BMF

Datum Verfahrensschritte

9. bis 11. Mai 2023 Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“

5. Juli 2023 Kabinettsbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2024 und Finanzplan bis 2027

18. August 2023 Zuleitung an Bundestag und Bundesrat

5. bis 8. September 2023 1. Lesung Bundestag

29. September 2023 1. Durchgang Bundesrat 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2024 
und des Finanzplans bis 2027
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

September 2023 August 2023 21. September 2023

Oktober 2023 September 2023 20. Oktober 2023

November 2023 Oktober 2023 21. November 2023

Dezember 2023 November 2023 21. Dezember 2023

1  Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Das BMF hat folgende Publikationen herausgegeben: 

Die wichtigsten Steuern im internationalen Vergleich 2022

Das Bundesministerium der Finanzen: Ein Haus, das zählt.

Arbeiten mit Schwerbehinderung – Ihre Karriere im BMF

Ihre Photovoltaikanlage: Weniger Steuern, weniger Bürokratie

Steuern von A-Z, Ausgabe 2023

Abschlussbericht der Fokusgruppe private Altersvorsorge

Haushaltsrechnungen des Bundes 2022

Vermögensrechnung des Bundes 2022 

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und der Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung) 

Kreditaufnahme des Bundes: Bestand, Bedarf und Tilgung sowie Zinsen für Kredite

Nach dem Haushaltsgesetz übernommene Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2017 bis 2022

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

Haushaltsquerschnitt: Gliederung der Ausgaben nach Ausgabegruppen und Funktionen

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2022

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafiken.
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﻿

Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
7ttps://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2023 bis 2024

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2022/2023

Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der Länder

Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunkturkomponenten des Bundes

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

﻿

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-23-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
 https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales BIP, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten Industrie- und 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
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Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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